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A. EINLEITUNG 
 
 
I. Vorbemerkung 
 
 
Im Bereich des Zivilrechts fordert der Europäische Rat die Kommis-
sion auf, einen Vorschlag für den weiteren Abbau der Zwischenmaßnah-
men zu unterbreiten, die nach wie vor notwendig sind, um die Anerken-
nung und die Vollstreckung einer Entscheidung oder eines Urteils im er-
suchten Staat zu ermöglichen. Als erster Schritt sollten diese Zwischen-
verfahren bei Titeln aufgrund von verbraucher- oder handelsrechtlichen 
Ansprüchen mit geringem Streitwert und bei bestimmten familienrecht-
lichen Urteilen (zB über Unterhaltsansprüche und Besuchsrechte) abge-
schafft werden. Derartige Entscheidungen würden automatisch unionsweit 
anerkannt, ohne dass es irgendwelche Zwischenverfahren oder Gründe 
für die Verweigerung der Vollstreckung geben würde. Damit einhergehend 
könnten Mindeststandards für spezifische Aspekte des Zivilprozessrechts 
aufgestellt werden.1 
 
Diese im Oktober 1999 ergangene Aufforderung des Europäischen 
Rates bildete den Ausgangspunkt für die Abschaffung des Exequatur-
verfahrens in verschiedenen Bereichen des Europäischen Zivilprozess-
rechts. Hintergrund dafür war das Inkrafttreten des Vertrags von Amster-
dam am 01.05.1999. Dieser sah die Schaffung eines Raumes der Freiheit, 
der Sicherheit und des Rechts und damit einhergehend die Vergemein-
schaftung der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen vor.2 
 
Auf die Vorgabe des Europäischen Rates folgten zunächst mehrere 
programmatische Erklärungen seitens des zuständigen Rates für Justiz 
                                               
1
 Europäischer Rat (Tampere), 15./16.10.1999, Schlussfolgerungen des Vorsitzes Rz 34 
(abgerufen am 30.06.2010 unter http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/ 
pressdata/de/ec/00200-r1.d9.htm). 
2
 Vgl die Art 61 ff EG (nunmehr Art 67 ff AEUV). 
 2 
und Inneres sowie der Europäischen Kommission.3 Anschließend wurde 
die Abschaffung des Vollstreckbarerklärungsverfahrens nach und nach in 
verschiedenen Rechtsakten verwirklicht. Heute ist die Aufforderung des 
Europäischen Rates in den folgenden fünf Verordnungen umgesetzt: Ehe-
Kind-Verordnung, Vollstreckungstitelverordnung, Mahnverordnung, Baga-
tellverordnung und Unterhaltsverordnung. 
 
„Vollstrecken ohne Exequatur“ gewinnt daher im Europäischen 
Rechtsraum zunehmend an Bedeutung. Die Abschaffung des Vollstreck-
barerklärungsverfahrens rüttelt an den Grundfesten des traditionellen 
Internationalen Zivilprozessrechts und steht damit auch in engem Zusam-
menhang mit der Bildung des Begriffs des Europäischen Zivilprozess-
rechts als eigenständigem Rechtsgebiet. 
 
Der Abbau von Zwischenmaßnahmen bei der Anerkennung und 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen unterstützt die grenzüber-
schreitende Rechtsdurchsetzung entscheidend und trägt damit zum 
Funktionieren des europäischen Binnenmarktes bei.4 Die Geschäfts-
tätigkeit zwischen Vertragsparteien aus verschiedenen Mitgliedstaaten 
wäre beeinträchtigt, könnte man Ansprüche nicht effizient in allen 
Mitgliedstaaten durchsetzen. 
 
Freilich ist nicht nur das Interesse des Gläubigers an einer effektiven 
Durchsetzung seiner Ansprüche zu berücksichtigen. Auch die Belange 
des Schuldners dürfen nicht vernachlässigt werden. Dieser muss vor der 
Vollstreckung von Entscheidungen, die unter Missachtung von verfahrens-
rechtlichen Mindeststandards zustande gekommen sind, geschützt 
werden. 
 
 
                                               
3
 Vgl insbesondere das Programm des Rates über Maßnahmen zur Umsetzung des 
Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen, ABl Nr C 12/2001, 1 ff. 
4
 Nagel/Gottwald, Internationales Zivilprozessrecht, § 12 Rz 2. 
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II. Überblick über die einzelnen Verordnungen 
 
 
Wie eingangs erwähnt, sehen derzeit fünf Verordnungen die Möglich-
keit vor, in einem Mitgliedstaat erlassene Vollstreckungstitel unter be-
stimmten Voraussetzungen in den anderen Mitgliedstaaten unmittelbar, dh 
ohne Exequaturverfahren, zu vollstrecken. Zunächst soll ein kurzer Über-
blick über diese Rechtsinstrumente gegeben werden. 
 
 
1. Verordnung (EG) Nr 2201/2003 des Rates vom 27.11.2003 über die 
Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Ver-
antwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr 1347/20005 
(EuEheKindVO) 
 
Die EuEheKindVO wurde am 27.11.2003 verabschiedet und trat an 
die Stelle der EG-Verordnung Nr 1347/2000. Während letztere Vor-
schriften für die Zuständigkeit sowie Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Ehesachen sowie von aus Anlass von Ehesachen 
ergangenen Entscheidungen über die elterliche Verantwortung für die 
gemeinsamen Kinder der Ehegatten enthielt, gilt die EuEheKindVO für alle 
Entscheidungen über die elterliche Verantwortung unabhängig davon, ob 
eine Verbindung zu einem Eheverfahren besteht. Damit wird die 
Gleichbehandlung aller Kinder gewährleistet.6 
 
Auf Initiative Frankreichs hin7 wird in der EuEheKindVO zum ersten 
Mal in einer Verordnung des Europäischen Zivilprozessrechts die Abkehr 
vom traditionellen Instrument des Exequaturverfahrens vollzogen. Die Art 
40 ff EuEheKindVO sehen die unmittelbare Anerkennung und Voll-
                                               
5
 ABl Nr L 338/2003, 1 ff. Vgl auch die Änderung von Art 63 EuEheKindVO durch die EG-
Verordnung Nr 2116/2004 des Rates, ABl Nr L 367/2004, 1 ff. 
6
 ErwGr 5 EuEheKindVO. 
7
 ErwGr 4 EuEheKindVO. 
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streckung in den anderen Mitgliedstaaten von folgenden Entscheidungen 
vor: 
a) Entscheidungen über das Umgangsrecht; 
b) Entscheidungen über die Rückgabe eines Kindes, die vom 
zuständigen Gericht jenes Mitgliedstaats erlassen werden, in dem das 
Kind vor dem widerrechtlichen Verbringen oder Zurückhalten in einem 
anderen Mitgliedstaat seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte. 
 
Die EU-weite unmittelbare Vollstreckbarkeit solcher Entscheidungen ist 
gegeben, wenn von der zuständigen Behörde des Ursprungsmitglied-
staats eine entsprechende Bescheinigung unter Verwendung eines Form-
blatts ausgestellt wird. Darin muss im Wesentlichen bestätigt werden, dass 
in dem der Entscheidung vorausgegangenen Verfahren das rechtliche Ge-
hör aller betroffenen Parteien, auch des Kindes, gewahrt war.8 
Für Entscheidungen, die in den übrigen Anwendungsbereich der Ver-
ordnung9 fallen, gilt weiterhin ein Exequaturverfahren, das nach dem Vor-
bild des EuGVÜ10 bzw der EuGVVO11 ausgestaltet ist. 
Die Inanspruchnahme der unmittelbaren Vollstreckbarkeit ist lediglich 
fakultativ. Dem Träger der elterlichen Verantwortung steht es frei, Ent-
scheidungen über das Umgangsrecht oder über die Rückgabe eines Kides 
im Wege des Exequaturverfahrens anerkennen und für vollstreckbar er-
klären zu lassen.12 
                                               
8
 Vgl die Art 41 und 42 EuEheKindVO. 
9
 Siehe Art 1 EuEheKindVO. 
10
 Übereinkommen von Brüssel über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen von 1968, ABl Nr C 27/1998, 1 
ff. 
11
 Verordnung (EG) Nr 44/2001 des Rates vom 22.12.2000 über die gerichtliche Zustän-
digkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Han-
delssachen, ABl Nr L 12/2001, 1 ff. 
12
 Art 40 Abs 2 EuEheKindVO. Berechtigte dieser Wahlmöglichkeit sind freilich nicht nur 
die Träger der elterlichen Verantwortung, sondern auch umgangsberechtigte Angehörige 
und Dritte. Bei der Formulierung von Art 40 Abs 2 EuEheKindVO handelt es sich offen-
sichtlich um ein Redaktionsversehen (Geimer/Schütze/Paraschas, Art 40 EuEheKindVO, 
Rz 13). 
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Bemühungen um eine neuerliche Reform der EuEheKindVO, welche 
insbesondere die Aufnahme von Bestimmungen über das anwendbare 
Recht in Ehesachen vorsahen13, sind am Widerstand Schwedens ge-
scheitert.14 Schweden befürchtete, durch die Rom III-Verordnung Schei-
dungsrecht anwenden zu müssen, das ein Geschlecht dem anderen ge-
genüber zumindest indirekt benachteiligt und damit im eklatanten Gegen-
satz zum eigenen Recht steht.15 Der Rat nahm daher am 05./06.06.2008 
zur Kenntnis, dass keine einstimmige Bereitschaft zur Weiterarbeit an der 
Reform besteht. Daraufhin haben 13 Mitgliedstaaten16 bei der Kommission 
einen Antrag auf verstärkte Zusammenarbeit gemäß Art 43 ff EU17 ge-
stellt, um Teilen des Rom III-Entwurfs zumindest zwischen ihnen Geltung 
zu verschaffen.18 Die Kommission hat einen entsprechenden Vorschlag 
am 31.03.2010 an den Rat übermittelt.19 
 
 
2. Verordnung (EG) Nr 805/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 21.04.2004 zur Einführung eines europäischen Voll-
streckungstitels für unbestrittene Forderungen20 (EuVTVO) 
 
Wenige Monate nach der EuEheKindVO, am 21.04.2004, wurde die 
EuVTVO erlassen. Sie ist die erste Verordnung, die als ganze vom Voll-
                                               
13
 Vgl den so genannten Rom III-Vorschlag der Kommission, KOM(2006) 399, endg. 
14
 Da es sich um eine familienrechtliche Materie handelt, gilt gemäß Art 67 Abs 5 zweiter 
Spiegelstrich EG (nunmehr Art 81 Abs 3 AEUV) das Einstimmigkeitsprinzip. 
15
 Fucik in König/Mayr, Europäisches Zivilverfahrensrecht in Österreich II, 105, 134. 
16
 Belgien, Bulgarien, Deutschland, Frankreich, Italien, Lettland, Luxemburg, Malta, Ös-
terreich, Rumänien, Slowenien, Spanien, Ungarn. 
17
 Entspricht den Art 20 EUV und 326 ff AEUV. 
18
 Schmidt-Kessel/Schubmehl, GPR 2008, 259, 260. 
19
 Vorschlag für eine Verordnung (EU) des Rates zur Begründung einer verstärkten Zu-
sammenarbeit im Bereich des auf die Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes anzuwendenden Rechts, KOM(2010) 105 endg. Derzeit ist das Gesetzge-
bungsverfahren zur Geschäftszahl 2010/0067 (CNS) im Gange (Stand: 30.06.2010). 
20
 ABl Nr L 143/2004, 15 ff. Vgl auch die Änderungen durch die EG-Verordnung Nr 
1869/2005 der Kommission (ABl Nr L 300/2005, 6 ff) und durch die EG-Verordnung Nr 
1103/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl Nr L 304/2008, 80 ff). 
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streckbarerklärungsverfahren abgeht und für den Bereich der unbestrit-
tenen Forderungen einen Europäischen Vollstreckungstitel einführt. 
 
Der Verordnung liegt folgendes Konzept zu Grunde21: Es wird kein 
einheitliches Verfahren eingeführt, aus dem ein europäischer Titel hervor-
geht, sondern ein nationaler Titel, der bestimmte Mindeststandards erfüllt, 
kann als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigt werden. Dieses Bestä-
tigungsverfahren im Ursprungsmitgliedstaat übernimmt mit einigen Ein-
schränkungen die Funktionen des traditionellen Exequaturverfahrens im 
Vollstreckungsmitgliedstaat. 
 
Art 2 EuVTVO legt zunächst den Anwendungsbereich fest, der wie 
bei der EuGVVO Zivil- und Handelssachen umfasst. Nur ein Titel über 
eine unbestrittene Forderung kann als EuVT bestätigt werden. Deshalb 
folgt in Art 3 EuVTVO eine Definition der unbestrittenen Forderung. 
Weitere Voraussetzungen für die Bestätigung als EuVT sind, dass 
die Entscheidung im Ursprungsmitgliedstaat vollstreckbar ist, dass sie 
nicht im Widerspruch zu den Zuständigkeitsregeln in Kapitel II Abschnitte 
3 und 6 der EuGVVO steht und dass das Verfahren den in den Art 12 ff 
EuVTVO festgelegten Mindestvorschriften entsprochen hat.22 Der Ver-
braucherschutz wird durch die Bestimmung des Art 6 Abs 1 lit d EuVTVO 
gewährleistet. 
Im nationalen Vollstreckungsverfahren, das grundsätzlich der lex fori 
unterliegt, ist eine als EuVT bestätigte Entscheidung einer inländischen 
Entscheidung gleichgestellt.23 
 
 
 
 
 
 
                                               
21
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Einl EuVTVO Rz 11. 
22
 Art 6 Abs 1 EuVTVO. 
23
 Art 20 Abs 1 EuVTVO. 
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3. Verordnung (EG) Nr 1896/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 12.12.2006 zur Einführung eines europäischen Mahn-
verfahrens24 (EuMahnVO) 
 
Die Verabschiedung der EuMahnVO am 12.12.2006 erfolgte mehr 
als zwei Jahre, nachdem mit der EuVTVO das Pilotprojekt für die Ab-
schaffung des Vollstreckbarerklärungsverfahrens beschlossen worden 
war. 
 
Wie die EuVTVO hat auch die EuMahnVO zum Ziel, dem Problem 
der Betreibung von unbestrittenen Forderungen beizukommen.25 Der An-
satz ist allerdings ein anderer: Es wird erstmals ein einheitliches Verfahren 
geschaffen, an dessen Ende ein EuVT steht bzw stehen kann, der in allen 
Mitgliedstaaten mit Ausnahme von Dänemark26 ohne weitere Zwischen-
verfahren vollstreckt werden kann. Damit soll eine vereinfachte und be-
schleunigte Geltendmachung von grenzüberschreitenden Forderungen 
und damit einhergehend eine Verringerung der Verfahrenskosten erreicht 
werden.27 Im Ergebnis werden die gleichen Bedingungen für Gläubiger 
und Schuldner innerhalb der EU angestrebt.28 
 
 Die EuMahnVO ist ein fakultatives Instrument29: Dem Gläubiger steht 
es frei, sich anderer, vom nationalen oder vom Gemeinschaftsrecht vorge-
sehener Verfahren zu bedienen. 
Der Anwendungsbereich umfasst Zivil- und Handelssachen.30 Be-
deutsam ist, dass die EuMahnVO auf grenzüberschreitende Rechts-
sachen beschränkt bleibt.31 
                                               
24
 ABl Nr L 399/2006, 1 ff. 
25
 Vgl ErwGr 9 EuMahnVO. 
26
 Zum räumlichen Anwendungsbereich der EuMahnVO und der anderen vier Verordnun-
gen siehe unten, B. II. 
27
 ErwGr 9 EuMahnVO. 
28
 Sujecki, EuZW 2006, 330, 330. 
29
 Art 1 Abs 2 EuMahnVO. Vgl auch ErwGr 10 EuMahnVO. Hess/Bittmann, IPRax 2008, 
305, 306, sprechen von einem additiven Verfahren. 
30
 Art 2 EuMahnVO. 
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Das in den Art 7 ff beschriebene Verfahren zum Erlass eines Europä-
ischen Zahlungsbefehls ist dadurch gekennzeichnet, dass – ähnlich wie 
bei der EuVTVO – bestimmte Mindeststandards das rechtliche Gehör des 
Schuldners gewährleisten sollen.32 
Wird der Europäische Zahlungsbefehl beeinsprucht, erfolgt der Über-
gang in ein ordentliches Erkenntnisverfahren, das nach dem jeweiligen 
nationalen Recht durchzuführen ist.33 
Bleibt der EuZB hingegen unbestritten, wird er unter Verwendung 
eines Formblatts für vollstreckbar erklärt.34 Gemäß Art 19 EuMahnVO wird 
der vollstreckbare EuZB in den anderen Mitgliedstaaten (mit Ausnahme 
von Dänemark) anerkannt und vollstreckt, ohne dass es eines Exequatur-
verfahrens bedarf und ohne dass seine Anerkennung angefochten werden 
darf. Für das Vollstreckungsverfahren gilt wiederum grundsätzlich die lex 
fori. 
 
 
4. Verordnung (EG) Nr 861/2007 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 11.07.2007 zur Einführung eines europäischen Ver-
fahrens für geringfügige Forderungen35 (EuBagatellVO) 
 
Am 11.07.2007, somit rund ein halbes Jahr nach der EuMahnVO, 
wurde die EuBagatellVO verabschiedet. 
 
Ziel der Verordnung ist es, Verfahren mit geringem Streitwert in 
grenzüberschreitenden Fällen vereinfacht und beschleunigt bei geringeren 
Kosten abzuwickeln.36 Dies soll insbesondere Verbrauchern entgegen-
                                                                                                                                                   
31
 Vgl die Definition in Art 3 EuMahnVO. 
32
 Art 13 ff EuMahnVO. Siehe dazu näher unten, D. 
33
 Art 17 EuMahnVO. Dies gilt nicht, wenn der Gläubiger im Antrag auf die Einleitung ein-
es ordentlichen Verfahrens verzichtet hat. 
34
 Art 18 Abs 1 EuMahnVO. 
35
 ABl Nr L 199/2007, 1 ff. 
36
 Vgl ErwGr 8 EuBagatellVO. 
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kommen.37 Als geringfügig wird dabei eine Forderung eingestuft, die ohne 
Zinsen und Kosten den Betrag von EUR 2.000 nicht überschreitet.38 
 
Das europäische Verfahren für geringfügige Forderungen muss nicht 
verpflichtend in Anspruch genommen werden. Es bietet sich vielmehr als 
Alternative zu den allenfalls vom nationalen Recht vorgesehenen Ver-
fahren an.39 Soweit Geldforderungen betroffen sind, stellt auch das 
Europäische Mahnverfahren eine Alternative zum Bagatellverfahren dar.40 
Ein wichtiger Unterschied der EuBagatellVO gegenüber der EuMahn-
VO besteht darin, dass Gegenstand des Verfahrens auch streitige For-
derungen sein können. Erstmals wird damit für streitige Forderungen das 
Exequaturverfahren abgeschafft. Außerdem sieht die Verordnung zum 
ersten Mal in einem Rechtsakt des Europäischen Zivilprozessrechts ein 
einheitliches Erkenntnisverfahren vor.41 Das von der EuMahnVO vorgese-
hene Verfahren stellt nur ein summarisches Verfahren (Sonderverfahren), 
nicht aber ein (ordentliches) Erkenntnisverfahren dar. 
 
Die EuBagatellVO gilt für grenzüberschreitende Rechtssachen in 
Zivil- und Handelssachen.42 Das Erkenntnisverfahren ist in den Art 4 ff 
geregelt; subsidiär findet das jeweilige nationale Recht auf das Verfahren 
Anwendung. 43 
Das Verfahren endet gemäß Art 7 EuBagatellVO mit einem Urteil. 
Dieses wird nach einer im Ursprungsmitgliedstaat ausgestellten Bestäti-
gung in den anderen Mitgliedstaaten (mit Ausnahme von Dänemark) 
anerkannt und vollstreckt, ohne dass es einer Vollstreckbarerklärung 
bedarf und ohne dass die Anerkennung angefochten werden kann.44 
                                               
37
 Scheuer, Zak 2007, 226, 226. 
38
 Art 2 Abs 1 EuBagatellVO. 
39
 Art 1 Abs 1 EuBagatellVO. Vgl auch ErwGr 8 EuBagatellVO. 
40
 Zum sachlichen Anwendungsbereich der beiden Verordnungen siehe unten, B. III. 
41
 Jahn, NJW 2007, 2890, 2890, stellt fest, dass erstmals auf europäischer Ebene ein 
kontradiktorisches Zivilverfahren vorgesehen ist. 
42
 Art 2 EuBagatellVO. 
43
 Art 19 EuBagatellVO. 
44
 Art 20 Abs 1 EuBagatellVO. 
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Das Vollstreckungsverfahren selbst richtet sich nach dem Recht des 
Vollstreckungsmitgliedstaats. 
 
 
5. Verordnung (EG) Nr 4/2009 des Rates vom 18.12.2008 über die 
Zuständigkeit, das anwendbare Recht, die Anerkennung und Voll-
streckung von Entscheidungen und die Zusammenarbeit in Unter-
haltssachen 45 (EuUnterhaltsVO) 
 
Die EuUnterhaltsVO ist die jüngste Verordnung, die Vollstrecken 
ohne Exequatur vorsieht. Sie wurde am 18.12.2008 verabschiedet und ist 
die einzige der hier behandelten Verordnungen, die noch nicht in Kraft ist. 
Die praktisch bedeutsamen Vorschriften werden ab dem 18.06.2011 
gelten.46 Zu diesem Zeitpunkt tritt die EuUnterhaltsVO an die Stelle jener 
Regelungen, welche die EuGVVO und die EuVTVO im Bereich des 
Unterhaltsrechts vorsehen. Die verfahrensrechtlichen Teile der Verord-
nung werden in der gesamten EU, somit auch in Dänemark, Anwendung 
finden.47 
 
Auch die EuUnterhaltsVO bringt ein Novum mit sich. Wie schon aus 
dem Titel der Verordnung hervorgeht, werden hier im selben Rechts-
instrument neben Aspekten des Internationalen Zivilprozessrechts erst-
mals auch Fragen des Internationalen Privatrechts geregelt. Die EuUnter-
haltsVO soll zusammen mit dem Haager Unterhaltsübereinkommen48 und 
dem Haager Unterhaltsprotokoll49 ein umfassendes, in sich geschlossenes 
                                               
45
 ABl Nr L 7/2009, 1 ff. 
46
 Zum zeitlichen Anwendungsbereich siehe unten, B. I. 5. 
47
 Zum räumlichen Anwendungsbereich siehe unten, B. II. 
48
 Haager Übereinkommen über die internationale Geltendmachung der Unterhaltsan-
sprüche von Kindern und anderen Familienangehörigen vom 23.11.2007 (abrufbar unter 
http://www.hcch.net/upload/german.html - Stand 30.06.2010). 
49
 Haager Protokoll über das auf Unterhaltspflichten anzuwendende Recht vom 
23.11.2007 (abrufbar unter http://www.hcch.net/upload/german.html - Stand 30.06.2010). 
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System für die Geltendmachung von Unterhalt in Sachverhalten mit Aus-
landsberührung schaffen.50 
 
Was den Bereich der Anerkennung und Vollstreckung von Unter-
haltsentscheidungen betrifft, sieht die EuUnterhaltsVO ein duales System 
vor.51 Demnach sind Entscheidungen, die in einem durch das HUP gebun-
denen Mitgliedstaat ergangen sind, ohne Exequaturverfahren in den ande-
ren Mitgliedstaaten vollstreckbar.52 Dies wird durch die Anwendung des im 
HUP vorgesehenen Einheitskollisionsrechts gerechtfertigt.53 Entscheidun-
gen aus Mitgliedstaaten, in denen das HUP nicht gilt, unterliegen hin-
gegen in den anderen Mitgliedstaaten der Vollstreckbarerklärung.54 
 
 
6. Problemstellung 
 
Betrachtet man die fünf Rechtsakte, so wird deutlich, dass die jeweils 
vorgesehenen Systeme der unmittelbaren Vollstreckbarkeit zwar ähnlich, 
aber nicht einheitlich geregelt sind. So werden etwa nach der EuEhe-
KindVO, der EuVTVO und der EuUnterhaltsVO nationale Titel als euro-
päische Vollstreckungstitel bestätigt, während die EuMahnVO und die Eu-
BagatellVO ein autonomes europäisches Verfahren und den Erlass von 
genuin europäischen Vollstreckungstiteln vorsehen. Auch die Gewähr-
leistung des rechtlichen Gehörs bzw des Beklagtenschutzes wird mit zum 
Teil unterschiedlichen Mitteln umgesetzt. 
 
Die Unterschiede setzen sich fort, nachdem ein direkt vollstreckbarer 
Titel entstanden ist. Die Regelungen der Berichtigung, des Widerrufs 
sowie der Überprüfung der Vollstreckungstitel fallen nicht einheitlich aus. 
So sieht etwa die EuEheKindVO im Gegensatz zu den vier anderen 
Verordnungen nur eine Berichtigungs-, jedoch keine Anfechtungsmöglich-
                                               
50
 Wagner, NJW 2009, 1911, 1912. 
51
 Fucik in König/Mayr, Europäisches Zivilverfahrensrecht in Österreich II, 105, 125. 
52
 Art 17 Abs 2 EuUnterhaltsVO. 
53
 ErwGr 24 EuUnterhaltsVO. 
54
 Art 26 EuUnterhaltsVO. 
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keit vor. Schließlich sind kleinere Unterschiede bei den Vorschriften über 
die zum Zweck der Vollstreckung jeweils vorzulegenden Unterlagen fest-
zustellen. 
 
Zunächst soll der Anwendungsbereich der fünf Verordnungen dar-
gestellt werden. Anschließend werden die Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede der Regelungen bei den Voraussetzungen für die unmittelbare 
Vollstreckbarkeit, bei der Gewährleistung des rechtlichen Gehörs, bei den 
Rechtsbehelfen und bei den Eingriffen in das nationale Vollstreckungs-
recht erörtert. Berücksichtigung finden dabei auch die von den Verord-
nungen vorgesehenen Zustellregelungen sowie das Sprachenproblem. 
Diesen Bereichen kommt hinsichtlich des Rechts auf ein faires Verfahren 
gemäß Art 6 EMRK besondere Bedeutung zu. 
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B. DER ANWENDUNGSBEREICH DER VERORDNUNGEN 
 
 
In diesem Abschnitt wird der Anwendungsbereich der fünf Verordnun-
gen dargestellt. Damit soll gezeigt werden, in welchen Rechtsbereichen 
derzeit Vollstrecken ohne Exequatur in der EU möglich ist. 
 
 
I. Der zeitliche Anwendungsbereich 
 
 
1. EuEheKindVO 
 
Die EuEheKindVO wurde am 27.11.2003 erlassen und am 23.12.2003 
im Amtblatt der EU veröffentlicht.55 Sie trat am 01.08.2004 in Kraft und gilt 
seit dem 01.03.2005.56 Eine Ausnahme ist für die Art 67 – 70 vorgesehen, 
die bereits seit dem Tag des Inkrafttretens gelten.57 
Da die EG-Verordnung Nr 1347/2000 mit Beginn der Geltung der 
EuEheKindVO nach nur vier Jahren aufgehoben wurde58 und einen enge-
ren Anwendungsbereich hatte, ergeben sich zahlreiche Übergangsproble-
me. Diese sind in Art 64 EuEheKindVO berücksichtigt. 
Für die vorliegende Arbeit ist insbesondere die zeitliche Anwendbar-
keit der Vorschriften über die unmittelbare Vollstreckbarkeit bestimmter 
Entscheidungen in Sorgerechtssachen von Bedeutung. 
Aus Art 64 Abs 2 EuEheKindVO ergibt sich, dass selbständige 
Sorgerechtssachen, die im Zeitraum vom 01.03.2001 bis zum 01.03.2005 
eingeleitet und nach dem 01.03.2005 entschieden wurden, nach den 
Vorschriften in den Art 40 ff vollstreckt werden können. Da die Ent-
scheidung in solchen Verfahren erst nach dem Geltungsbeginn der 
EuEheKindVO erfolgen darf, können die Vorschriften über die direkte 
                                               
55
 ABl Nr L 338/2003, 1 ff. 
56
 Art 72 EuEheKindVO. 
57
 Ibidem. 
58
 Art 71 Abs 1 EuEheKindVO. 
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Vollstreckbarkeit noch entsprechend berücksichtigt werden.59 Für die vor 
dem 01.03.2005 entschiedenen Fälle hingegen ist eine Anwendung der 
Art 40 ff nicht zu rechtfertigen, da die Verfahrensbeteiligten die neue Form 
der grenzüberschreitenden Vollstreckbarkeit nicht kannten bzw kennen 
konnten.60 
 
 
2. EuVTVO 
 
Die EuVTVO wurde am 21.04.2004 erlassen und am 30.04.2004 im 
Amtsblatt der EU veröffentlicht.61 Sie trat am 21.01.2005 in Kraft.62 Ab 
demselben Tag galten einige administrative Bestimmungen.63 Die rest-
lichen Bestimmungen entfalten seit dem 21.10.2005 Wirkung.64 
Nach Art 26 EuVTVO ergibt sich folgender intertemporaler Anwen-
dungsbereich der Verordnung: Entscheidungen, gerichtliche Vergleiche 
und öffentliche Urkunden, die nach dem 21.01.2005 erlassen, geschlos-
sen bzw aufgenommen wurden, können seit dem 21.10.2005 als Europä-
ischer Vollstreckungstitel bestätigt und nach der vereinfachten Regelung 
der EuVTVO grenzüberschreitend vollstreckt werden.65 
 
 
3. EuMahnVO 
 
Die EuMahnVO wurde am 12.12.2006 verabschiedet und am 
30.12.2006 im Amtsblatt der EU veröffentlicht.66 Sie ist am Tag nach ihrer 
Veröffentlichung, somit am 31.12.2006, in Kraft getreten.67 Die Art 28 - 31, 
                                               
59
 Rauscher/Rauscher, Art 64 EuEheKindVO Rz 8. 
60
 Rauscher/Rauscher, Art 64 EuEheKindVO Rz 12. 
61
 ABl Nr L 143/2004, 15 ff. 
62
 Art 33 Abs 1 EuVTVO. 
63
 Es handelt sich um die Art 30 – 32 (Art 33 Abs 2 EuVTVO). 
64
 Art 33 Abs 2 EuVTVO. 
65
 Fasching/Konecny/Rechberger, Art 26 EuVTVO Rz 1. 
66
 ABl Nr L 399/2006, 1 ff. 
67
 Art 33 Abs 1 EuMahnVO. 
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welche einige organisatorische Aspekte wie Mitteilungspflichten der Mit-
gliedstaaten zum Gegenstand haben, gelten seit dem 12.06.2008.68 Das 
Europäische Mahnverfahren kann seit dem 12.12.2008 in Anspruch ge-
nommen werden.69 Wann die Forderung, die geltend gemacht wird, ent-
standen ist, ist nicht von Bedeutung. 
 
 
4. EuBagatellVO 
 
Die EuBagatellVO wurde am 11.07.2007 erlassen und am 31.07.2007 
im Amtsblatt der EU veröffentlicht.70 Das Inkrafttreten erfolgte am Tag 
nach der Veröffentlichung, sohin am 01.08.2007.71 Art 25, der die Mit-
teilung und Veröffentlichung bestimmter Angaben betrifft, gilt seit dem 
01.01.2008.72 Die operativen Bestimmungen entfalten hingegen seit dem 
01.01.2009 Wirkung73: Seit diesem Zeitpunkt kann ein europäisches Ver-
fahren für geringfügige Forderungen eingeleitet werden. 
 
 
5. EuUnterhaltsVO 
 
Die EuUnterhaltsVO wurde am 18.12.2008 erlassen und am 
10.01.2009 im Amtsblatt der EU veröffentlicht.74 Sie trat am 20. Tag nach 
ihrer Veröffentlichung, somit am 30.01.2009, in Kraft.75 Gemäß Art 76 
Unterabs 3 findet die Verordnung mit Ausnahme einiger organisatorischer 
Bestimmungen, die mit 18.09.2010 gelten, ab dem 18.06.2011 Anwen-
dung, sofern das HUP zu diesem Zeitpunkt in der Gemeinschaft anwend-
                                               
68
 Art 33 Abs 2 EuMahnVO. 
69
 Ibidem. 
70
 ABl Nr L 199/2007, 1 ff. 
71
 Art 29 Abs 1 EuBagatellVO. 
72
 Art 29 Abs 2 EuBagatellVO. 
73
 Ibidem. 
74
 ABl Nr L 7/2009, 1 ff. 
75
 Art 76 Unterabs 1 EuUnterhaltsVO. 
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bar ist. Andernfalls würde sich der Beginn der Geltung bis zum Tag des 
Beginns der Anwendbarkeit dieses Protokolls verschieben. 
 
Da die Gemeinschaft76 in allen Fragen, die durch das Protokoll gere-
gelt werden, die ausschließliche Zuständigkeit besitzt77, hat der Rat das 
HUP mit Beschluss vom 30.11.200978 gebilligt und seinen Präsidenten 
ermächtigt, es für die Gemeinschaft79 zu unterfertigen.80 Die Unterzeich-
nung erfolgte am 08.04.2010.81 Dabei hat die Gemeinschaft gemäß Art 4 
Abs 2 Beschluss 2009/941/EG erklärt, dass sie die Bestimmungen des 
Protokolls ab dem 18.06.2011, dem Datum des Beginns der Anwendbar-
keit der EuUnterhaltsVO, vorläufig anwenden wird, sofern das Protokoll 
bis dahin nicht gemäß dessen Art 25 Abs 182 in Kraft getreten ist. Somit 
steht fest, dass die EuUnterhaltsVO ab 18.06.2011 anwendbar sein wird. 
 
 
II. Der räumliche Anwendungsbereich 
 
 
Für EuEheKindVO, EuVTVO, EuMahnVO sowie EuBagatellVO gilt, 
dass sie in allen Mitgliedstaaten mit Ausnahme von Dänemark gelten.83 
Dänemark beteiligt sich gemäß den Art 1 und 2 des dem Vertrag über die 
                                               
76
 Nach dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon: Union. 
77
 ErwGr 5 Beschluss 2009/941/EG. 
78
 Beschluss des Rates vom 30.11.2009 über den Abschluss des Haager Protokolls vom 
23.11.2007 über das auf Unterhaltspflichten anzuwendende Recht durch die Europäische 
Gemeinschaft (2009/941/EG), in ABl Nr L 331/2009, 17 ff. 
79
 Dieser Begriff versteht sich ohne Dänemark und ohne das Vereinigte Königreich (vgl 
die ErwGr 11 und 12 Beschluss 2009/941/EG). 
80
 Art 1 und 2 Beschluss 2009/941/EG. 
81
 Vgl die Statustabelle des HUP, abrufbar unter http://www.hcch.net/index_de.php?act= 
conventions.status&cid=133 (Stand: 30.06.2010). 
82
 Diese Bestimmung macht das Inkrafttreten des HUP von der Hinterlegung zweier Rati-
fikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden abhängig. 
83
 Art 2 Nr 3 EuEheKindVO; Art 2 Abs 3 EuVTVO; Art 2 Abs 3 EuMahnVO; Art 2 Abs 3 
EuBagatellVO. 
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EU und dem Vertrag zur Gründung der EG beigefügten Protokolls Nr 584 
nicht an Maßnahmen nach Titel IV EG85 und ist an diese auch nicht 
gebunden. 
Die Geltung der EuGVVO in Dänemark wurde durch eine völker-
rechtliche Sondervereinbarung zwischen der EG und Dänemark erreicht.86 
Gemäß Art 3 Abs 2 dieses Abkommens teilt Dänemark beim Beschluss 
von Änderungen der EuGVVO der Kommission mit, ob es diese umsetzen 
wird. Eine solche Änderung erfolgt auch durch die EuUnterhaltsVO, wel-
che zum Zeitpunkt ihrer Anwendbarkeit die für Unterhaltssachen gelten-
den Bestimmungen der EuGVVO ersetzen wird.87 
Dänemark hat der Kommission am 14.01.2009 mitgeteilt, dass es die 
mit der EuUnterhaltsVO vorgenommenen Änderungen der EuGVVO um-
setzen wird.88 Dies wird von der Kommission als Einbeziehung der verfah-
rensrechtlichen Teile der EuUnterhaltsVO in das Abkommen zwischen der 
EG und Dänemark gewertet.89 Sollte Dänemark das HUP ratifizieren, wür-
de auch in diesem Mitgliedstaat – erstmals – Vollstrecken ohne Exequatur 
möglich.90 
Das Vereinigte Königreich und Irland besitzen nach den Art 3 und 4 
des dem Vertrag über die EU und dem Vertrag zur Gründung der EG 
beigefügten Protokolls Nr 491 in Bezug auf Maßnahmen nach Titel IV EG92 
eine so genannte opt in-Möglichkeit und haben von dieser in Bezug auf 
alle fünf Verordnungen Gebrauch gemacht. In Bezug auf die EuUnter-
                                               
84
 Entspricht dem dem EUV und dem AEUV beigefügten Protokoll Nr 22. 
85
 Entspricht dem Dritten Teil Titel V AEUV. 
86
 Abkommen zwischen der EG und dem Königreich Dänemark über die gerichtliche Zu-
ständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen vom 19.10.2005, ABl Nr L 299/2005, 62 ff. Das Abkommen ist am 
01.07.2007 in Kraft getreten. 
87
 Art 68 EuUnterhaltsVO. 
88
 ABl Nr L 149/2009, 80. 
89
 Rauscher/Pabst, GPR 2009, 294, 298. 
90
 Vgl Art 17 EuUnterhaltsVO. 
91
 Entspricht dem dem EUV und dem AEUV beigefügten Protokoll Nr 21. 
92
 Entspricht dem Dritten Teil Titel V AEUV. 
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haltsVO hatte das Vereinigte Königreich erst am 03.02.2009, somit nach 
der Verabschiedung, erklärt, an der Verordnung teilnehmen zu wollen.93 
 
Für die fünf Verordnungen gilt außerdem, dass ihre Anwendung der-
zeit in denjenigen Teilen Zyperns ausgesetzt ist, in denen die Regierung 
Zyperns keine tatsächliche Kontrolle ausübt.94 Allerdings hat der EuGH in 
Bezug auf die EuGVVO entschieden, dass ein Urteil eines zyprischen Ge-
richts auch dann in den anderen Mitgliedstaaten anerkannt und vollstreckt 
werden muss, wenn es ein Grundstück betrifft, das sich in jenem Teil Zy-
perns befindet, in dem die Regierung Zyperns keine tatsächliche Kontrolle 
ausübt.95 
 
Ansonsten bestimmt sich der räumliche Anwendungsbereich nach Art 
299 EG96. Aus dieser Bestimmung ergibt sich die Geltung des Gemein-
schaftsrechts und damit der Verordnungen in den exterritorialen Gebieten 
einiger Mitgliedstaaten.97 
 
In Bezug auf die EuEheKindVO, die EuVTVO und die EuUnterhaltsVO 
bedeutet dies, dass ein nationaler Titel als EuVT bestätigt werden kann, 
wenn die Entscheidung innerhalb des so bestimmten räumlichen Anwen-
dungsbereichs ergangen, der Vergleich dort geschlossen oder die öffent-
liche Urkunde dort aufgenommen wurde.98 Titel von außerhalb genießen 
keine entsprechende Freizügigkeit. 
Für die EuMahnVO und die EuBagatellVO wiederum will das heißen, 
dass das Mahn- und das Bagatellverfahren nur im so bestimmten räumli-
chen Anwendungsbereich in Anspruch genommen werden können und die 
daraus resultierenden Titel nur dort unmittelbar vollstreckt werden können. 
                                               
93
 Fucik in König/Mayr, Europäisches Zivilverfahrensrecht in Österreich II, 105, 108/ 109, 
mit Verweis auf das Ratsdokument Nr 5810/09 Justciv 29. 
94
 Art 1 Abs 1 Protokoll Nr 10 über Zypern, Bestandteil der Akte über die Beitrittsbedin-
gungen, in ABl Nr L 236/2003, 955. 
95
 EuGH 28.04.2009, Rs C-420/07, Apostolides ./. Orams, 1. Leitsatz. 
96
 Entspricht den Art 52 EUV, 349 AEUV und 355 AEUV. 
97
 Siehe dazu Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 2 EuVTVO Rz 14 ff. 
98
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 2 EuVTVO Rz 11. 
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Inwiefern ein EuZB oder ein im Bagatellverfahren ergangenes Urteil in 
einem Drittstaat anerkannt und vollstreckbar erklärt werden kann, richtet 
sich nach dem autonomen Recht in diesem Staat bzw nach allfälligen 
völkerrechtlichen Abkommen. 
 
 
III. Der sachliche Anwendungsbereich 
 
 
In Bezug auf den sachlichen Anwendungsbereich ist zunächst festzu-
stellen, dass dieser bei EuVTVO, EuMahnVO und EuBagatellVO zum Teil 
übereinstimmt. Die EuUnterhaltsVO betrifft einen Teilbereich, der bislang 
von der EuGVVO und der EuVTVO abgedeckt wird. Zum Zeitpunkt ihrer 
Anwendbarkeit wird die EuUnterhaltsVO in Bezug auf Unterhaltssachen 
an die Stelle dieser beiden Verordnungen treten.99 Die EuEheKindVO 
schließlich ist in dem ihr eigenen familienrechtlichen Anwendungsbereich 
das bislang einzige Instrument des Europäischen Zivilprozessrechts. 
 
 
1. Der sachliche Anwendungsbereich der EuVTVO, der EuMahnVO 
und der EuBagatellVO 
 
a) Zivil- und Handelssachen 
 
Den drei Verordnungen ist gemein, dass sie in Zivil- und Handels-
sachen anzuwenden sind, ohne dass es auf die Art der Gerichtsbarkeit 
ankommt.100 Damit besteht eine Übereinstimmung zum Anwendungs-
bereich der EuGVVO. Es kann auf die im Rahmen des EuGVÜ bzw der 
EuGVVO entwickelten Begriffe zurückgegriffen werden.101 
                                               
99
 Art 68 EuUnterhaltsVO. 
100
 Art 2 Abs 1 Satz 1 EuVTVO; Art 2 Abs 1 Satz 1 EuMahnVO; Art 2 Abs 1 Halbsatz 1 
EuBagatellVO. 
101
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 2 EuVTVO Rz 4. 
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Demnach ist der Begriff der Zivil- und Handelssachen autonom zu 
definieren, um die einheitliche Anwendung der Verordnung zu gewähr-
leisten102: Zu seiner Bestimmung müssen die Zielsetzung und Systematik 
der Verordnung sowie die aus den mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen 
hervorgehenden allgemeinen Rechtsgrundsätze herangezogen werden. In 
der Praxis erweist sich diese Aufgabe zuweilen als schwierig, da man 
insbesondere auf die Rechtsvergleichung angewiesen ist103 und die Ab-
grenzung zwischen Privatrecht und öffentlichem Recht in den Mitglied-
staaten unterschiedlich gehandhabt wird oder gar unbekannt ist.104 
Der Hinweis, dass es auf die Art der Gerichtsbarkeit nicht ankommt, 
bedeutet für die EuVTVO, dass ein Titel, welcher der Sache nach eine 
Zivil- oder Handelssache ist, nicht deshalb aus dem Anwendungsbereich 
ausscheidet, weil er in einem Adhäsionsverfahren zu einem Strafprozess, 
in einem Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder in einem Ver-
waltungsverfahren erlassen wurde.105 In Bezug auf die EuMahnVO und 
die EuBagatellVO wird damit ausgedrückt, dass im Mahn- bzw Bagatell-
verfahren auch Ansprüche verfolgt werden können, die nach nationalem 
Recht nicht zivil- oder handelsrechtlich im euroautonomen Sinn eingeord-
net werden.106 
 
b) Ausschluss öffentlich-rechtlicher Angelegenheiten 
 
Aus allen drei Verordnungen geht hervor, dass öffentlich-rechtliche 
Sachen von ihrem Anwendungsbereich ausgeschlossen sind. Dabei wird 
der Terminus „öffentlich-rechtlich“ wegen der unterschiedlichen Auslegung 
desselben in den mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen nicht verwendet, 
                                               
102
 EuGH, 14.10.1976, Rs C-29/76, LTU Lufttransportunternehmen GmbH & Co. KG ./. 
Eurocontrol, Rz 3. 
103
 Zielsetzung und Systematik der Verordnung sind in der Regel keine hilfreichen An-
haltspunkte. 
104
 Kropholler, Art 1 EuGVVO Rz 4. 
105
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 2 EuVTVO Rz 4. 
106
 Mayr, JBl 2008, 503, 506. 
 21 
vielmehr findet eine positive Eingrenzung auf Zivil- und Handelssachen 
statt.107  
Beispielhaft für die ausgegrenzten Materien werden Steuer- und 
Zollsachen, verwaltungsrechtliche Angelegenheiten sowie die Haftung des 
Staates für Handlungen oder Unterlassungen im Rahmen der Ausübung 
hoheitlicher Rechte (acta jure imperii) genannt.108 
Die Nennung der Staatshaftung stellt den einzigen Unterschied zur 
Beschreibung des sachlichen Anwendungsbereichs der EuGVVO in deren 
Art 1 Abs 1 dar. Es handelt sich dabei aber lediglich um eine Anpassung 
im Lichte der ständigen Rechtsprechung des EuGH zu eben dieser 
Bestimmung. Der Gerichtshof schließt die Haftung des Staates für acta 
jure imperii seit jeher vom Anwendungsbereich des EuGVÜ und der 
EuGVVO aus.109 
Auch was die Abgrenzung zwischen zivil- und öffentlich-rechtlichen 
Angelegenheiten im Allgemeinen betrifft, kann auf die EuGH-Recht-
sprechung zu EuGVÜ und EuGVVO zurückgegriffen werden. Der EuGH 
hat bisher siebenmal zur Abgrenzung von privat- und öffentlich-rechtlichen 
Streitigkeiten Stellung genommen und dabei folgende Aussagen getrof-
fen110: 
- Eine Entscheidung, die in einem Rechtsstreit zwischen einer Behörde 
und einer Privatperson ergangen ist, den die Behörde im Zusammen-
hang mit der Ausübung hoheitlicher Befugnisse geführt hat, gilt als 
öffentlich-rechtlich.111 
- Die gegen den Lehrer einer öffentlichen Schule als Annex zum italieni-
schen Strafverfahren geltend gemachten Haftpflichtansprüche sind als 
privatrechtlich zu qualifizieren.112 
                                               
107
 Rauscher/Mankowski, Art 1 EuGVVO Rz 2a. 
108
 Art 2 Abs 1 Satz 2 EuVTVO; Art 2 Abs 1 Satz 2 EuMahnVO; Art 2 Abs 1 Satz 2 Eu-
BagatellVO. 
109
 Vgl zuletzt EuGH 15.02.2007, Rs C-292/05, Lechouritou ua ./. Deutschland. 
110
 Schlosser, Art 1 EuGVVO Rz 7 ff. 
111
 EuGH 14.10.1976, Rs 29/76, LTU ./. Eurocontrol; EuGH 16.12.1980, Rs 814/79, Nie-
derlande ./. Rueffer. Die beiden Rechtssachen betreffen die Einhebung von Gebühren für 
die Flugsicherung bzw den Ersatz von Kosten für die Beseitigung eines Schiffswracks. 
112
 EuGH 21.04.1993, Rs C-172/91, Sonntag ./. Waidmann ua. 
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- Rückgriffsklagen von Behörden, die Unterhaltsleistungen vorgestreckt 
hatten, sind Zivilsachen, soweit für die Grundlage dieser Klagen und 
die Methoden ihrer Erhebung die allgemeinen Vorschriften über Unter-
haltsverpflichtungen gelten, nicht aber, wenn die öffentliche Stelle be-
sondere Befugnisse hat.113 
- Forderungen aus Bürgschaften zugunsten öffentlich-rechtlicher An-
sprüche sind als privatrechtlich einzustufen.114 
- Übergriffe von Besatzungstruppen im Zweiten Weltkrieg begründen 
keine zivilrechtlichen Ansprüche.115 
Aus dieser Rechtsprechung ergibt sich, dass ein griffiges Kriterium zur 
Abgrenzung zwischen Privatrecht und öffentlichem Recht bisher fehlt.116 
Um transnationale Rechtsschutzlücken weitmöglichst einzuschränken, 
sollte der Begriff der Zivil- und Handelssachen weit ausgelegt und als 
öffentlich-rechtlich nur qualifiziert werden, was nach den Rechtsordnungen 
aller oder nahezu aller Mitgliedstaaten eindeutig so eingeordnet wird.117 
 
c) Ausschluss besonderer Rechtsgebiete 
 
Alle drei Verordnungen schließen besondere Rechtsgebiete von ihrem 
Anwendungsbereich aus.118 Für diese Bereiche gilt zunächst, dass sie 
grundsätzlich autonom zu bestimmen sind.119 Außerdem ist bei der Fest-
stellung, ob ein Rechtsstreit in den Anwendungsbereich der Verordnungen 
fällt, nur der Gegenstand des Rechtsstreits selbst zu berücksichtigen; 
allfällige Vorfragen sind nicht relevant.120 
                                               
113
 EuGH 14.11.2002, Rs C-271/00, Steenbergen ./. Baten. 
114
 EuGH 15.05.2003, Rs C-266/01, Préservatrice foncière TIARD ./. Niederlande. 
115
 EuGH 15.02.2007, Rs C-292/05, Lechouritou ua ./. Deutschland. 
116
 Schlosser, Art 1 EuGVVO Rz 10. 
117
 Ibidem. 
118
 Art 2 Abs 2 EuVTVO; Art 2 Abs 2 EuMahnVO; Art 2 Abs 2 EuBagatellVO. 
119
 So der EuGH schon in Bezug auf das EuGVÜ: EuGH 22.02.1979, Rs 133/78, Gour-
dain ./. Nagler, Rz 3. 
120
 Kropholler, Art 1 EuGVVO Rz 17, mit Verweis auf den Jenard-Bericht (ABl Nr C 59/ 
1979, 1 ff) zu Art 1, Punkt IV, und EuGH 25.07.1991, Rs 190/89, Marc Rich & Co. AG ./. 
Società Italiana Impianti PA, Rz 26. 
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Der in den drei Verordnungen angegebene Katalog der ausgeschlos-
senen Materien fällt zum Teil unterschiedlich aus. Folgende Rechtsgebiete 
sind vom Anwendungsbereich aller drei Verordnungen ausgeschlossen: 
 
• Eheliche Güterstände sowie Erbrecht einschließlich des Testaments-
rechts121: 
Nach der Rechtsprechung des EuGH zum EuGVÜ, die hier herange-
zogen werden kann, umfasst der Begriff der ehelichen Güterstände alle 
vermögensrechtlichen Beziehungen, die sich unmittelbar aus der Ehe oder 
ihrer Auflösung ergeben, und nicht etwa nur die in einigen Rechtsord-
nungen ausschließlich für die Ehe vorgesehenen Güterstände.122 Aus-
nahmsweise können auch Rechtsbeziehungen erfasst sein, die sich auf 
Dritte erstrecken.123 
Das Gebiet des Erbrechts erfasst alle Ansprüche des Erben auf und 
gegen den Nachlass.124 Dazu zählen etwa das Verlassenschaftsverfahren, 
die gerichtliche Auseinandersetzung von Erbengemeinschaften, Klagen 
der Pflichtteilsberechtigten oder Streitigkeiten um die Gültigkeit oder Aus-
legung eines Testaments.125 Vermögensrechtliche Streitigkeiten des Er-
ben mit Dritten, die ihren Grund nicht im Erbrecht haben, fallen allerdings 
nicht unter den Ausschlusstatbestand.126 
 
• Konkurse, Vergleiche und ähnliche Verfahren127: 
Aufgrund seiner Eigenarten erfährt dieses Rechtsgebiet eine eigene 
Regelung innerhalb des Europäischen Zivilprozessrechts.128 Einschlägig 
                                               
121
 Art 2 Abs 2 lit a EuVTVO; Art 2 Abs 2 lit a EuMahnVO; Art 2 Abs 2 lit b EuBagatellVO. 
122
 EuGH 27.03.1979, Rs 143/78, Jacques de Cavel ./. Louise de Cavel, Rz 7. 
123
 So der Schlosser-Bericht (ABl Nr C 59/1979, 71 ff), Rz 47, der diesbezüglich auf die 
Auflösung eines so genannten Familienguts (fondo patrimoniale) nach italienischem 
Recht verweist. 
124
 Schlosser-Bericht, Rz 52. 
125
 Rauscher/Mankowski, Art 1 EuGVVO Rz 16. 
126
 Kropholler, Art 1 EuGVVO Rz 28. 
127
 Art 2 Abs 2 lit b EuVTVO; Art 2 Abs 2 lit b EuMahnVO; Art 2 Abs 2 lit c EuBagatellVO. 
128
 Kropholler, Art 1 EuGVVO Rz 31. 
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ist hier die Europäische Insolvenzverordnung.129 Was unter die EuInsVO 
fällt, kann nicht unter die EuGVVO fallen130, und auch nicht unter die an-
deren Verordnungen, die denselben Ausschlusstatbestand übernommen 
haben. 
Innerhalb der Insolvenzverfahren ist zwischen den Gesamt- und den 
Einzelverfahren zu unterscheiden.131 Erstere umfassen nach der Recht-
sprechung des EuGH alle Verfahren, die auf der Zahlungseinstellung, der 
Zahlungsunfähigkeit oder der Erschütterung des Kredits des Schuldners 
beruhen und ein Eingreifen der Gerichte beinhalten, das in eine zwangs-
weise kollektive Liquidation der Vermögenswerte des Schuldners oder 
zumindest in eine Kontrolle durch die Gerichte mündet.132 Insofern be-
deutet die Formulierung der EuMahnVO und der EuBagatellVO, die neben 
den Konkursen und Vergleichen auch die Verfahren zur Abwicklung 
zahlungsunfähiger Unternehmen oder anderer juristischer Personen 
nennt, lediglich eine Präzisierung, jedoch keine Erweiterung gegenüber 
der EuGVVO und der EuVTVO. 
Einzelverfahren, die sich auf ein Insolvenzverfahren beziehen, fallen 
hingegen nur dann in den Ausschlusstatbestand, wenn sie unmittelbar aus 
diesem Verfahren hervorgehen und sich eng innerhalb des Rahmens 
eines Konkurs- oder Vergleichsverfahrens halten.133 Damit sind all jene 
Einzelverfahren vom Anwendungsbereich ausgenommen, die mit dem 
gleichen Klageziel nicht ohne die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens mit 
Aussicht auf Erfolg betrieben werden können134: Wenn erst die Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens einen Anspruch fällig werden lässt, ist der 
Streitgegenstand insolvenzrechtlich. 
 
 
 
                                               
129
 Verordnung (EG) Nr 1346/2000 des Rates vom 29.05.2000 über Insolvenzverfahren, 
ABl Nr L 160/2000, 1 ff. 
130
 Rauscher/Mankowski, Art 1 EuGVVO Rz 18a. 
131
 Kropholler, Art 1 EuGVVO Rz 32 und 35. 
132
 EuGH 22.02.1979, Rs 133/78, Gourdain ./. Nagler, Rz 4. 
133
 Ibidem. 
134
 Schlosser, Art 1 EuGVVO Rz 21, mit Verweis auf die von Lüke geprägte Formel. 
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• Soziale Sicherheit135: 
Dieses Gebiet unterliegt nicht dem Europäischen Zivilverfahrensrecht, 
da es in vielen mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen öffentlich-rechtlich 
geregelt ist.136 
Der Begriff der sozialen Sicherheit hat auf Gemeinschaftsebene sei-
nen Ursprung in Art 42 EG137 und entspricht jenem in Art 4 der EWG-
Verordnung Nr 1408/1971138 bzw in Art 1 der EG-Verordnung Nr 883/ 
2004139.140 Für eine Aufzählung der zur sozialen Sicherheit zählenden 
Bereiche kann auf das Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorgani-
sation vom 28.06.1952 über die Mindestnormen der sozialen Sicherheit141 
zurückgegriffen werden142: ärztliche Behandlung, Krankengeld, Leistungen 
der Mutterschafts-, Invaliden- und Altersversicherung, Leistungen an Hin-
terbliebene, Leistungen der Versicherung gegen Arbeitsunfälle und Be-
rufskrankheiten, Familienbeihilfen, Leistungen für den Fall der Arbeitslo-
sigkeit. Diese Aufzählung ist nicht taxativ143, können doch weitere Berei-
che sozialrechtlich geregelt werden oder aufgrund ihres öffentlich-recht-
lichen Charakters außerhalb des Anwendungsbereichs der Verordnungen 
liegen. 
 
d) Besonderheiten des sachlichen Anwendungsbereichs der EuVTVO 
 
Neben den soeben erörterten Rechtsgebieten schließt die EuVTVO 
noch folgende beiden von ihrem Anwendungsbereich aus: 
 
 
 
                                               
135
 Art 2 Abs 2 lit c EuVTVO; Art 2 Abs 2 lit c EuMahnVO; Art 2 Abs 2 lit d EuBagatellVO. 
136
 Schlosser-Bericht, Rz 60. 
137
 Entspricht Art 48 AEUV. 
138
 ABl Nr L 149/1971, 2 ff. 
139
 ABl Nr L 166/2004, 1 ff. 
140
 EuGH 14.11.2002, Rs C-271/00, Steenbergen ./. Baten, Rz 45. 
141
 BGBl Nr 33/1970. 
142
 Kropholler, Art 1 EuGVVO Rz 39. 
143
 Ibidem. 
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- Personenstand, Rechts- und Handlungsfähigkeit und gesetzliche Ver-
tretung von natürlichen Personen144: 
Dazu zählen etwa folgende Gebiete145: Anfechtbarkeit und Gültigkeit 
von Eheschließungen; Getrenntleben der Ehegatten; Auflösung von Ehen; 
Tod einer Person; Personenstand einer minderjährigen Person; Rechts- 
und Handlungsfähigkeit und gesetzliche Vertretung einer geisteskranken 
Person; Staatsangehörigkeit und Wohnsitz einer Person; Sorgerecht, Ob-
hut und Aufsicht über Kinder; Annahme als Kind. Ein Teil dieser Rechts-
gebiete ist durch die EuEheKindVO erfasst.146 
 
- Schiedsgerichtsbarkeit147: 
Nach der auch hier anwendbaren Rechtsprechung des EuGH zum 
EuGVÜ sind von diesem Ausschlusstatbestand alle gerichtlichen Neben- 
und Anschlussverfahren zu Schiedsverfahren erfasst.148 Dabei handelt es 
sich um Entscheidungen staatlicher Gerichte, die Schiedssprüche auf-
heben, Schiedsrichter ernennen oder abberufen, Feststellungen über die 
Zulässigkeit von Schiedsverfahren treffen oder sonst helfend in Schieds-
verfahren eingreifen, etwa indem Beweise für ein Schiedsverfahren aufge-
nommen werden.149 
Auch die Anerkennung und Vollsteckung von Schiedssprüchen fällt 
unter den Ausschlusstatbestand. Diese ist jedoch durch das New Yorker 
Übereinkommen vom 10.06.1958150 gewährleistet, das von allen Mitglied-
staaten ratifiziert wurde. 
Dass in einem Verfahren vor einem staatlichen Gericht eine Vorfrage 
eine Rolle gespielt hat, die ein Schiedsgericht entschieden hat, ist hin-
gegen kein Hindernis für die Bestätigung des anschließenden Urteils als 
EuVT. 
                                               
144
 Art 2 Abs 2 lit a EuVTVO. 
145
 Schlosser-Bericht, Rz 51. 
146
 Siehe dazu unten, 3. 
147
 Art 2 Abs 2 lit d EuVTVO. 
148
 Schlosser, Art 1 EuGVVO Rz 23, mit Verweis auf EuGH 25.07.1991, Rs C-190/89, 
Marc Rich & Co AG ./. Società Italiana Impianti. 
149
 Schlosser, Art 1 EuGVVO Rz 23. 
150
 BGBl Nr 200/1961. 
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Aus Art 4 Nr 3 lit b EuVTVO ergibt sich, dass auch Unterhaltsent-
scheidungen von der EuVTVO erfasst sind151: Denn wenn eine vor einer 
Verwaltungsbehörde geschlossene oder von ihr beurkundete Unterhalts-
vereinbarung oder -verpflichtung der EuVTVO unterliegt, muss dies für 
das Unterhaltsrecht als Ganzes gelten. 
Eine Entscheidung hat dann eine Unterhaltspflicht zum Gegenstand, 
wenn eine Leistung die Funktion hat, dem Begünstigten das Bestreiten 
des Lebensunterhalts zu ermöglichen.152 Dies umfasst sowohl Unterhalts-
ansprüche zwischen Ehegatten153, als auch Unterhaltsansprüche zwi-
schen Eltern und Kindern.154 
Die Verabschiedung der EuUnterhaltsVO bringt folgendes mit sich: Mit 
dem Beginn ihrer Anwendbarkeit am 18.06.2011155 tritt sie hinsichtlich der 
Unterhaltssachen an die Stelle der EuVTVO, außer in Bezug auf EuVT 
über Unterhaltspflichten, die in einem nicht durch das HUP gebundenen 
Mitgliedstaat ausgestellt wurden.156 Zumal die EuUnterhaltsVO bereits seit 
dem 30.01.2009 in Kraft ist157, wird die Umschreibung ihres sachlichen 
Anwendungsbereichs in Art 1 Abs 1 bereits jetzt bei der Auslegung der 
EuVTVO (und der EuGVVO) zu berücksichtigen sein. Es sind demnach 
Unterhaltspflichten umfasst, die auf einem Familien-, Verwandschafts- 
oder eheähnlichem Verhältnis oder auf Schwägerschaft beruhen.158 
 
 
 
                                               
151
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 2 EuVTVO Rz 9. 
152
 Man spricht daher von der so genannten Unterhaltsfunktion (Rauscher/Leible, Art 5 
EuGVVO Rz 62). 
153
 Das gilt auch, wenn in einem Scheidungsverbundverfahren einstweilige Anordnungen 
bezüglich des Unterhalts ergehen (Schlosser, Art 1 EuGVVO Rz 17, mit Verweis auf Eu-
GH 06.03.1980, Rs 120/79, L. de Cavel .I. J. de Cavel). 
154
 Fasching/Konecny/Simotta, Art 5 EuGVVO Rz 227. 
155
 Art 76 Unterabs 3 EuUnterhaltsVO. Siehe dazu unten, I. 5. 
156
 Art 68 Abs 2 EuUnterhaltsVO. Soweit absehbar, bedeutet dies, dass die EuVTVO in 
Bezug auf Unterhaltssachen künftig nur mehr für das Vereinigte Königreich gelten wird 
(Fucik in König/Mayr, Europäisches Zivilverfahrensrecht in Österreich II, 105, 109). 
157
 Art 76 Unterabs 1 EuUnterhaltsVO. 
158
 Zum sachlichen Anwendungsbereich der EuUnterhaltsVO siehe unten, B. III. 3. 
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Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass die EuVTVO nur für Entschei-
dungen, gerichtliche Vergleiche und öffentliche Urkunden über unbestrit-
tene Forderungen gilt159, was eine weitere Einschränkung des sachlichen 
Anwendungsbereichs bedeutet. 
 
Zunächst ist auf die Art der von der EuVTVO erfassten Titel einzu-
gehen. 
Die Definition der Entscheidung als jede von einem Gericht eines 
Mitgliedstaats erlassene Entscheidung ohne Rücksicht auf ihre Bezeich-
nung160 stimmt mit jener in Art 32 EuGVVO überein. Der Begriff der Ent-
scheidung ist autonom auszulegen und umfasst alle Entscheidungen mit 
Außenwirkungen, die von einem Rechtsprechungsorgan erlassen wurden, 
das kraft seines Auftrags selbst über zwischen den Parteien bestehende 
Streitpunkte entscheidet.161 Einstweilige Maßnahmen fallen nur dann da-
runter, wenn beim Erlass das rechtliche Gehör der Gegenseite gewähr-
leistet war.162 
Im Gegensatz zur EuGVVO sieht die EuVTVO eine Legaldefinition der 
öffentlichen Urkunde vor. Danach fallen unter diesen Begriff zum einen 
Schriftstücke, deren Beurkundung sich auf die Unterschrift und den Inhalt 
der Urkunde bezieht und die von einer vom Ursprungsmitgliedstaat hierzu 
ermächtigten Stelle vorgenommen worden ist, zum anderen vor einer 
Verwaltungsbehörde geschlossene oder von ihr beurkundete Unterhalts-
vereinbarungen oder -verpflichtungen.163 Der erste Teil dieser Definition 
geht auf die autonome Auslegung des in Art 50 EuGVÜ vorgesehenen 
Begriffs der öffentlichen Urkunde durch den EuGH zurück164, der zweite 
Teil entspricht Art 57 Abs 2 EuGVVO. 
Weder die EuVTVO noch die EuGVVO sehen eine Definition des 
Begriffs des gerichtlichen Vergleichs vor. Da der Inhalt eines Vergleichs 
                                               
159
 Art 3 Abs 1 EuVTVO. 
160
 Art 4 Nr 1 EuVTVO. 
161
 Rauscher/Leible, Art 32 EuGVVO Rz 5 und 17. 
162
 EuGH 21.05.1980, Rs 125/79, Denilauer ./. Couchet Frères, Rz 13. 
163
 Art 4 Nr 3 EuVTVO. 
164
 KOM(2002) 159 endg, 6, mit Verweis auf EuGH 17.06.1999, Rs C-260/97, Unibank ./. 
Christensen, Rz 14 ff. 
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vor allem vom Willen der Parteien bestimmt wird, gilt nach der Recht-
sprechung des EuGH insbesondere seine vertragliche Natur als charak-
teristisch.165 Neben den bereits in Art 58 EuGVVO erwähnten Vergleichen, 
die vor einem Gericht im Laufe eines Verfahrens geschlossen werden, gilt 
die EuVTVO auch für außergerichtliche Vergleiche, die von einem Gericht 
gebilligt wurden.166 Darunter fällt etwa der per Gerichtsbeschluss für voll-
streckbar erklärte Anwaltsvergleich gemäß §°796a der deutschen ZPO.167 
 
Zuletzt ist der Begriff der unbestrittenen Forderung zu erörtern. Die 
Forderung muss auf Zahlung einer bestimmten Geldsumme lauten, die 
fällig ist oder deren Fälligkeitsdatum feststeht.168 Ein Betrag ist dann be-
stimmt, wenn er sich unmittelbar durch im Titel angegebene Rechenope-
rationen ergibt, so dass etwa in Prozentsätzen ausgedrückte Zinsforderun-
gen zulässig sind.169 
 
Es sind im Wesentlichen zwei Kategorien von unbestrittenen Forde-
rungen zu unterscheiden: 
 
• Aktive Unbestrittenheit: 
Der Schuldner hat die Forderung in einem Anerkenntnisurteil, in einem 
gerichtlichen Vergleich oder in einer öffentlichen Urkunde ausdrücklich 
anerkannt.170 
In diesen Fällen wirkt der Schuldner aktiv mit, indem er eine Prozess-
handlung zur Anerkennung der Forderung vornimmt, der in der Regel eine 
entsprechende Aufklärung durch den Richter oder den Notar voraus-
geht.171 
 
 
                                               
165
 EuGH 02.06.1994, Rs C-414/92, Solo Kleinmotoren ./. Boch, Rz 18. 
166
 Art 3 Abs 1 lit a EuVTVO. Kropholler, Art 3 EuVTVO Rz 2. 
167
 Wagner, IPRax 2005, 189, 192. 
168
 Art 4 Nr 2 EuVTVO. 
169
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 4 EuVTVO Rz 7. 
170
 Art 3 Abs 1 lit a und d EuVTVO. 
171
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 3 EuVTVO Rz 4. 
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• Passive Unbestrittenheit: 
In diesem Fall sind folgende beiden Unterkategorien auseinander zu 
halten: 
- Der Schuldner hat der Forderung im gerichtlichen Verfahren zu keiner 
Zeit nach den maßgeblichen Verfahrensvorschriften des Rechts des 
Ursprungsmitgliedstaats widersprochen172: 
Damit ein Widerspruch gültig ist, muss er im Einklang mit der lex fori 
stehen.173 Es muss sich außerdem um eine Bestreitung der Sache selbst 
und nicht etwa nur um eine Bemängelung der Zuständigkeit des ange-
rufenen Gerichts handeln.174 
Ein fehlender Widerspruch im Sinne dieser Vorschrift liegt auch vor, 
wenn der Schuldner nicht zur Gerichtsverhandlung erscheint oder einer 
Aufforderung des Gerichts, schriftlich mitzuteilen, ob er sich zu verteidigen 
beabsichtigt, nicht nachkommt.175 
- Der Schuldner ist zu einer Gerichtsverhandlung über die Forderung 
nicht selbst oder durch jemanden vertreten erschienen, nachdem er 
der Forderung zuvor im Verfahren widersprochen hatte, wenn ein 
solches Verhalten nach der lex fori als stillschweigendes Zugeständnis 
der Forderung oder des vom Gläubiger behaupteten Sachverhalts 
anzusehen ist176: 
Diese Bestimmung soll jene Situationen erfassen, in denen der 
Schuldner nach dem anwendbaren Verfahrensrecht von der einfachen 
und kostengünstigen Möglichkeit Gebrauch macht, Widerspruch gegen 
eine Forderung zu erheben, um Zeit zu gewinnen, anschließend jedoch 
das Verfahren nicht weiter verfolgt.177 Dieser Fall liegt etwa in Österreich 
dann vor, wenn wegen der fehlenden mündlichen Einlassung in die 
Hauptsache ein Versäumungsurteil gemäß § 396 Abs 2 bzw § 442 Abs 1 
ZPO gefällt wird.178 
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 Art 3 Abs 1 lit b EuVTVO. 
173
 KOM(2003) 341 endg, 3. 
174
 Kropholler, Art 3 EuVTVO Rz 5. 
175
 ErwGr 6 EuVTVO. 
176
 Art 3 Abs 1 lit c EuVTVO. 
177
 Stein, IPRax 2004, 181, 188. 
178
 Burgstaller/Neumayr, ÖJZ 2006, 179, 182. 
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Voraussetzung für die Anwendbarkeit der gegenständlichen Vorschrift 
ist freilich, dass das Verhalten des Schuldners nach der lex fori als 
stillschweigendes Zugeständnis der Forderung oder des vom Gläubiger 
behaupteten Sachverhalts qualifiziert wird. Diese Rückverweisung auf das 
Recht des Urteilsstaats wurde in den Verordnungstext aufgenommen, weil 
die Rechtsordnungen einiger Mitgliedstaaten eine einmal bestrittene 
Forderung ungeachtet des weiteren Prozessverlaufs immer als bestritten 
ansehen und so an die Grenzen ihres Verständnisses des Begriffs 
„unbestritten“ kamen.179 So kennt etwa das italienische Zivilverfahrens-
recht kein stillschweigendes Zugeständnis.180 Versäumnisurteile nach der 
deutschen ZPO können hingegen als EuVT bestätigt werden.181 Dies gilt 
auch für österreichische Versäumungsurteile. Denn die Formulierung von 
§ 396 ZPO, wonach im Säumnisfall das Tatsachenvorbringen der er-
schienenen Partei für wahr zu halten ist, wird von der herrschenden 
Meinung als Präklusionsanordnung eingestuft.182 Insofern geht die damit 
verbundene Säumnisfolge über jene des stillschweigenden Zugeständnis-
ses hinaus: Während sich beim Geständnis eine Beweisaufnahme zwar 
weitgehend erübrigt, jedoch theoretisch möglich bleibt, wird diese durch 
die Präklusionsanordnung dezidiert ausgeschlossen.183 
 
Gemäß Art 3 Abs 2 gilt die EuVTVO auch für Entscheidungen, die 
nach Anfechtung von als EuVT bestätigten Titeln ergangen sind. Die Aus-
legung dieser Vorschrift ist umstritten. Eine Klärung des Meinungsstreits 
wird dem EuGH vorbehalten bleiben. 
                                               
179
 Stein, IPRax 2004, 181, 188. 
180
 Vgl dazu das Urteil Nr 340 vom 12.10.2007 des italienischen Verfassungsgerichtshofs, 
in dem eine Bestimmung des (damals geltenden) Sonderverfahrens für gesellschafts-
rechtliche Rechtssachen, die für den Fall der Nichteinlassung des Beklagten eine Ge-
ständnisfiktion vorsah, ua mit der Begründung für verfassungswidrig erklärt wurde, dass 
eine solche ficta confessio nicht der Tradition des italienischen Zivilprozesses ent-
spreche. 
181
 Schlosser, Art 3 EuVTVO Rz 5. 
182
 Fasching/Konecny/Rechberger, Art 3 EuVTVO Rz 13. Eine andere Auffassung geht 
von einer Geständnisfiktion aus. 
183
 Ibidem. 
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Nach einer Auffassung, die sich an den Erwägungen im Laufe des 
Gesetzgebungsverfahrens orientiert, wurde die Frage, wie als EuVT be-
stätigte Entscheidungen zu behandeln seien, die danach im Ursprungs-
mitgliedstaat angefochten werden, auf politischer Ebene entschieden184: 
Ist eine Entscheidung erstmal als EuVT bestätigt, soll sie auch dann nicht 
mehr aus dem Anwendungsbereich der EuVTVO herausfallen, wenn sie 
angefochten wird und es sich eigentlich nicht mehr um eine Entscheidung 
über eine unbestrittene Forderung handelt.185 
Nach einer anderen Meinung, die Wortlaut und Ratio der Verordnung 
berücksichtigt, soll die Bestimmung lediglich der Taktik des Schuldners 
entgegenwirken, eine als EuVT bestätigte Entscheidung anzufechten und 
dann erneut untätig zu bleiben.186 Demnach macht die Einlegung eines 
Rechtsmittels eine Forderung nicht bereits zur bestrittenen.187 Kommt es 
aber zur Abwicklung des Rechtsbehelfverfahrens, in dem der Schuldner 
die erstinstanzliche Entscheidung bekämpft, ist die anschließend ergehen-
de Entscheidung (soweit sie dem Rechtsmittel nicht folgt) nicht mehr als 
EuVT zu bestätigen und eine bereits erfolgte Bestätigung hinfällig.188 
Letzteres ist durch das Formblatt gemäß Anhang V EuVTVO zu 
bescheinigen. 
 
e) Besonderheiten des sachlichen Anwendungsbereichs der EuMahnVO 
 
Die EuMahnVO sieht neben den unter c) angeführten Bereichen noch 
einen vierten Ausschlusstatbestand vor189: die Ansprüche aus außerver-
traglichen Schuldverhältnissen. Diese Bereichsausnahme wird als sach-
lich nicht überzeugend kritisiert, zumal Abgrenzungsprobleme geradezu 
provoziert würden.190 
                                               
184
 Wagner, NJW 2005, 1157, 1158. 
185
 Fasching/Konecny/Rechberger, Art 3 EuVTVO Rz 15; Kropholler, Art 3 EuVTVO Rz 
12. 
186
 Schlosser, Art 3 EuVTVO Rz 7. 
187
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 3 EuVTVO Rz 29. 
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 Schlosser, Art 3 EuVTVO Rz 7. 
189
 Art 2 Abs 2 lit d EuMahnVO. 
190
 Rechberger in König/Mayr, Europäisches Zivilverfahrensrecht in Österreich II, 25, 30. 
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Tatsächlich fällt die Abgrenzung zwischen vertraglichen und nicht-
vertraglichen Ansprüchen in den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten 
durchaus unterschiedlich aus, so dass es zu einem nicht einheitlichen 
Anwendungsbereich der EuMahnVO kommen kann.191 Diesbezüglich ist 
eine autonome Auslegung192 der beiden Begriffe anhand der Recht-
sprechung des EuGH zu Art 5 Nr 1 EuGVVO und zum EVÜ193 sowie nach 
Maßgabe der Verordnungen Rom I194 und Rom II195 anzustreben. 
Jedenfalls bleiben praktisch bedeutsame Bereiche wie Ansprüche aus 
Verkehrsunfällen oder Unterhaltsansprüche von der Geltendmachung im 
Mahnverfahren ausgeschlossen. Der Grund dafür liegt darin, dass Geld-
forderungen aus außervertraglichen Schuldverhältnissen selten der Höhe 
nach feststehen.196 
Art 2 Abs 2 lit d EuMahnVO sieht zwei Ausnahmen von der Ausnahme 
vor. So findet das Europäische Mahnverfahren Anwendung, wenn die 
außervertraglichen Ansprüche Gegenstand einer Vereinbarung zwischen 
den Parteien oder eines Schuldanerkenntnisses sind. In diesem Fall ist in 
der Regel die Voraussetzung gemäß Art 4 EuMahnVO gegeben, wonach 
die geltend gemachte Forderung beziffert sein muss. 
Die zweite Ausnahme betrifft außervertragliche Ansprüche über 
bezifferte Schuldbeträge, die sich aus gemeinsamem Eigentum an 
Immobilien ergeben. Die Einbeziehung dieses Tatbestands geht auf einen 
Vorschlag der spanischen Regierung zurück, die davon ausgeht, dass 
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 Sujecki, EuZW 2006, 330, 331. 
192
 Schlosser, Art 2 EuMahnVO Rz 3, mit Verweis auf die Rechtsprechungsübersicht 
unter Schlosser, Art 5 EuGVVO, Rz 3 ff und 16/17. 
193
 Übereinkommen von Rom über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwenden-
de Recht von 1980, ABl Nr C 27/1998, 34 ff. 
194
 Verordnung (EG) Nr 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
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177/2008, 6 ff. Vgl zur Definition der vertraglichen Schuldverhältnisse Art 1 Abs 1 und 2 
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195
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 Schlosser, Art 2 EuMahnVO Rz 3. 
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insbesondere rückständige Betriebskosten aus Wohnungseigentum im 
Mahnverfahren geltend gemacht werden.197 
 Nicht als Ausschlusstatbestand angeführt ist die Schiedsgerichts-
barkeit. Dies wird vom Schrifttum unterschiedlich interpretiert. Einerseits 
wird vertreten, dass sich eine explizite Nennung der Schiedsgerichts-
barkeit erübrigt habe, weil sich aus dem Regelungsinhalt der Verordnung 
ohnehin deutlich ergebe, dass sie sich auf die staatliche Gerichtsbarkeit 
beziehe.198 Andererseits wird darauf hingewiesen, dass die Zuständigkeit 
des Mahngerichts zwar unter Berufung auf eine Schiedsklausel bestritten 
werden könne. Der Erlass eines EuZB über eine durch Schiedsspruch 
zuerkannte Geldforderung sei jedoch zulässig.199 Letzterer Auffassung ist 
nicht zu folgen, da es in einem solchen Fall an der staatlichen Gerichts-
barkeit mangeln würde. Eine Ausnahme gilt für Schiedssprüche, die in 
einem nicht förmlichen Schiedsgerichtsverfahren nach italienischem Recht 
(arbitrato irrituale) ergangen sind. Aufgrund der bloß schuldrechtlichen 
Wirkung dieser Schiedssprüche zwischen den Parteien bedürfen diese der 
Titulierung durch ein staatliches Gericht. Zu diesem Zweck ist das Euro-
päische Mahnverfahren geeignet. 
 
Der sachliche Anwendungsbereich der EuMahnVO wird durch Art 2 
Abs 1 weiter präzisiert. Demnach ist die Verordnung nur in grenzüber-
schreitenden Rechtssachen anzuwenden. Dies entspricht der Zuständig-
keit der Gemeinschaft gemäß Art 65 EG200. Die Kommission hatte in ihrem 
ersten Verordnungsentwurf noch erklärt, die Beschränkung des Europä-
ischen Mahnverfahrens auf grenzüberschreitende Fälle sei kontrapro-
duktiv, und damit argumentiert, dass jede gerichtliche Entscheidung po-
tenziell grenzüberschreitenden Charakter annehmen könne.201 Diese Auf-
                                               
197
 Tschütscher/Weber, ÖJZ 2007, 303, 306. 
198
 Ibidem. Siehe auch Kloiber, ZfRV 2009, 68, 69. 
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 Schlosser, Art 2 EuMahnVO Rz 6. 
200
 Entspricht Art 81 AEUV. 
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 KOM(2004) 173 endg, 7/8. 
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fassung war jedoch im Rat auf Ablehnung gestoßen und deshalb nicht 
weiter verfolgt worden.202 
Die Prozesskostenhilfe-Richtlinie203 hatte den Begriff der grenzüber-
schreitenden Streitsache erstmals verwendet. Nach dieser Richtlinie gilt 
eine Streitigkeit als grenzüberschreitend, wenn die antragstellende Partei 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Mitglied-
staat als dem Mitgliedstaat des Gerichtsstands oder dem Vollstreckungs-
mitgliedstaat hat.204 Diese Definition ist für den Bereich der Prozess-
kostenhilfe zweckmäßig. 
Die EuMahnVO definiert in Art 3 Abs 1 eine Rechtssache als grenz-
überschreitend, wenn mindestens eine der Parteien ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat als dem des be-
fassten Gerichts hat. Der Wohnsitz bestimmt sich nach den in den Art 59 
und 60 EuGVVO vorgesehenen Kriterien.205 Aus dieser Definition ergeben 
sich mehrere mögliche Konstellationen206: 
- Antragsteller und Antragsgegner haben ihren Wohnsitz in verschiede-
nen Mitgliedstaaten; 
- der Antragsteller hat seinen Wohnsitz in einem Drittstaat und der 
Wohnsitz des Antragsgegners und das angerufene Gericht befinden 
sich in verschiedenen Mitgliedstaaten207; 
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 Kloiber, ZfRV 2009, 68, 68. Hess/Bittmann, IPRax 2008, 305, 306, kritisieren, dass die 
Einschränkung auf grenzüberschreitende Rechtssachen letztlich auf einem bedauerli-
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26/2003, 41 ff. 
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 Art 2 Abs 1 Richtlinie 2002/8/EG. 
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 Die Anwendbarkeit der EuMahnVO in diesem Fall ergibt sich aus der EuGH-Recht-
sprechung, wonach das Europäische Zivilprozessrecht auch Sachverhalte mit Drittstaa-
tenbezug umfasst, und wird durch die Ausgestaltung des Formblatts zur Beantragung 
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- beide Parteien haben ihren Wohnsitz im selben Mitgliedstaat, das 
angerufene Gericht liegt aber in einem anderen Mitgliedstaat. 
Insbesondere an letzterer Konstellation ist erkennbar, dass die Defini-
tion der grenzüberschreitenden Rechtsstreitigkeit im Europäischen Mahn-
verfahren weiter gefasst ist als noch in der Prozesskostenhilfe-Richtlinie. 
Grenzüberschreitend ist eine Rechtssache auch dann, wenn nur über das 
zuständige Gericht ein Bezug zu einem weiteren Mitgliedstaat besteht. 
Der Gemeinschaftsgesetzgeber hat somit eine einheitliche Begriffsbestim-
mung innerhalb des Europäischen Zivilprozessrechts versäumt. 
Ob eine grenzüberschreitende Rechtssache vorliegt, wird mit Bezug 
auf den Zeitpunkt festgestellt, zu dem der Antrag auf Erlass eines Europäi-
schen Zahlungsbefehls eingereicht wird.208 Zumal sich Wohnsitzdiver-
genz herbeiführen lässt, indem man die Forderung vor Einreichung des 
Antrags auf Erlass des EuZB an jemandem mit Wohnsitz in einem ande-
ren Mitgliedstaat abtritt209, wird forum shopping ermöglicht.210 Ändern sich 
die Umstände im Laufe des Verfahrens, bleibt die EuMahnVO nach dem 
Grundsatz der perpetuatio fori anwendbar. 
Die Tatsache, dass die EuMahnVO nur auf grenzüberschreitende 
Rechtssachen anwendbar ist, führt in jenen Mitgliedstaaten, deren Rechts-
ordnungen kein Mahnverfahren kennen, zu einer Inländerdiskriminier-
ung.211 Eine solche ist nicht gemeinschaftsrechtswidrig. Der nationale 
Gesetzgeber steht aber de facto unter Druck, ein ähnliches Instrument für 
Inlandsfälle zu schaffen. 
 
 
 
                                                                                                                                                   
des Erlasses eines Europäischen Zahlungsbefehls bestätigt (McGuire, GPR 2007, 303, 
304). 
208
 Art 3 Abs 3 EuMahnVO. 
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 Vgl Punkt 6. des Formblatts A in Anhang I EuMahnVO. 
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 Cuypers, GPR 2009, 34, 46, mit Bezug auf die EuBagatellVO, die ebenfalls nur auf 
grenzüberschreitende Rechtssachen anwendbar ist (siehe unten, f). Hinsichtlich der Eu-
MahnVO ist zu beachten, dass das forum shopping durch Art 6 Abs 2 eingeschränkt wird 
(zum Verbraucherschutz in der EuMahnVO siehe unten, IV. 1.). 
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 Sujecki, ZEuP 2006, 124, 131/132. 
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Schließlich gilt die EuMahnVO ausweislich ihres Art 4 nur für die 
Betreibung bezifferter und fälliger Geldforderungen. 
Die Beschränkung auf Geldforderungen bringt mit sich, dass Forderun-
gen auf andere vertretbare Sachen oder ein Feststellungsanspruch nicht 
im Europäischen Mahnverfahren geltend gemacht werden können.212 
Auch die Verbindung einer Geldforderung mit einem sonstigen Anspruch 
ist nicht zulässig.213 Die Höhe der Geldforderung ist hingegen nicht von 
Bedeutung: Die EuMahnVO sieht keine Wertgrenze vor. 
Die Forderung muss außerdem beziffert und fällig sein. Eine bezifferte 
Forderung liegt nach einer autonomen Begriffsauslegung dann vor, wenn 
die Höhe der Forderung zum Zeitpunkt der Einbringung des Antrags auf 
Erlass eines Europäischen Zahlungsbefehls genau feststellbar ist.214 
 
f) Besonderheiten des sachlichen Anwendungsbereichs der EuBagatellVO 
 
Der sachliche Anwendungsbereich der EuBagatellVO erfährt die 
meisten Einschränkungen. Neben den bereits oben unter c) dargestellten 
Rechtsgebieten unterliegen Ansprüche aus folgenden Bereichen nicht 
dem Bagatellverfahren: 
- Personenstand, Rechts- und Handlungsfähigkeit und gesetzliche 
Vertretung von natürlichen Personen215; Schiedsgerichtsbarkeit216: 
Für diese beiden Gebiete kann auf die Ausführungen zur EuVTVO 
verwiesen werden.217 
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 Siehe oben, d). 
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- Arbeitsrecht218: 
Dieser Bereich ist wohl deshalb vom Anwendungsbereich der EuBaga-
tellVO ausgenommen, da er in den Rechtsordnungen der meisten Mit-
gliedstaaten Sonderregeln unterliegt. 
- Miete oder Pacht unbeweglicher Sachen219: 
Die in Zusammenhang mit dieser Materie entstehenden Forderungen 
wie etwa die Räumung wurden von der Mehrheit der Mitgliedstaaten als 
so wichtig angesehen, dass sie nicht der Verfahrensvereinfachung des 
Bagatellverfahrens unterworfen werden sollten.220 Für Klagen wegen blos-
ser Geldforderungen aus Miete oder Pacht ist eine Gegenausnahme vor-
gesehen: Diese unterliegen der EuBagatellVO. 
- Verletzung der Privatsphäre oder der Persönlichkeitsrechte, einschließ-
lich der Verletzung der Ehre221: 
Dieser Ausnahmetatbestand geht auf einen Einwand Schwedens zu-
rück, das sich auf diesbezügliche Besonderheiten des eigenen Verfas-
sungsrechts berief.222 
 
Ebenso wie das Mahnverfahren kommt auch das europäische Baga-
tellverfahren nur in grenzüberschreitenden Rechtssachen zur Anwen-
dung. Art 3 EuBagatellVO übernimmt die in der EuMahnVO festgelegte 
Definition des Begriffs der grenzüberschreitenden Rechtssache, so dass 
auf die diesbezüglichen Ausführungen verwiesen werden kann.223 
 
Der sachliche Anwendungsbereich der EuBagatellVO wird wesentlich 
dadurch bestimmt, dass der Streitwert der Klage zum Zeitpunkt des Ein-
gangs bei Gericht den Betrag von EUR 2.000 nicht überschreiten darf.224 
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Zur Vereinfachung der Berechnung werden dabei Zinsen, Kosten und 
Auslagen nicht berücksichtigt.225 
 
Das europäische Bagatellverfahren erfasst auch nicht in Geld beste-
hende Forderungen.226 Zumal sich die Streitwertbestimmung in diesem 
Fall jeweils nach der lex fori richtet, kann es zu einem nicht einheitlichen 
Anwendungsbereich der Verordnung kommen.227 
 
 
2. Der sachliche Anwendungsbereich der EuEheKindVO 
 
In Bezug auf die EuEheKindVO ist zwischen dem allgemeinen sach-
lichen Anwendungsbereich und jenem eingeschränkten Bereich zu unter-
scheiden, für den die Vollstreckung von Entscheidungen ohne Exequatur 
ermöglicht wird. 
 
Insgesamt umfasst der sachliche Anwendungsbereich folgende 
Rechtsgebiete228: 
• Ehescheidung, Trennung ohne Auflösung des Ehebandes und Ungül-
tigerklärung einer Ehe229; 
• Zuweisung, Ausübung, Übertragung sowie vollständige oder teilweise 
Entziehung der elterlichen Verantwortung.230 Dieser Bereich umfasst 
insbesondere Sorge- und Umgangsrecht, Vormundschaft, Pflegschaft 
und entsprechende Rechtsinstitute, Bestimmung und Aufgabenbereich 
der für die Person oder das Vermögen des Kindes zuständigen Stelle, 
Unterbringung des Kindes in einer Pflegefamilie oder im Heim, Maß-
                                               
225
 Art 2 Abs 1 EuBagatellVO; ErwGr 10 EuBagatellVO. 
226
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nahmen zum Schutz des Kindes in Zusammenhang mit seinem Ver-
mögen.231 
Während die Vorgängerverordnung232 nur Sorgerechtssachen erfasste, 
und auch diese nur, soweit sie mit einer Ehesache verbunden waren, 
regelt die EuEheKindVO den gesamten Bereich der elterlichen Verant-
wortung, und zwar unabhängig vom Zusammenhang mit einer Ehe-
sache.233 
Die EuEheKindVO enthält auch einen Negativkatalog. Sie gilt demnach 
nicht für die Feststellung und Anfechtung des Eltern-Kind-Verhältnisses, 
für Adoptionssachen, Fragen betreffend den Namen und die Volljährigkeit 
des Kindes, Unterhaltspflichten, Trusts und Erbschaften sowie Maßnah-
men infolge von durch Kinder begangene Straftaten.234 
 
Art 40 Abs 1 EuEheKindVO sieht vor, dass der Abschnitt über die 
direkte Vollstreckbarkeit bestimmter Entscheidungen nur für das Um-
gangsrecht und die Rückgabe eines Kindes infolge einer die Rückgabe 
des Kindes anordnenden Entscheidung gemäß Art 11 Abs 8 gilt. 
 
a) Umgangsrecht 
 
Unter Umgangsrecht ist das Recht zum persönlichen Kontakt mit dem 
Kind zu verstehen, wobei neben persönlichen Begegnungen auch telefoni-
scher und schriftlicher Kontakt gemeint ist.235 Nach der Legaldefinition in 
Art 2 Nr 10 EuEheKindVO ist Umgangsrecht insbesondere auch das 
Recht, das Kind für eine begrenzte Zeit an einen anderen Ort als seinen 
gewöhnlichen Aufenthaltsort zu bringen. Der Umgang unterliegt einer zeit-
lichen Begrenzung; die Dauer kann auch Wochen oder Monate betra-
gen.236 
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Erfasst ist nicht nur das Umgangsrecht der Eltern, sondern auch das 
anderer Personen wie der Großeltern.237 
Der unmittelbaren Vollstreckbarkeit unterliegen nur solche Titel, die 
ein Umgangsrecht gewähren, während Titel, die ein Begehren auf gericht-
liche Regelung des Umgangs ablehnen, nicht erfasst sind.238 
Aus Art 46 EuEheKindVO ergibt sich, dass unter Titel über das Um-
gangsrecht nicht nur gerichtliche Entscheidungen fallen, sondern auch in 
einem Mitgliedstaat aufgenommene, vollstreckbare öffentliche Urkunden 
und zwischen den Parteien geschlossene, vollstreckbare Vereinbarungen. 
Die Berücksichtigung außergerichtlicher Vereinbarungen ist dem Um-
stand geschuldet, dass die Rechtsordnungen der skandinavischen Staa-
ten, Irlands und des Vereinigten Königreichs vollstreckbare Privaturkun-
den zur Regelung des Sorgerechts kennen.239 Mangels Beteiligung einer 
Behörde oder eines Gerichts kann die Zuordnung einer solchen Verein-
barung zu einem Mitgliedstaat nur nach dem Kriterium des Rechts, nach 
dem die Urkunde die Vollstreckbarkeit erlangt hat, erfolgen.240 Abzustellen 
ist dabei auf das materielle Recht, das nach dem Internationalen Privat-
recht des Staates, nach dem die Urkunde vollstreckbar sein soll, auf die 
Vereinbarung samt ihrer Form anzuwenden ist.241 
 
b) Rückgabe eines Kindes 
 
Es sind nur jene Rückführungsentscheidungen erfasst, welche die 
Rückgabe des Kindes gemäß Art 11 Abs 8 EuEheKindVO anordnen. 
Dabei handelt es sich um den Fall, dass im neuen Aufenthaltsstaat242 ein 
Antrag auf Rückgabe des Kindes gestellt und gemäß Art 13 des Haager 
Kindesentführungsübereinkommens243 aufgrund einer angenommenen 
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 42 
schweren Kindeswohlgefährdung abgelehnt wird, aber in einer nachfol-
genden Entscheidung eines Gerichts des vormaligen Aufenthaltsstaats 
eben diese Rückgabe angeordnet wird.244 In diesem Fall gibt Art 11 Abs 8 
EuEheKindVO den Gerichten des früheren Aufenthaltsstaats des Kindes 
das „letzte Wort“.245 
Die unmittelbare Vollstreckbarkeit dieser Rückführungsentscheidun-
gen stellt die notwendige Ergänzung des Vorrangs solcher Titel gemäß Art 
11 Abs 8 EuEheKindVO dar246: Denn in Fällen des Art 13 HKÜ stützen die 
Gerichte des Verbringungsstaats die Verweigerung der Rückführung 
häufig auf ihren ordre public.247 Dieselben Argumente würden auch der 
Vollstreckbarerklärung einer nach Art 11 Abs 8 EuEheKindVO vorrangigen 
Entscheidung entgegenstehen.248 
Durch die direkte Vollstreckbarkeit wird der ohnehin eng auszulegende 
Art 13 HKÜ in seiner praktischen Wirkung weiter zurückgedrängt und die 
effiziente Durchsetzung der Rückführungsentscheidungen gewährleistet. 
 
 
3. Der sachliche Anwendungsbereich der EuUnterhaltsVO 
 
 Um die Gleichbehandlung aller Unterhaltsberechtigten zu gewähr-
leisten, sieht Art 1 Abs 1 EuUnterhaltsVO vor, dass sich der Anwendungs-
bereich der Verordnung auf sämtliche Unterhaltspflichten erstreckt, die auf 
einem Familien-, Verwandschafts- oder eherechtlichen Verhältnis oder auf 
Schwägerschaft beruhen.249 
 Die EuUnterhaltsVO enthält keine Definition des Begriffs der Unter-
haltspflicht, da diesbezüglich im Gesetzgebungsverfahren keine Einigung 
erreichbar war.250 Der Begriff ist autonom auszulegen251, wobei auf die 
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 43 
Rechtsprechung des EuGH zu EuGVÜ und EuGVVO zurückgegriffen 
werden kann. 
 
 
IV. Der persönliche Anwendungsbereich 
 
 
Die fünf Verordnungen sehen keine Einschränkungen in Bezug auf 
den persönlichen Anwendungsbereich vor252: Die Verfahrensbeteiligten 
müssen weder Staatsangehörige eines Mitgliedstaats sein, noch müssen 
sie ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt innerhalb der EU haben. 
Demnach kommt es bei der Inanspruchnahme der von der EuEhe-
KindVO, der EuVTVO und der EuUnterhaltsVO vorgesehenen Regelun-
gen nur darauf an, dass der Vollstreckungstitel im räumlichen Anwen-
dungsbereich dieser Verordnungen erlassen wurde und innerhalb des-
selben vollstreckt werden soll. Das Europäische Mahnverfahren und das 
europäische Verfahren für geringfügige Forderungen können ohnehin nur 
in den Mitgliedstaaten der EU (mit Ausnahme Dänemarks) eingeleitet 
werden. 
 
Mit Bezug auf die EuEheKindVO ist darauf hinzuweisen, dass sich die 
in Art 1 Abs 1 lit b genannten Verfahren betreffend die elterliche Verant-
wortung wohl ausschließlich auf minderjährige Kinder beziehen, auch 
wenn die Verordnung von einer ausdrücklichen Regelung absieht.253 Als 
Kinder sind nach der vorzuziehenden verordnungsautonomen Lösung nur 
jene natürlichen Personen anzusehen, die das achtzehnte Lebensjahr 
noch nicht erreicht haben.254 
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 Geimer/Schütze/Dilger, Art 2 EuEheKindVO Rz 13; Rauscher/Rauscher, Art 1 EuEhe-
KindVO Rz 13. 
 44 
In Hinblick auf die EuVTVO, die EuMahnVO und die EuBagatellVO ist 
schließlich zu beachten, dass die Verbrauchereigenschaft des Schuldners 
eine eingeschränkte Anwendbarkeit bewirken kann. 
 
 
1. Der Schutz der Verbraucher in der EuVTVO 
 
Die dem Verbraucherschutz dienende, allerdings etwas unglücklich 
formulierte255 Bestimmung des Art 6 Abs 1 lit d EuVTVO sieht folgende 
Voraussetzungen für die Bestätigung einer Entscheidung als EuVT vor256: 
- Es muss sich um eine Säumnisentscheidung im Sinne von Art 3 Abs 1 
lit b oder c EuVTVO handeln. 
- Die zugrunde liegende Forderung muss einen Verbrauchervertrag be-
treffen, dh einen Vertrag, den ein Verbraucher zu einem Zweck abge-
schlossen hat, der nicht seiner beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit 
zugerechnet werden kann. Diese Definition entspricht jener, die in Art 
15 Abs 1 Halbsatz 1 EuGVVO vorgesehen ist. 
- Der Schuldner ist der Verbraucher. 
- Die Entscheidung muss in dem Mitgliedstaat ergangen sein, in dem 
der Schuldner seinen Wohnsitz gemäß Art 59 EuGVVO hat. Ob der 
Schuldner im Staat des erkennenden Gerichts seinen Wohnsitz hat, 
bestimmt sich demnach nach der lex fori. 
Die Sonderregelung des Art 6 Abs 1 lit d EuVTVO gilt nur für Säum-
nisentscheidungen gemäß Art 3 Abs 1 lit b und c EuVTVO, nicht jedoch 
für ausdrücklich anerkannte Forderungen gemäß Art 3 Abs 1 lit a und d 
EuVTVO, weil ein Verbraucher, der eine Forderung aktiv anerkennt, kei-
nen Anspruch auf einen besonderen Schutz hat.257 Zumal in einem sol-
chen Fall auch der von Art 35 Abs 1 iVm Art 15 ff EuGVVO vorgesehene 
Schutzmechanismus nicht greift, spricht sich ein Teil des Schrifttums dafür 
aus, Art 6 Abs 1 lit b EuVTVO analog auf Anerkenntnisurteile gegen Ver-
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 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 6 EuVTVO Rz 22. 
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 Kropholler, Art 6 EuVTVO Rz 13. 
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braucher anzuwenden.258 Eine Bestätigung als EuVT könnte in diesem 
Fall nur ausgestellt werden, wenn die Bestimmungen des Kapitels II Ab-
schnitt 4 EuGVVO nicht verletzt wurden. 
Abschließend ist festzuhalten, dass die praktische Bedeutung der Eu-
VTVO für Verbraucher durch die Beschränkung der Bestätigungsfähigkeit 
auf Säumnisentscheidungen, die im Wohnsitzstaat des Verbrauchers er-
lassen werden, eher gering ausfällt.259 Eine Vollstreckung in einem ande-
ren Mitgliedstaat wird nicht oft notwendig werden, da das Vermögen des 
Verbrauchers hauptsächlich in seinem Wohnsitzstaat belegen sein wird. 
 
 
2. Der Schutz der Verbraucher in der EuMahnVO 
 
Während Art 6 Abs 1 EuMahnVO die allgemeine Anwendbarkeit der 
EuGVVO festlegt260, sieht Abs 2 eine Sonderzuständigkeitsregel zuguns-
ten der Verbraucher vor. Demnach besteht eine ausschließliche Zustän-
digkeit der Gerichte des Mitgliedstaats, in dem der Antragsgegner seinen 
Wohnsitz im Sinne von Art 59 EuGVVO hat, wenn: 
- die Forderung einen Vertrag betrifft, den ein Verbraucher zu einem 
Zweck geschlossen hat, der nicht seiner beruflichen oder gewerblichen 
Tätigkeit zugerechnet werden kann, und 
- der Verbraucher der Antragsgegner ist. 
Diese Bestimmung gewährleistet einen strengeren Verbraucherschutz 
als die EuGVVO, da die zusätzlichen Tatbestandsvoraussetzungen, die 
Art 15 Abs 1 lit a – c EuGVVO für die Zuständigkeit in Verbrauchersachen 
vorsieht, nicht erforderlich sind.261 Dies ist angesichts der rigiden Folgen 
einer einmaligen Säumnis im Europäischen Mahnverfahren262 zu begrü-
ßen.263 Der Schutzmechanismus ähnelt jenem, den die EuVTVO vorsieht: 
Können im Rahmen der EuVTVO nur Säumnisentscheidungen gegen Ver-
                                               
258
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braucher als EuVT bestätigt werden, die in dessen Wohnsitzstaat ergan-
gen sind, so sind für ein Europäisches Mahnverfahren gegen einen Ver-
braucher nur die Gerichte jenes Mitgliedstaats zuständig, in dem dieser 
seinen Wohnsitz hat. 
Anders als im Rahmen der EuVTVO treten im vorliegenden Fall aber 
Schwierigkeiten im Verhältnis zwischen der Sonderzuständigkeitsregel 
und der EuGVVO auf. Insbesondere ist unklar, wie sich die in den Art 22 
und 23 EuGVVO vorgesehenen ausschließlichen Zuständigkeiten mit Art 
6 Abs 2 EuMahnVO vertragen. 
Diesbezüglich kann es zunächst bei der Prüfung der eigenen Zustän-
digkeit durch das angerufene Gericht zu einem Konflikt kommen. Denkbar 
ist der Fall, dass ein Mieter, der Verbraucher ist und seinen Wohnsitz in 
Deutschland, seinen gewöhnlichen Aufenthalt aber in Österreich hat, wo 
sich auch die gemietete Immobilie befindet, vom Vermieter vor einem 
österreichischen Gericht geklagt wird.264 Es stellt sich dann die Frage, ob 
Art 22 EuGVVO, wonach die Zuständigkeit Österreichs gegeben ist, oder 
Art 6 Abs 2 EuMahnVO, wonach die deutschen Gerichte zuständig sind, 
zur Anwendung kommt. Für die erstgenannte Lösung spricht, dass eine 
ausschließliche Zuständigkeit schon aus systematischen Gründen keine 
Ausnahmen zulässt, für die zweitgenannte, dass jedenfalls das Ziel des 
Verbraucherschutzes zu gewährleisten ist.265 Geht man davon aus, dass 
die EuGVVO die systematische Grundlage darstellt, auf welche die nach-
folgenden Verordnungen des Europäischen Zivilprozessrechts aufbauen, 
müsste Art 22 EuGVVO Vorrang genießen. Denn letztere Bestimmung 
legt internationale Zwangszuständigkeiten fest, welche sowohl den allge-
meinen Gerichtsstand als auch die besonderen Gerichtsstände (darunter 
jenen für Verbraucher) verdrängen.266 
Würde man dennoch annehmen, dass Art 6 Abs 2 EuMahnVO die 
ausschließlichen Zuständigkeitsregeln bricht und das in der Folge ange-
rufene deutsche Gericht einen EuZB erlässt, könnte sich das Problem 
                                               
264
 Tschütscher/Weber, ÖJZ 2007, 303, 307. 
265
 Tschütscher/Weber, ÖJZ 2007, 303, 307. Die beiden Autoren sprechen sich für den 
Vorrang von Art 6 Abs 2 EuMahnVO aus. So auch Kloiber, ZfRV 2009, 68, 70. 
266
 Fasching/Konecny/Simotta, Art 22 EuGVVO Rz 1/2. 
 47 
wiederum stellen. Wird gegen den EuZB Einspruch erhoben, erfolgt die 
Überleitung in einen ordentlichen Zivilprozess267, in dem die Zuständigkeit 
erneut überprüft werden kann. Dann ist jedenfalls davon auszugehen, 
dass Art 22 EuGVVO zur Anwendung kommt, da Art 6 Abs 2 EuMahnVO 
nur für das Mahnverfahren gilt, während das anschließende Zivilverfahren 
durch die lex fori geregelt ist. Eine perpetuatio fori ist daher abzulehnen.268 
Erklärt sich das deutsche Gericht für unzuständig, besteht keine Mög-
lichkeit einer grenzüberschreitenden Verweisung, was zu einer für den 
Gläubiger problematischen Rechtshängigkeitspause führt.269 Die Einfüh-
rung einer grenzüberschreitenden Verweisung wäre daher wünschens-
wert. Bislang ist eine solche nur im Rahmen von Art 15 EuEheKindVO 
vorgesehen.270 
Die Aufgabe, die besondere Stellung der ausschließlichen Zuständig-
keitsregeln im System der EuGVVO gegenüber dem Ziel des Verbraucher-
schutzes abzuwägen, wird letztlich dem EuGH überlassen bleiben. 
 
 
3. Der Schutz der Verbraucher in der EuBagatellVO 
 
Die EuBagatellVO sieht im Gegensatz zur EuVTVO und der EuMahn-
VO keine besonderen Verbraucherschutzregelungen vor. 
Ein Mindestmaß an Verbraucherschutz ist jedoch durch die Anwend-
barkeit der Zuständigkeitsregeln der EuGVVO gegeben.271 Demnach kann 
der Gläubiger bei Vorliegen einer Verbrauchersache im Sinne von Art 15 
Abs 1 EuGVVO die Klage gegen den Verbraucher nur vor den Gerichten 
des Mitgliedstaats erheben, in dessen Hoheitsgebiet der Verbraucher sei-
nen Wohnsitz hat.272 Außerdem gelten einschränkende Bestimmungen für 
den Abschluss von Gerichtsstandvereinbarungen.273 
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Die EuGVVO schützt den Verbraucher auch im Rahmen der Aner-
kennung und Vollstreckbarerklärung: Gemäß Art 35 Abs 1 wird eine Ent-
scheidung nicht anerkannt, wenn die Zuständigkeitsvorschriften für Ver-
braucher verletzt worden sind. Diesen zusätzlichen Schutz genießt der 
Verbraucher im Rahmen der EuBagatellVO nicht. Ein im Bagatellverfahren 
erlassenes Urteil unterliegt nicht der Vollstreckbarerklärung. Bei der Bestä-
tigung des Urteils gemäß Art 20 Abs 2 EuBagatellVO wird die Einhaltung 
der Zuständigkeitsregeln nicht geprüft.274 
Im Schrifttum wird zuweilen vertreten, dass der alleinige Verweis auf 
die Zuständigkeitsregelungen der EuGVVO zur Gewährleistung des Ver-
braucherschutzes nicht ausreichend erscheint, da vor allem in Verfahren 
über geringfügige Forderungen Verbraucher als Schuldner bzw beklagte 
Parteien involviert sind.275 Dieser Auffassung ist nicht zuzustimmen, da die 
Sonderregeln zum Verbraucherschutz in der EuGVVO die Interessen der 
schwächeren Partei in bewährter Weise wahren. 
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C. DIE IN DEN VERORDNUNGEN VORGESEHENEN VORAUS-
SETZUNGEN FÜR DIE UNMITTELBARE VOLLSTRECKBARKEIT VON 
VOLLSTRECKUNGSTITELN IN DEN ANDEREN MITGLIEDSTAATEN 
 
 
I. Vorbemerkung 
 
 
Den fünf Verordnungen ist gemeinsam, dass sie einen europäischen 
Vollstreckungstitel vorsehen, anhand dessen in allen Mitgliedstaaten ohne 
Exequatur die Vollstreckung in die Wege geleitet werden kann. Unter-
schiedlich ist jedoch der Weg, der zur Ausstellung bzw zum Erlass des 
europäischen Vollstreckungstitels hinführt. 
 
Dabei ist zunächst grundsätzlich zwischen der EuEheKindVO, der Eu-
VTVO und der EuUnterhaltsVO auf der einen Seite sowie der EuMahnVO 
und der EuBagatellVO auf der anderen Seite zu unterscheiden: Erstere 
Gruppe zeichnet sich dadurch aus, dass ein nationaler Titel, der am Ende 
eines nach dem jeweiligen nationalen Prozessrecht abgewickelten Ver-
fahrens erlassen wird, unter bestimmten Voraussetzungen als europä-
ischer Vollstreckungstitel bescheinigt bzw bestätigt wird. Letztere Gruppe 
hingegen sieht ein euroautonomes Verfahren vor, das mit einem genuin 
europäischen Vollstreckungstitel endet bzw enden kann. 
 
 
II. Die Bestätigung nationaler Vollstreckungstitel als 
europäische Vollstreckungstitel 
 
 
1. EuEheKindVO 
 
Aus den Art 41 Abs 1 und 42 Abs 1 EuEheKindVO geht hervor, dass 
eine in einem Mitgliedstaat ergangene vollstreckbare Entscheidung über 
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das Umgangsrecht bzw über die Rückgabe eines Kindes, für die im 
Ursprungsmitgliedstaat eine entsprechende Bescheinigung ausgestellt 
wurde, in einem anderen Mitgliedstaat anerkannt wird und dort vollstreckt 
werden kann, ohne dass es einer Vollstreckbarerklärung bedarf und ohne 
dass die Anerkennung angefochten werden kann. 
Die Voraussetzungen für die Ausstellung der Bescheinigung sind bei 
Umgangsentscheidungen und Kindesrückgabeentscheidungen zum Teil 
unterschiedlich. 
 
a) Bescheinigung über das Umgangsrecht 
 
Der zuständige Richter des Ursprungsmitgliedstaats hat folgende Vor-
aussetzungen zu prüfen: 
 
• Der Anwendungsbereich gemäß Art 40 Abs 1 lit a EuEheKindVO muss 
eröffnet sein.276 
 
• Die zu bescheinigende Entscheidung über das Umgangsrecht muss 
entweder nach nationalem Recht vorläufig vollstreckbar sein oder 
autonom vollstreckbar erklärt werden.277 
Nicht alle mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen sehen die vorläufige 
Vollstreckbarkeit von Umgangsentscheidungen vor, gegen die noch die 
Einlegung eines Rechtsbehelfs möglich ist. Für diesen Fall sieht Art 41 
Abs 1 Unterabs 1 EuEheKindVO im Wege eines Eingriffs in das nationale 
Verfahrensrecht278 vor, dass das Ursprungsgericht die Entscheidung den-
noch für vollstreckbar erklären kann. Diese Erklärung der so genannten 
autonomen vorläufigen Vollstreckbarkeit279 erfolgt nach billigem Ermessen 
und kommt insbesondere dann in Betracht, wenn ohne die vorläufige Voll-
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streckbarkeit die Durchführung des Umgangs zum Nachteil des Kindes 
verzögert würde.280 
 
• Im Verfahren, in dem die Entscheidung ergangen ist, müssen alle be-
troffenen Parteien die Gelegenheit gehabt haben, gehört zu werden.281 
Welche Parteien als betroffen anzusehen sind und in welcher Form 
ihnen rechtliches Gehör gewährt wird, bestimmt sich nach dem Recht des 
Ursprungsmitgliedstaats.282 Es ist jedenfalls ausreichend, dass die Mög-
lichkeit zur Äußerung bestand; eine tatsächliche Anhörung ist nicht er-
forderlich.283 
 
• Im zugrunde liegenden Verfahren muss das Kind die Möglichkeit 
gehabt haben, gehört zu werden, sofern eine Anhörung nicht aufgrund 
seines Alters oder seines Reifegrads unangebracht erschien.284 
Nach der herrschenden Auffassung bildet auch in diesem Fall die lex 
fori den Maßstab für die Erforderlichkeit und die Modalitäten der Anhörung 
des Kindes.285 Eine gut begründete Meinung sieht freilich die Möglichkeit 
einer autonomen Auslegung und plädiert dafür, die Kriterien für das recht-
liche Gehör des Kindes an hohen Standards orientiert festzulegen, wobei 
insbesondere Art 8 EMRK als Auslegungshilfe dienen soll.286 Eine Ausge-
staltung solcher autonomer Maßstäbe wird aber nur durch die Recht-
sprechung des EuGH erfolgen können. 
 
• Falls die Entscheidung in einem Säumnisverfahren ergangen ist, muss 
das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges Schrift-
stück der säumigen Partei so rechtzeitig und in einer Weise zugestellt 
worden sein, dass diese sich verteidigen konnte. In Fällen, in denen 
diese Bedingung nicht eingehalten wurde, muss festgestellt werden, 
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dass die säumige Partei mit der Entscheidung eindeutig einverstanden 
ist.287 
Die Formulierung dieser Bestimmung entspricht jener in Art 22 lit b und 
in Art 23 lit c EuEheKindVO. Zentrales Prüfungskriterium ist demnach die 
rechtzeitige, eine Verteidigung ermöglichende Zustellung.288 Falls eine 
solche nicht erfolgt ist, muss das Einverständnis des Betroffenen aus-
drücklich geäußert worden sein oder sich eindeutig aus einem anderen 
Verhalten ergeben.289 
 
b) Bescheinigung über die Rückgabe des Kindes 
 
Das Ursprungsgericht muss feststellen, ob folgende Voraussetzungen 
vorliegen: 
 
• Die Entscheidung muss in den Anwendungsbereich gemäß Art 40 
Abs°1 lit b EuEheKindVO fallen.290 
 
• Die zu bescheinigende Entscheidung über die Rückgabe des Kindes 
muss entweder nach nationalem Recht vorläufig vollstreckbar sein 
oder autonom für vollstreckbar erklärt werden.291 
Die vorläufige Vollstreckbarerklärung unbeschadet des nationalen 
Rechts ist auch in Bezug auf Umgangsentscheidungen vorgesehen, wes-
halb auf die diesbezüglichen Ausführungen verwiesen werden kann.292 
Aufgrund der schwerwiegenden Konsequenzen der Vollstreckung der 
Rückführungsentscheidung sollte diese Erklärung sorgfältig bedacht wer-
den.293 
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• Im Verfahren, in dem die Entscheidung erlassen wurde, mussten die 
Parteien die Gelegenheit haben, gehört zu werden.294 Außerdem muss 
das Kind die Möglichkeit gehabt haben, gehört zu werden, sofern eine 
Anhörung nicht aufgrund seines Alters oder seines Reifegrads unan-
gebracht erschien.295 
Auch in Bezug auf diese beiden Erfordernisse kann auf die Aus-
führungen zu den Umgangsrechtsentscheidungen verwiesen werden.296 
Zu beachten ist allerdings, dass der Kreis der anzuhörenden Personen 
kleiner ausfallen sollte, da im Regelfall nur der die Rückgabe Bean-
tragende und der Kindesentführer Parteien sein werden.297 
 
• Das Gericht muss beim Erlass der Entscheidung jene Gründe und 
Beweismittel berücksichtigt haben, die der nach Art 13 HKÜ ergan-
genen Entscheidung zugrunde liegen.298 
Es ist nicht ausreichend, dass die in der vorangegangenen Entschei-
dung aufgeführten Gründe und Beweismittel zur Kenntnis genommen oder 
erwähnt werden. Es muss vielmehr eine inhaltliche Würdigung erfolgen, 
aus der hervorgeht, weshalb der vorherigen Entscheidung nicht zu folgen 
ist.299 
Aus der Vorschrift ergibt sich auch, dass die zu bescheinigende Ent-
scheidung zu einem späteren Zeitpunkt als die Entscheidung nach Art 13 
HKÜ ergangen sein muss.300 Es spielt hingegen keine Rolle, zu welchem 
Zeitpunkt das Verfahren im vormaligen Aufenthaltsstaat anhängig gewor-
den ist.301 
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Auch kommt es nicht darauf an, ob die Entscheidung nach Art 13 HKÜ 
bereits rechtskräftig geworden ist.302 Müsste erst die Rechtskraft des 
Rückgabeverfahrens nach dem HKÜ abgewartet werden, bevor eine Be-
scheinigung nach der EuEheKindVO ausgestellt werden kann, wäre das 
Ziel der Verordnung gefährdet, eine beschleunigte Kindesrückgabe zu ge-
währleisten.303 
 
 
2. EuVTVO 
 
Gemäß Art 5 EuVTVO wird eine Entscheidung, die im Ursprungs-
mitgliedstaat als EuVT bestätigt worden ist, in den anderen Mitglied-
staaten anerkannt und vollstreckt, ohne dass es einer Vollstreckbarer-
klärung bedarf und ohne dass die Anerkennung angefochten werden 
kann. 
 
Für die Bestätigung einer Entscheidung als EuVT muss das dafür 
zuständige Gericht zunächst prüfen, ob der Anwendungsbereich der Eu-
VTVO gemäß den Art 2 – 4 eröffnet ist.304 Die weiteren Voraussetzungen 
für die Bestätigung einer Entscheidung als EuVT legt Art 6 Abs 1 fest: 
 
a) Vollstreckbarkeit305 
 
Die Entscheidung muss im Ursprungsmitgliedstaat vollstreckbar sein, 
während Rechtskraft nicht erforderlich ist.306 Ebenso wie unter der EuGV-
VO gilt, dass vorläufige Vollstreckbarkeit, soweit von der lex fori des Ur-
sprungsmitgliedstaats vorgesehen, ausreichend ist. Theoretisch kann der 
Gesetzgeber eines Mitgliedstaats den Anwendungsbereich der EuVTVO 
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einschränken, indem er die vorläufige Vollstreckbarkeit von Entschei-
dungen abschafft, wozu aber in der Regel kein Anlass bestehen sollte.307 
Es ist vielmehr so, dass Vollstreckungstitel aus Österreich, dessen 
Rechtsordnung das Institut der vorläufigen Vollstreckbarkeit nicht kennt, 
gegenüber Titeln aus anderen Mitgliedstaaten, in denen die vorläufige 
Vollstreckbarkeit die Regel darstellt, einen Wettbewerbsnachteil erleiden, 
weil sie erst dann als EuVT bestätigt werden können, wenn sie rechts-
kräftig sind.308 Auch deshalb tritt ein Teil des Schrifttums dafür ein, die 
Exekution zur Sicherstellung abzuschaffen und durch die vorläufige Voll-
streckbarkeit zu ersetzen.309 
Das Recht des Mitgliedstaats, in dem die Entscheidung ergangen ist, 
bestimmt, wann die Vollstreckbarkeit vorliegt.310 Damit ist nur die grund-
sätzliche Vollstreckbarkeit der Entscheidung gemeint und nicht die Frage, 
ob die Entscheidung im Ursprungsmitgliedstaat tatsächlich vollstreckt wer-
den kann bzw ob Vollstreckungshindernisse vorliegen.311 
 
b) Einhaltung bestimmter Zuständigkeitsregeln312 
 
Die Entscheidung darf nicht im Widerspruch zu den Zuständigkeits-
regeln in Kapitel II, Abschnitte 3 und 6, der EuGVVO stehen. Es handelt 
sich dabei um die ausschließlichen Zuständigkeiten sowie um die Zustän-
digkeit für Versicherungssachen. Auch die EuGVVO nimmt diese beiden 
Bereiche im Exequaturverfahren vom Nachprüfungsverbot hinsichtlich der 
Zuständigkeit der Ursprungsgerichte313 aus.314 
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 König, Exekution zur Sicherstellung – ein europäisch unzeitgemäßes Austriacum, in 
FS Rechberger, 317 ff. 
310
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 6 EuVTVO Rz 5. 
311
 Rellermeyer, Rpfleger 2005, 389, 394. 
312
 Art 6 Abs 1 lit b EuVTVO. 
313
 Art 35 Abs 1 EuGVVO. 
314
 Fasching/Konecny/Rechberger, Art 6 EuVTVO Rz 10, der darin mit Verweis auf KOM 
(2002) 159 endg 7 ff eine bewusste Parallele zur EuGVVO sieht. 
 56 
Aus dieser Regelung ergibt sich zB, dass Titel über Mietzinsforderun-
gen nur dann als EuVT bestätigt werden können, wenn sie von einem 
Gericht in dem Mitgliedstaat erlassen wurden, in dem sich die Mietwoh-
nung befindet.315 
Bei sonstigen Verstößen gegen die Zuständigkeitsregeln der EuGVVO 
ist die Bestätigung als EuVT zulässig.316 Der Verbraucherschutz ist durch 
die Sonderregelung des Art 6 Abs 1 lit d EuVTVO gewährleistet. Demnach 
darf eine Säumnisentscheidung gegen einen Verbraucher nur dann als 
EuVT bestätigt werden, wenn sie in dem Mitgliedstaat ergangen ist, in 
dem der Verbraucher seinen Wohnsitz hat.317 
 
c) Einhaltung von Mindestverfahrensstandards318 
 
Handelt es sich bei dem zu bestätigenden Titel um eine Säumnis-
entscheidung im Sinne von Art 3 Abs 1 lit b oder c EuVTVO, darf die Be-
stätigung als EuVT nur erfolgen, wenn das vorangegangene Gerichtsver-
fahren im Ursprungsmitgliedstaat den von Kapitel III EuVTVO vorgesehe-
nen Mindestvorschriften entsprochen hat. 
Die Mindeststandards betreffen folgende Aspekte: 
- die Zustellung des verfahrenseinleitenden Schriftstücks an den Schuld-
ner319; 
- die ordnungsgemäße Unterrichtung des Schuldners über die Forde-
rung und die Verfahrensschritte zum Bestreiten derselben320; 
- die Heilung im Falle der Nichteinhaltung321; 
- die Berechtigung zur Überprüfung einer Säumnisentscheidung in Aus-
nahmefällen322. 
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Dabei handelt es sich nicht um Befolgungsregeln für das Verfahren vor 
dem Ursprungsgericht, sondern um Beurteilungsregeln für die anschlies-
sende Möglichkeit der Bestätigung einer Entscheidung als EuVT.323 
Die Mindestvorschriften sollen sicherstellen, dass die Verteidigungs-
rechte des Beklagten gewahrt werden, insbesondere, dass der Schuldner 
vom Verfahren Kenntnis erlangt hat und sich daran beteiligen konnte.324 
Nur deshalb ist eine nachträgliche Überprüfung, wie sie traditionell im 
Exequaturverfahren erfolgt, verzichtbar. 
Aufgrund der besonderen Bedeutung der Mindestverfahrensstandards 
im Zusammenhang mit der Abschaffung des Exequaturverfahrens erfolgt 
in Kapitel D eine gesonderte Darstellung derselben. 
 
 
3. EuUnterhaltsVO 
 
Art 17 Abs 1 der Unterhaltsverordnung sieht vor, dass eine Entschei-
dung, die in einem Mitgliedstaat ergangen ist, der durch das HUP vom 
23.11.2007 gebunden ist, in den anderen Mitgliedstaaten anerkannt ist, 
ohne dass es hierfür eines besonderen Verfahrens bedarf und ohne dass 
die Anerkennung angefochten werden kann. Dies betrifft auch abweisende 
Entscheidungen über Unterhalt, die somit EU-weit Bindungswirkung ent-
falten.325 
 
Art 17 Abs 2 legt weiters fest, dass eine in einem durch das HUP ge-
bundenen Mitgliedstaat ergangene Entscheidung, die in diesem Staat voll-
streckbar ist, in den anderen Mitgliedstaaten vollstreckbar ist, ohne dass 
es eines Exequaturverfahrens bedarf. 
Die Schaffung der unmittelbaren Vollstreckbarkeit einer Unterhaltsent-
scheidung erfolgt durch die Ausstellung des Formblatts in Anhang I Eu-
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 Kropholler, Art 6 EuVTVO Rz 11. 
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UnterhaltsVO.326 Es handelt sich dabei um einen vom Ursprungsgericht 
auszufertigenden Auszug aus der Entscheidung. Das Formular sieht ge-
naue Angaben zum Ursprungsgericht, zum Antragsteller und zum An-
tragsgegner sowie insbesondere zur Unterhaltsforderung vor.327 
 
Ausweislich von ErwGr 24 EuUnterhaltsVO wird die Abschaffung des 
Vollstreckbarerklärungsverfahrens durch die Garantien gerechtfertigt, wel-
che durch die Anwendung der einheitlichen Kollisionsnormen des HUP328 
geboten werden. Das Einheitskollisionsrecht soll insbesondere forum 
shopping verhindern.329 
 Es ist jedoch zweifelhaft, ob allein ein einheitliches Kollisionsrecht den 
Verzicht auf das Exequaturverfahren rechtfertigen kann. Denn im Gegen-
satz zu den Vorschriften der EuEheKindVO und der EuVTVO werden 
verfahrensrechtliche Garantien bei der Schaffung der direkten Vollstreck-
barkeit einer Entscheidung nicht berücksichtigt. Beim Erstellen des 
Auszugs aus der Unterhaltsentscheidung gemäß Anhang I EuUnterhalts-
VO wird keine Angabe zur Zustellung des verfahrenseinleitenden Schrift-
stücks verlangt. Erst im Nachhinein, dh in der Regel mit dem Tag der 
ersten Vollstreckungsmaßnahme, kann der Antragsgegner eine Überprü-
fung der Entscheidung durch das zuständige Gericht erwirken, wenn ihm 
das verfahrenseinleitende Schriftstück nicht so rechtzeitig zugestellt wor-
den war, dass er sich verteidigen konnte.330 Damit liegt die gesamte Hand-
lungslast beim Verpflichteten. Eine Überprüfung der Gewährleistung des 
rechtlichen Gehörs des Antragsgegners bei der Verleihung der unmittel-
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baren Vollstreckbarkeit durch die Ausstellung des Auszugs hätte das Ziel 
der Verordnung, die grenzüberschreitende Geltendmachung von Unter-
haltsforderungen zu beschleunigen, nicht gefährdet, wohl aber einen an-
gemesseneren Schutz des Verpflichteten bewirkt. 
 
 Gemäß Art 39 EuUnterhaltsVO hat das Ursprungsgericht die Möglich-
keit, die Entscheidung ungeachtet eines etwaigen Rechtsbehelfs für vor-
läufig vollstreckbar zu erklären, auch wenn das innerstaatliche Recht das 
Institut der vorläufigen Vollstreckbarkeit nicht kennt. Eine gemeinschafts-
rechtlich zwingend vorgesehene vorläufige Vollstreckbarkeit war hingegen 
politisch nicht durchsetzbar.331 
 Eine vollstreckbare Entscheidung wiederum umfasst ex lege die Be-
fugnis, alle Sicherungsmaßnahmen zu veranlassen, die im Recht des Voll-
streckungsmitgliedstaats vorgesehen sind.332 
 
 
III. Die Verfahren zum Erlass genuin europäischer Voll-
streckungstitel 
 
 
1. EuMahnVO 
 
Art 19 EuMahnVO bestimmt, dass der im Ursprungsmitgliedstaat voll-
streckbar gewordene Europäische Zahlungsbefehl in den anderen Mit-
gliedstaaten anerkannt und vollstreckt wird, ohne dass es einer Vollstreck-
barerklärung bedarf und ohne dass seine Anerkennung angefochten wer-
den kann. 
Das Verfahren, das zu einem solchen vollstreckbar gewordenen EuZB 
führt, stellt sich wie folgt dar: 
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a) Antrag auf Erlass eines EuZB 
 
Wie im Europäischen Zivilprozessrecht inzwischen üblich, ist für den 
Antrag auf Erlass eines EuZB ein Formblatt vorgesehen. Damit soll die 
Einleitung des Verfahrens erleichtert und eine automatisierte Verarbeitung 
der Daten ermöglicht werden.333 
Der Inhalt des Antrags auf Erlass eines EuZB ist durch das Formblatt 
A in Anhang I EuMahnVO vorgegeben und außerdem in Art 7 Abs 2 – 4 
EuMahnVO beschrieben: 
 
- Namen und Anschriften der Verfahrensbeteiligten und gegebenenfalls 
ihrer Vertreter sowie des Gerichts, bei dem der Antrag eingereicht wird: 
Mit dem Begriff „Vertreter“ kann einerseits ein gesetzlicher Vertreter 
gemeint sein, so zB ein Elternteil oder Vormund im Falle einer physischen 
Person oder ein Geschäftsführer im Falle einer juristischen Person. 
Andererseits kann es sich auch um einen Rechtsbeistand wie zB einen 
Rechtsanwalt handeln. Die Vertretung durch einen solchen Rechtsbei-
stand ist allerdings weder für den Antragsteller noch für den Antrags-
gegner verpflichtend.334 Vielmehr können sich die Parteien durch jede 
eigenberechtigte Person vertreten lassen.335 Dies gilt nicht nur für die An-
tragstellung und die Einsprucherhebung, sondern auch für damit verknüpf-
te Verfahrenshandlungen wie etwa einen Antrag auf neuerliche Zustellung 
des EuZB.336 
Die für das Europäische Mahnverfahren jeweils zuständigen nationalen 
Gerichte wurden von den Mitgliedstaaten gemäß Art 29 Abs 1 lit a Eu-
MahnVO der Kommission mitgeteilt. Die Angaben sind im Europäischen 
Gerichtsatlas für Zivilsachen für die Öffentlichkeit zugänglich gemacht.337 
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Österreich und Deutschland haben zentrale Mahngerichte eingerichtet338, 
während etwa Italien auf die allgemeinen Zuständigkeitsregeln nach der 
italienischen Zivilprozessordnung verweist. 
 
- Gründe für die Zuständigkeit: 
Gemäß Art 6 Abs 1 EuMahnVO wird die Zuständigkeit nach den hierfür 
geltenden Vorschriften des Gemeinschaftsrechts bestimmt. Damit ist der-
zeit auf die EuGVVO abzustellen. Feld 3 des Formblatts A enthält eine 
Liste der in Art 2 Abs 1, Art 5 Abs 1, 2, 3, 5, 6 und 7, Art 9 Abs 1 lit b, Art 
16 Abs 1, Art 19 Nr 2 lit a und b, Art 22 Nr 1 und Art 23 Abs 1 EuGVVO 
vorgesehenen Gerichtsstände. Zudem besteht die Möglichkeit, sonstige 
Zuständigkeitsgründe anzuführen. 
 
- Grenzüberschreitender Charakter der Rechtssache: 
Wie bereits erörtert, gilt die EuMahnVO nur für Rechtssachen, bei 
denen mindestens eine der Parteien ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat als dem des befassten Gerichts 
hat.339 In Feld 4 des Formblatts A muss der Antragsteller deshalb seinen 
Wohnsitz, jenen des Antragsgegners sowie den Sitz des angerufenen Ge-
richts angeben. 
 
- Bankverbindung: 
In Feld 5 des Formblatts A kann der Antragsteller dem Gericht die Art 
der Zahlung der Gerichtsgebühren mitteilen. Jedenfalls sollte die Ein-
reichung des Antrags mit der Entrichtung der eventuell fälligen Gerichts-
gebühren verbunden sein.340 Die Höhe der Gebühren richtet sich nach 
dem anwendbaren nationalen Recht.341 Allerdings dürfen die Gebühren für 
ein Europäisches Mahnverfahren und einen allfälligen anschließenden or-
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dentlichen Zivilprozess nicht höher ausfallen als jene für einen ordentli-
chen Zivilprozess ohne vorhergehendes Europäisches Mahnverfahren.342 
Außerdem steht Feld 5 für die Angabe jener Bankverbindung zur Ver-
fügung, auf die der Antragsgegner den dem Antragsteller zuerkannten Be-
trag überweisen soll. 
 
- Höhe und Art der Hauptforderung: 
Neben dem Gesamtwert der Hauptforderung (exklusive Zinsen und 
Kosten) und der Währung sind Angaben zur Anspruchsgrundlage, zu den 
die Forderung begründenden Umständen sowie sonstige Angaben zu 
machen. Art 7 Abs 1 lit d EuMahnVO spricht diesbezüglich von einer Be-
schreibung des Sachverhalts, welcher der Forderung zugrunde liegt. Dies 
könnte als narrative Darstellung des Sachverhalts verstanden werden. 
Eine solche ist jedoch nicht erforderlich. Feld 6 des Formblatts A zählt 
vielmehr verschiedenste Optionen auf, aus denen die passende auszu-
wählen ist. So wird unter der Rubrik „Anspruchsgrundlage“ eine Reihe von 
Verträgen aufgezählt, während bei den Umständen, mit denen die Forde-
rung begründet wird, etwa die ausgebliebene, unzureichende oder ver-
spätete Zahlung oder die ausgebliebene Lieferung von Waren genannt ist. 
Sonstige Angaben betreffen zB den Ort oder den Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses oder der Leistung. Passt keine der angegebenen 
Kategorien, ist diese individuell zu bestimmen. 
Grundsätzlich soll die Forderung so beschrieben sein, dass der An-
tragsgegner anhand fundierter Informationen entscheiden kann, ob er 
diese anerkennt oder bestreitet.343 
In Feld 6 sind schließlich auch Angaben zur allfälligen Abtretung der 
Forderung sowie zusätzliche Angaben für den Fall zu machen, dass sich 
die Forderung auf einen Verbrauchervertrag bezieht. 
 
- Angaben zu Zinsen, Vertragsstrafen und Kosten: 
Werden Zinsen geltend gemacht, müssen der Zinssatz und der Zeit-
raum, für den Zinsen verlangt werden, angegeben werden, es sei denn, 
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gesetzliche Zinsen werden nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats 
automatisch zur Hauptforderung hinzugerechnet. 
Eine allfällige Vertragsstrafe muss ebenso näher erläutert werden wie an-
gefallene Kosten. 
 
- Bezeichnung der Beweise, die zur Begründung der Forderung heran-
gezogen werden: 
Die Beweise müssen nur bezeichnet, nicht aber vorgelegt werden. Es 
können die gängigen Beweismittel, wie etwa Urkunden, Zeugenverneh-
mungen oder Sachverständigengutachten, angegeben werden.344 Die Be-
zeichnung der Beweise erfordert nicht, dass das genaue Sachverhalts-
element angegeben wird, zu dem der jeweilige Beweis angeboten wird.345 
Da die Beweise nur relevant werden, wenn es nach Erhebung des Ein-
spruchs zur Überleitung in ein ordentliches Verfahren kommt, sind die Be-
weismittel nicht euroautonom, sondern nach der Kategorisierung der lex 
fori zu bestimmen.346 
 
- Erklärung des guten Glaubens: 
Der Antragsteller muss erklären, dass er die Angaben nach bestem 
Wissen und Gewissen gemacht hat. Dabei nimmt er zur Kenntnis, dass 
vorsätzliche Falschangaben angemessene Sanktionen nach dem Recht 
des Ursprungsmitgliedstaats nach sich ziehen können. Es ist freilich uner-
heblich, ob der Antragsteller dies ausdrücklich anerkennt, da gemäß Art 
26 EuMahnVO für alle in der Verordnung nicht ausdrücklich geregelten 
Verfahrensfragen ohnehin nationales Recht zur Anwendung kommt.347 
 
- Fakultative Erklärung für den Fall des Einspruchs: 
Der Antragsteller kann in einer Anlage zum Antrag dem Gericht gegen-
über erklären, dass er die Überleitung in ein ordentliches Verfahren ge-
mäß Art 17 EuMahnVO ablehnt, falls der Antragsgegner Einspruch ein-
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legt. Dies kann auch zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen, muss jedoch 
vor Erlass des EuZB geschehen. Die Ablehnungsmöglichkeit erscheint 
sinnvoll, da es für den Antragsteller gute Gründe geben kann, keinen 
grenzüberschreitenden Zivilprozess – der bedeutend aufwendiger als ein 
grenzüberschreitendes Mahnverfahren ausfällt – anzustreben.348 
 
Der Antrag ist vom Antragsteller oder seinem allfälligen Vertreter zu 
unterzeichnen oder gegebenenfalls elektronisch zu signieren und an-
schließend in Papierform oder durch andere zulässige Kommunikations-
mittel dem Gericht zu übermitteln.349 
 
b) Prüfung des Antrags durch das Gericht 
 
Gemäß Art 8 EuMahnVO prüft das Gericht zunächst, allenfalls im 
Rahmen eines automatisierten Verfahrens, ob die in den Art 2, 3, 4, 6 und 
7 EuMahnVO vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt sind und ob die For-
derung begründet erscheint.350 Die Prüfung muss nicht durch einen Rich-
ter erfolgen.351 
Der Prüfungsumfang in Bezug auf die Begründetheit der Forderung ist 
umstritten, zumal sich die Auslegung von Art 8 EuMahnVO schwierig ge-
staltet: dies insbesondere aufgrund der gegensätzlichen Angaben in Erw-
Gr 16, wonach das Gericht die Schlüssigkeit der Begründung des Antrags 
prüfen kann, und in Art 12 Abs 4 lit a, wonach der Antragsgegner zu infor-
mieren ist, dass der EuZB vom Gericht nicht nachgeprüft wurde.352 Inso-
fern bleibt den Gerichten – zumindest bis zu einer Klärung durch den Eu-
GH – nichts anderes übrig, als die jeweiligen nationalen Prüfungsmaßstä-
be anzuwenden.353 
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Falls die Forderung nicht offensichtlich unbegründet oder der Antrag 
nicht unzulässig ist, jedoch die in Art 7 EuMahnVO genannten Voraus-
setzungen nicht erfüllt sind, fordert das Gericht den Antragsteller über das 
Formblatt B in Anhang II auf, den Antrag binnen einer angemessenen Frist 
zu verbessern.354 Die Aufforderung zur Berichtigung kann auch darin be-
stehen, den Antrag in einer anderen Sprache vorzulegen.355 
Werden die in Art 8 EuMahnVO vorgesehenen Voraussetzungen nur 
für einen Teil der Forderung erfüllt, besteht die Möglichkeit, den EuZB nur 
für diesen Teil zu erlassen.356 Der Erlass dieses Teilzahlungsbefehls er-
folgt allerdings nicht von Amts wegen, sondern nur nach Verständigung 
und anschließender Zustimmung des Antragstellers anhand des Form-
blatts C gemäß Anhang III EuMahnVO. Die Verständigung hat eine Be-
gründung zu enthalten, warum das Gericht in Bezug auf einen Teil der 
Forderung die Voraussetzungen für den Erlass des EuZB als nicht gege-
ben ansieht.357 
 
c) Zurückweisung des Antrags 
 
Das Gericht weist den Antrag anhand des Formblatts D in Anhang IV 
EuMahnVO in folgenden Fällen zurück358: 
- Nichterfüllung der in den Art 2, 3, 4, 6 und 7 genannten Voraussetzun-
gen; 
- offensichtliche Unbegründetheit der Forderung; 
- Ausbleiben der Antwort des Antragstellers auf den Verbesserungsauf-
trag des Gerichts; 
- Ausbleiben der Antwort des Antragstellers auf den Änderungsvor-
schlag des Gerichts oder Ablehnung dieses Vorschlags durch den An-
tragsteller. 
                                                                                                                                                   
den Mitgliedstaaten, die in ihren Rechtsordnungen heterogene Lösungen vorsehen, aus 
dem Weg zu gehen. 
354
 Art 9 EuMahnVO. 
355
 Vgl Feld 4 Anhang II EuMahnVO. 
356
 Art 10 Abs 1 und 2 EuMahnVO. 
357
 Kloiber, ZfRV 2009, 68, 74. 
358
 Art 11 Abs 1 EuMahnVO. 
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Gegen die Zurückweisung des Antrags ist kein Rechtsmittel vorge-
sehen.359 Die Entscheidung entfaltet aber keine Rechtskraftwirkung360, so 
dass der Antragsteller erneut einen Antrag stellen oder sich eines ande-
ren, von der lex fori vorgesehenen Verfahrens bedienen kann.361 
Aufgrund der Unanfechtbarkeit der Zurückweisungsentscheidung war 
schon unter der Geltung des Vertrags von Nizza362 davon auszugehen, 
dass das Gericht funktional letztinstanzlich zuständig und daher gemäß 
Art 68 Abs 1 EG iVm Art 234 EG363 berechtigt und verpflichtet war, ein 
Vorabentscheidungsverfahren beim EuGH einzuleiten, um Zweifel bei der 
Auslegung etwa des Anwendungsbereichs der Verordnung auszuräu-
men.364 
Durch das Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon365 am 01.12.2009 
ist die einschränkende Sonderregelung von Art 68 EG entfallen366, so 
dass jedenfalls eine Vorlageberechtigung bzw –verpflichtung des befass-
ten Gerichts besteht.367 
 
d) Erlass eines Europäischen Zahlungsbefehls 
 
Liegen die Voraussetzungen gemäß Art 8 EuMahnVO vor, erlässt das 
Gericht in der Regel binnen 30 Tagen368 einen EuZB anhand des Form-
blatts E gemäß Anhang V EuMahnVO, wobei eine Abschrift des Antrags-
formulars beigefügt wird.369 
                                               
359
 Art 11 Abs 2 EuMahnVO. Vgl auch ErwGr 17 EuMahnVO. 
360
 Kloiber, ZfRV 2009, 68, 74. 
361
 Art 11 Abs 3 EuMahnVO. 
362
 Vgl die konsolidierte Fassung in ABl Nr C 321 E/2006, 1 ff. 
363
 Entspricht Art 267 AEUV. 
364
 Tschütscher/Weber, ÖJZ 2007, 303, 310. 
365
 ABl Nr C 306/2007, 1 ff. 
366
 Vgl die konsolidierten Fassungen des Vertrags über die Europäische Union und des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union in ABl Nr C 115/2008, 1 ff, aus 
denen hervorgeht, dass die Art 68 EG entsprechende Bestimmung aufgehoben wurde. 
367
 Mayr, JBl 2008, 503, 511. 
368
 Dabei wird die Zeit, die zur Vervollständigung, Berichtigung oder Änderung des An-
trags erforderlich war, nicht berücksichtigt (Art 12 Abs 1 Unterabs 2 EuMahnVO). 
369
 Art 12 Abs 1 und 2 EuMahnVO. 
 67 
Im EuZB wird der Antragsgegner darüber belehrt, dass370: 
- er den im EuZB angeführten Betrag an den Antragsteller zahlen oder 
gegen den EuZB innerhalb von 30 Tagen ab Zustellung371 Einspruch 
erheben kann; 
- der EuZB vollstreckbar wird, wenn er nicht beeinsprucht wird; 
- das Verfahren im Falle eines Einspruchs von den zuständigen Gerich-
ten des Ursprungsmitgliedstaats nach den Regeln eines ordentlichen 
Zivilprozesses weitergeführt wird, es sei denn, der Antragsteller hat 
beantragt, das Verfahren in diesem Fall zu beenden; 
- der EuZB nur auf Grundlage der Angaben des Antragstellers erlassen 
und vom Gericht nicht überprüft wurde. 
 
e) Zustellung des Europäischen Zahlungsbefehls 
 
Die EuMahnVO sieht in den Art 13 – 15 die Zustellung mit Nachweis 
des Empfangs durch den Antragsgegner, die Zustellung ohne Nachweis 
des Empfangs durch den Antragsgegner sowie die Zustellung an einen 
Vertreter vor. Diesen Regelungen muss die Zustellung des EuZB nach 
den jeweils anwendbaren nationalen Rechtsvorschriften genügen. 
Aufgrund der besonderen Bedeutung der Zustellung, insbesondere zur 
Wahrung der Verteidigungsrechte gemäß Art 6 EMRK, wird dieser Bereich 
in einem eigenen Abschnitt dargestellt.372 
 
f) Einspruch gegen den Europäischen Zahlungsbefehl 
 
Art 16 Abs 1 und 2 EuMahnVO legt die Formalitäten für die Beein-
spruchung des EuZB fest. Diese hat binnen einer Frist von 30 Tagen 
anhand des Formblatts F in Anhang VI EuMahnVO beim Ursprungsgericht 
zu erfolgen. Die Gerichte haben allerdings auch einen in einer anderen 
Form eingebrachten, klar verständlichen, schriftlichen Einspruch zu be-
                                               
370
 Art 12 Abs 3 und 4 EuMahnVO. Vgl auch ErwGr 18 EuMahnVO. 
371
 Die Berechnung der Fristen erfolgt nach Maßgabe der EWG-Verordnung Nr 1182/71 
(ErwGr 28 EuMahnVO). 
372
 Siehe unten, D. 
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rücksichtigen.373 Für die Einhaltung der 30-Tage-Frist ist das Datum der 
Postaufgabe maßgebend.374 Der vom Antragsgegner oder von dessen 
Vertreter zu unterzeichnende Einspruch muss nicht begründet sein.375 
Der fristgerecht erhobene Einspruch kann zweierlei Wirkungen entfal-
ten376: Er beendet das Verfahren, wenn der Antragsteller dies für den Fall 
der Beeinspruchung beantragt hat. Ansonsten erfolgt die Überleitung in 
einen ordentlichen Zivilprozess377 vor den zuständigen Gerichten des Ur-
sprungsmitgliedstaats. Dieses Verfahren unterliegt nicht mehr der Eu-
MahnVO, sondern richtet sich nach der lex fori. 
Die EuMahnVO regelt nicht, wie mit einem verspäteten Einspruch zu 
verfahren ist. Ein solcher ist wohl zurückzuweisen.378 
 
g) Erklärung der Vollstreckbarkeit des Europäischen Zahlungsbefehls 
 
Wird kein Einspruch erhoben oder wurde dieser nicht fristgerecht ver-
sandt, erklärt das Gericht den EuZB unter Verwendung des Formblatts G 
in Anhang VII EuMahnVO unverzüglich für vollstreckbar, wobei insbeson-
dere das Zustelldatum zu überprüfen ist.379 Der Antragsteller erhält eine 
Ausfertigung des vollstreckbaren EuZB.380 
 Ein EuZB, gegen den der Schuldner keinen Einspruch einlegt, er-
wächst in Rechtskraft. Dies ist zwar durch die Verordnung nicht eindeutig 
angeordnet, ergibt sich jedoch aus Gründen der Prozessökonomie, die 
eine endgültige Streitbeilegung verlangt, sowie aus Gründen der Rechts-
sicherheit.381 
 
                                               
373
 ErwGr 23 EuMahnVO. 
374
 Mayr, JBl 2008, 503, 512. 
375
 Art 16 Abs 3 und 5 EuMahnVO. 
376
 Art 17 Abs 1 EuMahnVO. Vgl auch ErwGr 24 EuMahnVO. 
377
 Rectius: in das im jeweiligen Mitgliedstaat für die Behandlung derartiger Ansprüche 
vorgesehene Verfahren (Kloiber, ZfRV 2009, 68, 76). 
378
 Tschütscher/Weber, ÖJZ 2007 303, 312. 
379
 Art 18 Abs 1 EuMahnVO. 
380
 Art 18 Abs 3 EuMahnVO. 
381
 Hess/Bittmann, IPRax 2008, 305, 309. Art 20 EuMahnVO bleibt dadurch unberührt. 
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2. EuBagatellVO 
 
Nach Art 20 Abs 1 EuBagatellVO wird ein im europäischen Verfahren 
für geringfügige Forderungen ergangenes Urteil in einem anderen Mit-
gliedstaat anerkannt und vollstreckt, ohne dass es einer Vollstreckbarer-
klärung bedarf und ohne dass die Anerkennung angefochten werden 
kann. 
 
a) Einleitung des Verfahrens 
 
So wie das Europäische Mahnverfahren wird auch das Bagatellver-
fahren durch ein Formular eingeleitet. Zu diesem Zweck ist gemäß Art 4 
Abs 1 EuBagatellVO das in Anhang I enthaltene Klageformblatt A vorge-
sehen. 
Diesem ist der notwendige Inhalt der Klage zu entnehmen: 
 
- Bezeichnung und Anschrift des Gerichts, bei dem die Klage eingereicht 
wird: 
Die internationale Zuständigkeit ergibt sich aus der EuGVVO.382 Was 
die nationale Zuständigkeit betrifft, haben die Mitgliedstaaten der Kommis-
sion gemäß Art 25 Abs 1 lit a EuBagatellVO mitgeteilt, welche Gerichte 
jeweils für das Bagatellverfahren zuständig sind. Die Angaben sind im 
Europäischen Gerichtsatlas für Zivilsachen für die Öffentlichkeit zugäng-
lich gemacht.383 Demnach sind in Österreich grundsätzlich die Bezirks-
gerichte, in Deutschland die Amtsgerichte und in Italien die Friedensge-
richte für das europäische Verfahren für geringfügige Forderungen sach-
lich zuständig. 
 
 
 
 
                                               
382
 Klageformblatt A Anhang I EuBagatellVO Nr 4. 
383
 Abrufbar unter: http://ec.europa.eu/justice_home/judicialatlascivil/html/index_de.htm  
(Stand: 30.06.2010). 
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- Namen und Anschriften der Verfahrensbeteiligten und gegebenenfalls 
ihrer Vertreter: 
Wie im Europäischen Mahnverfahren, besteht auch hier keine Ver-
pflichtung der Parteien, sich durch einen Rechtsanwalt oder sonstigen 
Rechtsbeistand vertreten zu lassen.384 Deshalb kann das Gericht von den 
Parteien auch keine rechtliche Würdigung der Klage verlangen.385 
 
- Gründe für die Zuständigkeit: 
Während die EuMahnVO in Art 6 vorsieht, dass die Zuständigkeit nach 
geltendem Gemeinschaftsrecht, insbesondere nach der EuGVVO be-
stimmt wird, verzichtet die EuBagatellVO im Verordnungstext selbst auf 
einen derartigen Verweis. Die Anwendbarkeit der EuGVVO ergibt sich 
jedoch aufgrund von deren allgemeiner Geltung und geht außerdem aus 
der Nr 4 des Klageformblatts A hervor. Dort heißt es, dass das angerufene 
Gericht eben nach der EuGVVO zuständig sein muss. 
 
- Grenzüberschreitender Charakter der Rechtssache: 
Die EuBagatellVO gilt nur für grenzüberschreitende Sachverhalte.386 
Ein solcher Sachverhalt liegt vor, wenn mindestens eine der Parteien ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat als 
dem des Gerichts hat.387 
 
- Bankverbindung: 
Der Kläger hat zu erklären, auf welche Art er die Gerichtsgebühren zu 
begleichen beabsichtigt. Für den Fall der Zahlung per Kreditkarte oder 
Einzugsermächtigung ist eine Anlage zum Klageformblatt vorgesehen, die 
dem Beklagten nicht zugestellt wird. Außerdem besteht für den Kläger die 
Möglichkeit, das Konto anzugeben, auf welches der Beklagte den vom 
Kläger geforderten oder diesem zuerkannten Betrag überweisen soll. 
                                               
384
 Art 10 EuBagatellVO. Vgl auch ErwGr 15 EuBagatellVO. 
385
 Art 12 Abs 1 EuBagatellVO. 
386
 Haibach, EuZW 2008, 137, 140, bedauert die – zahlenmäßig sehr signifikante – Be-
grenzung des Anwendungsbereichs der EuBagatellVO auf grenzüberschreitende Rechts-
sachen. 
387
 Siehe dazu näher oben, B. III. 1. e). 
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- Angaben zum Anspruch: 
Es ist zunächst anzuführen, ob man eine Geldforderung oder eine 
andere Forderung geltend macht. In letzterem Fall ist der geschätzte Wert 
der Forderung bekannt zu geben. Es ist jedenfalls zu beachten, dass der 
Streitwert (exklusive Zinsen, Kosten und Auslagen) den Betrag von EUR 
2.000,00 nicht überschreiten darf.388 
Falls der Kläger die Erstattung von Verfahrenskosten wie Anwalts-, 
Übersetzungs- oder Zustellkosten fordert, sind genaue Angaben zu den 
einzelnen Positionen zu machen. 
Schließlich hat der Kläger zu erklären, ob er Zinsen geltend macht. Be-
jahendenfalls ist der Beginn der Laufzeit anzugeben, im Falle eines ver-
traglichen Zinssatzes auch dessen Höhe. 
 
- Klageerzählung und angebotene Beweismittel: 
Der Kläger hat den Sachverhalt zu beschreiben, der seiner Forderung 
zugrunde liegt. Außerdem sind jene Beweismittel, die der Begründung der 
Klage dienen, zu beschreiben bzw dem Klageformblatt beizulegen. In Fra-
ge kommen insbesondere Urkundenbeweise sowie mündliche oder schrift-
liche Zeugenbeweise. Es ist zulässig, auch noch während des Verfahrens 
Beweisstücke einzureichen.389 Freilich ist es im Interesse des Klägers, sei-
ne Beweisunterlagen zusammen mit der Klage vorzulegen, denn er muss 
damit rechnen, dass das Gericht nach Eingang der Antwort des Beklagten 
ohne weitere Beweisaufnahme sein Urteil erlässt.390 
 
- Angaben zur mündlichen Verhandlung: 
Das europäische Verfahren für geringfügige Forderungen ist grund-
sätzlich ein schriftliches Verfahren. Der Kläger kann jedoch im Klagefor-
mular oder zu einem späteren Zeitpunkt die Durchführung einer mündli-
chen Verhandlung beantragen. Er hat dies allerdings entsprechend zu 
                                               
388
 Art 2 Abs 1 EuBagatellVO. 
389
 ErwGr 12 EuBagatellVO. 
390
 Jelinek in König/Mayr, Europäisches Zivilverfahrensrecht in Österreich II, 45, 69. 
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begründen. Es steht im Ermessen des Gerichts, eine mündliche Verhand-
lung anzusetzen oder darauf zu verzichten.391 
 
- Bestätigung des Urteils: 
Für den Fall, dass bereits bei Einbringung der Klage abzusehen ist, 
dass eine Vollstreckung des Urteils in einem anderen Mitgliedstaat als 
dem des angerufenen Gerichts notwendig werden wird, kann der Kläger 
beantragen, dass das Gericht eine Bestätigung des Urteils gemäß Form-
blatt D ausstellt.392 
 
Der Kläger hat das ausgefüllte Formular zu unterzeichnen und zu 
datieren, wobei er erklären muss, die Angaben nach bestem Wissen und 
Gewissen gemacht zu haben. Es ist davon auszugehen, dass das Form-
blatt auch vom Vertreter des Klägers unterzeichnet werden kann. In 
diesem Fall wird es nach dem Recht einiger Mitgliedstaaten notwendig 
werden, der Klage eine entsprechende Vollmacht beizulegen. 
Anschließend ist das Klageformblatt samt allfälliger Anlagen beim zu-
ständigen Gericht einzureichen oder diesem per Post oder auf einem 
anderen zulässigen Weg zu übermitteln.393 
Um die Inanspruchnahme des Bagatellverfahrens durch juristische Lai-
en zu fördern, sieht Art 11 EuBagatellVO vor, dass die Parteien beim Aus-
füllen der Formblätter praktische Hilfestellung erhalten können.394 In Ös-
terreich könnte dies etwa im Rahmen der Amtstage bei den Bezirksge-
richten geschehen. 
 
 
 
                                               
391
 Siehe dazu unten, d). 
392
 Siehe dazu unten, e). 
393
 Art 4 Abs 1 EuBagatellVO. Die Mitgliedstaaten haben der Kommission gemäß Art 4 
Abs 2 iVm Art 25 Abs 1 lit b EuBagatellVO die zulässigen Kommunikationsmittel mitge-
teilt. Die betreffenden Angaben sind im Europäischen Gerichtsatlas für Zivilsachen unter 
http://ec.europa.eu/justice_home/judicialatlascivil/html/index_de.htm abrufbar (Stand: 30. 
06.2010). 
394
 Vgl auch ErwGr 21 EuBagatellVO. 
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b) Prüfung der Klage durch das Gericht 
 
Es ist vorauszuschicken, dass gemäß ErwGr 27 EuBagatellVO dem 
Gericht eine Person angehören muss, die nach nationalem Recht dazu 
ermächtigt ist, als Richter tätig zu sein. Demnach kann die Bearbeitung 
eines Verfahrens auch von Gerichtspersonal wie etwa dem Rechtspfleger 
in Österreich oder Deutschland erfolgen, soweit der Behörde auch ein 
Richter angehört. Für Italien gilt, dass unter den Begriff Richter nicht nur 
der Berufsrichter, sondern auch der ehrenamtliche Richter fällt. 
Das Gericht prüft zunächst, ob die Klage in den von den Art 2 und 3 
EuBagatellVO festgelegten Anwendungsbereich fällt. Ist dies nicht der 
Fall, unterrichtet es den Kläger darüber.395 In Ermangelung eines ent-
sprechenden Formblatts geschieht dies in einer nach der lex fori zuläs-
sigen Form. 
Nimmt der Kläger die Klage daraufhin nicht zurück, verfährt das Ge-
richt mit ihr nach Maßgabe des Verfahrensrechts des Mitgliedstaats, in 
dem das Verfahren durchgeführt wird.396 Eine Übertragung der Klage in 
ein vom nationalen Recht vorgesehenes Verfahren wäre zwar denkbar. 
Da aber wohl eine Neufassung der Klage aufgrund der unterschiedlichen 
formellen und materiellen Voraussetzungen notwendig würde, wäre eine 
derartige Weiterverweisung mit großem Aufwand verbunden, der zumin-
dest dem juristischen Laien nicht zumutbar erscheint. 
 
Kommt das Gericht nach der ersten Prüfung der Klage zu dem 
Schluss, dass diese zwar in den Anwendungsbereich der EuBagatellVO 
fällt, jedoch offensichtlich unbegründet oder offensichtlich unzulässig ist, 
wird sie zurück- bzw abgewiesen.397 Die Begriffe „offensichtlich unbe-
gründet“ und „unzulässig“ bestimmen sich dabei nach der lex fori398, 
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 Art 4 Abs 3 EuBagatellVO. 
396
 Ibidem. 
397
 Art 4 Abs 4 Unterabs 2 EuBagatellVO. 
398
 ErwGr 13 EuBagatellVO. 
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werden zur Wahrung der Verfahrensrechte des Klägers aber restriktiv aus-
zulegen sein.399 
 
Bewertet das Gericht die Klage hingegen als grundsätzlich zulässig 
und begründet, sind aber einige Angaben unzureichend oder unklar, erteilt 
es dem Kläger einen Verbesserungsauftrag.400 Über das Formblatt B in 
Anhang II EuBagatellVO wird der Kläger aufgefordert, das Klageformblatt 
zu vervollständigen bzw zu berichtigen. 
Wenn das Klageformblatt nicht in einer beim angerufenen Gericht zu-
lässigen Sprache eingereicht wurde, kann ebenfalls über einen Verbesse-
rungsauftrag verlangt werden, die Klage in einer anderen, zulässigen 
Sprache vorzulegen. 
In beiden Fällen setzt das Gericht eine Frist für die Vervollständigung, 
Berichtigung oder Neufassung der Klage mit dem Hinweis fest, dass die 
Klage bei Nichteinhaltung zurückgewiesen wird. 
 
c) Einlassung des Beklagten in den Rechtsstreit 
 
Sobald dem Gericht ein ordnungsgemäß ausgefülltes Klageformblatt 
vorliegt, füllt es Teil I des Antwortformblattes C in Anhang III EuBagatell-
VO aus.401 Teil I stellt das Rubrum der Rechtssache dar. Anschließend 
wird dem Beklagten dieses Antwortformblatt sowie eine Kopie der Klage 
und eventuell vorgelegter Beweisunterlagen zugestellt. Die Absendung 
dieser Unterlagen soll spätestens 14 Tage nach Eingang des Klageform-
blatts erfolgen.402 
Der Beklagte wiederum hat eine Frist von 30 Tagen ab Zustellung, um 
sich in den Rechtsstreit einzulassen. Gemäß Art 7 Abs 3 EuBagatellVO 
muss die Klagebeantwortung innerhalb dieser Frist bei Gericht eingelangt 
                                               
399
 Jahn, NJW 2007, 2890, 2894. Zustimmend Jelinek in König/Mayr, Europäisches Zivil-
verfahrensrecht in Österreich II, 45, 83, der erklärt, dass nur Klagen im kurzen Weg erle-
digt werden können, die offensichtlich querulatorisch oder zu rechtsfremden Zwecken er-
hoben werden. 
400
 Art 4 Abs 4 Unterabs 1 EuBagatellVO. 
401
 Art 5 Abs 2 Unterabs 1 EuBagatellVO. 
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 Art 5 Abs 2 Unterabs 2 EuBagatellVO. 
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sein. Das Vorsehen einer einlangenden Frist mutet gerade in einem 
grenzüberschreitenden Verfahren, in dem die Zustellung von Unterlagen 
durch die Post erfolgen soll, als unverständlich an. Außerdem sehen die 
Prozessrechtsordnungen einiger Mitgliedstaaten wie Österreich grund-
sätzlich keine einlangenden Fristen vor. Besonders problematisch ist in 
diesem Zusammenhang, dass der Beklagte im Antwortformblatt C nicht 
darauf aufmerksam gemacht wird, dass es sich um eine einlangende Frist 
handelt.403 
Der Beklagte kann entweder Teil II des Antwortformblatts ausfüllen 
und diesem geeignete Beweisunterlagen beifügen oder auf andere Weise 
auf die Klage antworten.404 Es wäre zwar nicht vertretbar, das nicht in 
standardisierter Form vorgetragene Verteidigungsvorbringen des Beklag-
ten unverwertbar sein zu lassen.405 Aber es erscheint jedenfalls zweck-
mäßig, sich bei der Klagebeantwortung an den Inhalt von Teil II des Ant-
wortformblatts zu halten, der insbesondere nach der Anerkennung der 
Forderung, nach den Gründen für die Nichtanerkennung sowie nach 
allfälligen Beweismitteln hierfür fragt. 
Der Beklagte hat außerdem die Möglichkeit, eine Widerklage zu erhe-
ben.406 Der Begriff der Widerklage ist dabei im Sinne von Art 6 Abs 3 
EuGVVO zu verstehen.407 Demnach muss die Widerklage auf denselben 
Vertrag oder Sachverhalt wie die Klage gestützt sein. Zur Erhebung der 
Widerklage hat der Beklagte ein getrenntes Klageformblatt A auszufüllen 
und zusammen mit dem Antwortformblatt fristgerecht an das Gericht zu 
schicken. Widerklagen, die nicht in den Anwendungsbereich der EuBaga-
tellVO fallen, sollten unzulässig sein.408 Der Beklagte müsste diesen An-
spruch dann in einem getrennten Verfahren geltend machen. 
                                               
403
 Jelinek in König/Mayr, Europäisches Zivilverfahrensrecht in Österreich II, 45, 69. 
404
 Vgl die „wichtigen Hinweise und Leitlinien für den Beklagten“ am Anfang des Antwort-
formblatts C. Jahn, NJW 2007, 2890, 2893, spricht fälschlich von einem Formularzwang 
auch für den Beklagten. 
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 Schlosser, Art 5 EuBagatellVO Rz 3. 
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 Art 5 Abs 6 Unterabs 1 EuBagatellVO. 
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 ErwGr 16 EuBagatellVO. 
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 Jahn, NJW 2007, 2890, 2894. 
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Die Geltendmachung eines Rechts auf Aufrechnung durch den Be-
klagten gilt nicht als Widerklage.409 Die Aufrechnung ist in der Antwort des 
Beklagten zu erklären. 
 
d) Weiterer Ablauf des Verfahrens 
 
Nach Eingang der Antwort des Beklagten hat das Gericht binnen 14 
Tagen eine Kopie dieser Antwort, der allfälligen Widerklage sowie etwai-
ger Beweisunterlagen an den Kläger zu schicken.410 
Auf die Widerklage hat der Widerbeklagte innerhalb von 30 Tagen 
nach Zustellung zu antworten.411 
Bei der Streitwertberechnung werden Klage- und Widerklage nicht zu-
sammengerechnet.412 Nur wenn die Widerklage allein den Streitwert von 
EUR 2.000,00 übersteigt, ist die EuBagatellVO nicht mehr anwendbar. 
Sofern sich der Widerkläger daraufhin nicht entschließt, seine Klage zu-
rückzunehmen413, werden Klage und Widerklage nach der lex fori abge-
wickelt414. 
 
Hat der Beklagte in seiner Antwort geltend gemacht, dass der Wert 
einer nicht oder nicht nur auf Geldzahlung gerichteten Klage die zulässige 
Wertgrenze übersteigt, entscheidet das Gericht binnen 30 Tagen nach 
Absendung der Antwort an den Kläger, ob die EuBagatellVO anwendbar 
ist.415 Diese Regelung erscheint unglücklich. Da für den Kläger ohnehin 
keine Möglichkeit zur weiteren Stellungnahme besteht, wäre es sinnvoller 
gewesen vorzusehen, dass über die Anwendbarkeit zu entscheiden ist, 
bevor die Antwort des Beklagten dem Kläger zugestellt wird. 
Entscheidet das Gericht, dass die Bagatellverordnung nicht anwend-
bar ist, kann dies nur im Wege einer statthaften Berufung gegen das 
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 ErwGr 17 EuBagatellVO. 
410
 Art 5 Abs 4 iVm Art 5 Abs 6 Unterabs 1 EuBagatellVO. 
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 Art 5 Abs 6 Unterabs 2 EuBagatellVO. 
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 Schlosser, Art 5 EuBagatellVO Rz 5. 
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 Art 5 Abs 7 Unterabs 2 iVm Art 4 Abs 3 EuBagatellVO. 
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 Art 5 Abs 5 EuBagatellVO. 
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Endurteil überprüft werden416; ein gesondertes Rechtsmittel ist nicht zu-
lässig417. 
 
Innerhalb von 30 Tagen nach Eingang der Antwort des Beklagten bzw 
des Widerbeklagten kann das Gericht wie folgt vorgehen418: 
- Es kann auf Grundlage der vorliegenden Unterlagen ein Urteil er-
lassen. 
- Falls die vorliegenden Unterlagen nicht ausreichend für die Urteils-
findung sind, kann es die Parteien auffordern, binnen einer Frist, die 30 
Tage nicht überschreiten darf, weitere Angaben zur Forderung zu 
machen.419 
- Es kann die Beweisaufnahme gemäß Art 9 EuBagatellVO durchführen. 
- Es kann die Parteien zu einer mündlichen Verhandlung laden, die in-
nerhalb von 30 Tagen nach der Vorladung stattzufinden hat. 
 
Das europäische Verfahren für geringfügige Forderungen ist grund-
sätzlich als schriftliches Verfahren angelegt.420 Die Schriftlichkeit gilt als 
stilprägendes Element des Verfahrens.421 In der Literatur wird die daraus 
ableitbare Entwicklung, vom mündlichen zivilprozessualen Verhandlungs-
verfahren in eine überwunden geglaubte schriftliche Verfahrensvariante 
zurückzufallen, zum Teil mit Sorge gesehen.422 Freilich bleibt abzuwarten, 
ob sich diese Tendenz in weiteren Verordnungen des Europäischen Zivil-
prozessrechts fortsetzt. 
 
Die Erledigung im schriftlichen Verfahren stellt zudem nur die Grund-
regel dar. Das Gericht kann eine mündliche Verhandlung anberaumen, 
wenn es eine solche für erforderlich hält oder wenn eine der Parteien 
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 Schlosser, Art 5 EuBagatellVO Rz 4. 
417
 Art 5 Abs 5 EuBagatellVO. 
418
 Art 7 Abs 1 EuBagatellVO. 
419
 Der Verordnungstext spricht von Angaben zur „Klage“. Gemeint sind aber wohl Anga-
ben zur verfahrensgegenständlichen Forderung. 
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 Art 5 Abs 1 EuBagatellVO. 
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 Schlosser, Art 5 EuBagatellVO Rz 1. 
422
 Jelinek in König/Mayr, Europäisches Zivilverfahrensrecht in Österreich II, 45, 72. 
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einen entsprechenden Antrag stellt.423 Die Beantragung durch eine Partei 
hat aber nicht ohne weiteres die Abhaltung einer Verhandlung zur Folge. 
Das Gericht kann einen solchen Antrag ablehnen, wenn es der Auf-
fassung ist, dass in Anbetracht der Umstände des Falls ein faires 
Verfahren offensichtlich auch ohne mündliche Verhandlung sichergestellt 
ist.424 Bei der Beurteilung soll insbesondere auch der Grundsatz des 
kontradiktorischen Verfahrens Berücksichtigung finden.425 Eine Ablehnung 
ist allerdings schriftlich zu begründen. Auch hier gilt, dass eine gesonderte 
Anfechtung der Ablehnung nicht möglich ist, wohl aber eine Geltend-
machung in einem Rechtsmittel gegen das Endurteil, sofern ein solches 
vom betreffenden Mitgliedstaat zugelassen ist. 
Zumal der EGMR eine Prüfungsbefugnis des Gerichts dahingehend, 
ob in einem Verfahren unter Berücksichtigung aller Gesichtspunkte eine 
mündliche Verhandlung erforderlich ist, als mit Art 6 Abs 1 EMRK verein-
bar erachtet, ist die Regelung nicht zu beanstanden.426 Insbesondere ist 
zu berücksichtigen, dass bei einer Regelung, nach der auf einen ent-
sprechenden Antrag hin jedenfalls eine Verhandlung stattzufinden hätte, 
Missbrauchsgefahr bestünde.427 
Zumindest in jenen Mitgliedstaaten, in denen die entsprechende Infra-
struktur zur Verfügung steht, wird die Anberaumung einer mündlichen Ver-
handlung dadurch erleichtert, dass diese über Videokonferenz oder mittels 
anderer Kommunikationstechnologien abgehalten werden kann.428 Der 
Einsatz moderner Kommunikationsmittel ist jedenfalls zu fördern.429 Da 
eine Partei ihren Wohnsitz jedenfalls in einem anderen Mitgliedstaat als 
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 Art 5 Abs 1 EuBagatellVO. Vgl auch ErwGr 14 EuBagatellVO. 
424
 Ibidem. 
425
 ErwGr 9 EuBagatellVO. 
426
 Jahn, NJW 2007, 2890, 2892, mit Verweis auf EGMR 24.06.1993, 14518/89. AA Hau, 
GPR 2007, 93, 96. Zweifelnd Jelinek in König/Mayr, Europäisches Zivilverfahrensrecht in 
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 Sujecki, EWS 2008, 323, 326. 
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 Art 8 EuBagatellVO. 
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 ErwGr 20 EuBagatellVO. 
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dem Gerichtsstaat hat430, kann eine Abhaltung per Videokonferenz eine 
erhebliche Erleichterung darstellen und insbesondere Kosten sparen.431 
Art 12 Abs 3 EuBagatellVO sieht vor, dass sich das Gericht, soweit an-
gemessen, um eine gütliche Einigung der Parteien bemüht. Ein solcher 
Schlichtungsversuch wird im Rahmen einer mündlichen Verhandlung je-
denfalls mehr Aussicht auf Erfolg haben als bei einer rein schriftlichen 
Abwicklung des Verfahrens. 
Auch die Verpflichtung des Gerichts, die Parteien erforderlichenfalls 
über Verfahrensfragen zu unterrichten432, wird vor allem im Zuge einer 
mündlichen Verhandlung des Falls relevant werden. Man spricht in diesem 
Zusammenhang von der so genannten Manuduktionspflicht.433 
 
Falls sich das Gericht für eine mündliche Verhandlung entscheidet, 
kann in diesem Rahmen auch die Aufnahme aller oder einiger Beweise 
erfolgen. Auch in diesem Fall ist die Abhaltung mittels Videokonferenz 
zulässig.434 
Grundsätzlich bestimmt das Gericht den Umfang der Beweisaufnahme 
und die Beweismittel, die nach den einschlägigen Bestimmungen der lex 
fori für den Erlass des Urteils erforderlich sind.435 
Eine Einschränkung erfährt das Recht des Gerichts, die Beweismittel 
auszuwählen, durch die Bestimmung, wonach das Gericht das einfachste 
und am wenigsten aufwendige Beweismittel zu wählen hat.436 Eine an der 
englischen und französischen Fassung der Verordnung orientierte Aus-
legung dieser Vorschrift kommt zum Ergebnis, dass sich das Gericht für 
die einfachste und am wenigsten aufwendigste Art der Beweisaufnahme 
                                               
430
 Vgl Art 2 Abs 1 EuBagatellVO. 
431
 Auf der Homepage des Justizministeriums (www.justiz.gv.at) scheint auf, welche ös-
terreichischen Gerichte über eine Videokonferenzanlage verfügen. 
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 Art 12 Abs 2 EuBagatellVO. Vgl auch ErwGr 22 EuBagatellVO. 
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 Roth, ecolex 2007, 812, 815. 
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 Art 9 Abs 1 EuBagatellVO. 
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 Ibidem. Jahn, NJW 2007, 2890, 2892, spricht in diesem Zusammenhang vom so ge-
nannten Freibeweisverfahren. 
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 Art 9 Abs 3 EuBagatellVO. 
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entscheiden sollte437: Demnach ist zB die Einholung einer schriftlichen 
Zeugenaussage am einfachsten, die Vernehmung des Zeugen per Video-
konferenz oder gar bei Gericht ist hingegen aufwendiger und sollte nur 
erfolgen, falls sie unbedingt erforderlich ist. 
Sachverständigenbeweise oder mündliche Aussagen sind nur dann 
zuzulassen, wenn dies für die Urteilsfindung erforderlich ist, wobei den 
Kosten Rechnung zu tragen ist.438 Diese Regelung ist Ausdruck des Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatzes.439 Ein Sachverständigengutachten wird et-
wa dann nicht eingeholt, wenn die Kosten hierfür im Verhältnis zum Streit-
wert nicht angemessen sind, wobei die Grenze ungefähr bei der Hälfte 
des Streitwerts anzusetzen ist.440 
In diesem Zusammenhang ist auch die Regelung zu sehen, wonach 
die Beweisaufnahme mittels schriftlicher Parteienvernehmung sowie 
schriftlicher Aussagen von Zeugen oder Sachverständigen möglich ist.441 
Schriftliche Aussagen von Zeugen und Parteien sind etwa in den Zivil-
prozessordnungen Österreichs und Italiens nicht vorgesehen, scheinen im 
europäischen Bagatellverfahren aber gerechtfertigt, um einen zu großen 
Verfahrensaufwand zu vermeiden. Was die schriftlichen Ausführungen 
eines Sachverständigen anbelangt, ist darauf hinzuweisen, dass die „Ver-
schriftlichung“ des Verfahrens nicht die Erörterungsbefugnis der Parteien 
unterbindet, sondern diese bloß von der mündlichen auf die schriftliche 
Kommunikationsebene verschiebt.442 
 
e) Erlass des Urteils 
 
Sofern der Beklagte bzw der Widerbeklagte nicht fristgerecht eine 
Antwort einreicht, erlässt das Gericht ein Urteil zur Klage bzw Wider-
klage.443 Die Art eines solchen Urteils unterscheidet sich nach der an-
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 Scheuer, Zak 2007, 226, 229. 
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 Art 9 Abs 2 EuBagatellVO. 
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 Jahn, NJW 2007, 2890, 2892. 
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wendbaren lex fori bzw nach der Ausführungsgesetzgebung in den Mit-
gliedstaaten. So ist etwa in Deutschland ein Urteil nach Lage der Akten zu 
fällen, das eine inhaltliche Prüfung voraussetzt, während in Österreich ein 
Versäumungsurteil zu erlassen ist, in dem das klägerische Vorbringen 
grundsätzlich für wahr zu halten ist.444 
 
Hat sich der Beklagte bzw der Widerbeklagte in das Verfahren einge-
lassen, erfolgt die Fällung des Urteils binnen 30 Tagen nach einer allfälli-
gen mündlichen Verhandlung oder nach Vorliegen sämtlicher Entschei-
dungsgrundlagen.445 
Die Ausfertigung des Urteils erfolgt jedenfalls nach Maßgabe des an-
wendbaren Verfahrensrechts. Dafür ist sinnvollerweise kein Formblatt vor-
gesehen. Auch die Wirksamkeit der Entscheidung richtet sich nach der lex 
fori.446 
 
Die EuBagatellVO sieht für die einzelnen Verfahrensschritte des Ge-
richts jeweils relativ kurze Fristen vor. Auch in den Fällen, wo keine Fristen 
für einen Verfahrensabschnitt vorgesehen sind, soll das Gericht schnellst-
möglich tätig werden.447 
Art 14 Abs 3 der Verordnung bestimmt für den Fall, dass das Gericht 
die Fristen nach Art 4 Abs 4, Art 5 Abs 3 und 6 sowie Art 7 Abs 1 
ausnahmsweise nicht einhalten kann, dass die erforderlichen Verfahrens-
schritte jedenfalls baldmöglichst zu setzen sind. Demnach ist eine stän-
dige Überschreitung der Fristen unzulässig. Die Mitgliedstaaten sind dazu 
verpflichtet, Strukturen zu schaffen, welche die Einhaltung der vorge-
schriebenen Fristen ermöglichen. 
Die Berechung der Fristen erfolgt, wie im Gemeinschaftsrecht üblich, 
gemäß der EWG-Verordnung Nr 1182/71448.449 
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Wird einer Partei eine Frist gesetzt, ist auf die Folgen der Nichtein-
haltung hinzuweisen.450 Grundsätzlich ist es möglich, die von Art 4 Abs 4, 
Art 5 Abs 3 und 6 sowie Art 7 Abs 1 EuBagatellVO vorgesehenen Fristen 
zu verlängern, falls dies erforderlich ist, um die Rechte der Parteien zu 
wahren.451 
 
Das im europäischen Verfahren für geringfügige Forderungen ergan-
gene Urteil ist unabhängig von der Einbringung eines möglichen Rechts-
mittels vollstreckbar.452 Damit hält das Institut der vorläufigen Vollstreck-
barkeit Einzug in alle Mitgliedstaaten. Bislang kannte zB die österreichi-
sche Rechtsordnung dieses Institut nicht.453 
Die Vorschrift, wonach keine Sicherheitsleistung verlangt werden 
darf454, ist angesichts des geringen Streitwerts gerechtfertigt. 
 
Art 16 EuBagatellVO legt fest, dass die unterlegene Partei die not-
wendigen und verhältnismäßigen Verfahrenskosten zu tragen hat.455 Das 
Prinzip, wonach die unterlegene Partei der obsiegenden Kostenersatz zu 
leisten hat, ist nicht allen mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen gemein-
sam. So sieht etwa die belgische ZPO keine Erstattung der Kosten durch 
die unterlegene Partei vor. Auf europäischer Ebene hat die Richtlinie 
2004/48/EG456 diesen Grundsatz für den Bereich des geistigen Eigentums 
für alle Mitgliedstaaten vorgeschrieben.457 
Was die Verhältnismäßigkeit der Kosten anbelangt, so sollten jene 
Mitgliedstaaten, in denen die Höhe der Gerichts- und Anwaltsgebühren 
                                               
450
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vom Streitwert abhängt, keinen Anpassungsbedarf haben.458 Anderes gilt 
für die Rechtsordnungen, wo das Anwaltshonorar etwa nach Stunden-
sätzen berechnet wird. Hier können zumindest Teile des Honorars für 
nicht erstattungsfähig erklärt werden.459 
 
Auf jederzeitigen Antrag einer Partei bestätigt das Gericht sein Urteil 
unter Verwendung des in Anhang IV EuBagatellVO vorgegebenen Form-
blatts D. Damit wird die direkte Vollstreckung in den anderen Mitglied-
staaten möglich. 
 
f) Zustell- und Sprachenregelung 
 
Gemäß Art 13 Abs 1 EuBagatellVO sollen die im Laufe des Verfah-
rens notwendigen Zustellungen grundsätzlich per Einschreiben mit Rück-
schein erfolgen. Subsidiär kommen die in den Art 13 und 14 EuVTVO vor-
gesehenen Zustellarten zur Anwendung. 
Alle Unterlagen sind in der Sprache oder in einer der Sprachen des 
angerufenen Gerichts zu verfassen bzw vorzulegen.460 Was die Annahme-
verweigerung von Schriftstücken betrifft, die nicht in einer Amtssprache 
des Empfangsmitgliedstaats oder in einer Sprache, die der Empfänger 
versteht, abgefasst sind, gilt eine der EuZVO461 nachempfundene Rege-
lung.462 
Sowohl die Zustellproblematik als auch die Sprachenfrage werden 
weiter unten noch ausführlicher behandelt.463 
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D. DIE GEWÄHRLEISTUNG DES RECHTLICHEN GEHÖRS IN DEN 
VERORDNUNGEN 
 
 
I. Einleitung 
 
 
Das Europäische Zivilprozessrecht fühlt sich den Grundrechten, insbe-
sondere dem Recht auf ein faires Verfahren, wie es in Art 6 EMRK und in 
Art 47 EU-Grundrechtecharta464 vorgesehen ist, verpflichtet.465 Alle fünf 
Verordnungen sind daher bestrebt, die Rechte der beklagten Partei bzw 
des Schuldners zu wahren. 
 
Ein wesentliche Rolle bei der Wahrung der Verteidigungsrechte spielt 
die Zustellung des verfahrenseinleitenden Schriftstücks. Es muss sicher-
gestellt werden, dass die Gegenseite verlässlich und rechtzeitig über das 
gegen sie eingeleitete Verfahren informiert wird. 
 
In diesem Zusammenhang bedienen sich die fünf Verordnungen un-
terschiedlicher Methoden. Die EuEheKindVO fordert für alle betroffenen 
Parteien die Gewährung des rechtlichen Gehörs ein und legt für den Fall 
einer Säumnisentscheidung fest, dass das verfahrenseinleitende Schrift-
stück der Gegenseite so rechtzeitig und in einer Weise zugestellt werden 
muss, dass diese sich verteidigen kann.466 Letzteres Erfordernis ist auch 
in der EuUnterhaltsVO vorgesehen.467 
 
Die EuVTVO, die EuMahnVO und die EuBagatellVO beschreiten ein-
en anderen Weg: Sie enthalten selbst Vorschriften über die jeweils zuläs-
sigen Zustellarten. Dabei sind weitere Unterscheidungen zu treffen: 
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 ABl Nr C 303/2007, 1 ff. 
465
 Vgl insbesondere ErwGr 11 EuVTVO. 
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 Vgl Art 41 Abs 2 und Art 42 Abs 2 EuEheKindVO. Siehe dazu oben, C. II. 1. 
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- Die EuVTVO legt in den Art 13 – 15 Zustellstandards als Mindestvor-
schriften für eine nachträgliche Kontrolle fest. Demnach kann ein Titel 
nur dann als EuVT bestätigt werden, wenn das zugrunde liegende Ver-
fahren im Ursprungsmitgliedstaat ua den Zustellregeln der Art 13 – 15 
entsprochen hat.468 
 
- Die EuMahnVO übernimmt diese Zustellvorschriften in den Art 13 – 15 
wortgleich. Es handelt sich dabei nicht um autonomes Zustellrecht, zu-
mal sich die Zustellung gemäß Art 13 Satz 1 und Art 14 Satz 1 nach 
dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats richtet. Auch in diesem Fall 
geht es um die Festlegung von Mindeststandards.469 Letztere sind al-
lerdings im Gegensatz zur EuVTVO nicht erst in einem kontrollieren-
den Bestätigungsverfahren zu beachten, sondern bereits im summari-
schen Erkenntnisverfahren.470 
 
- Die EuBagatellVO schließlich enthält nicht mehr nur Mindeststandards, 
sondern sieht von den Mitgliedstaaten unmittelbar anzuwendendes 
Zustellrecht vor.471 Demnach werden im europäischen Bagatellverfah-
ren Unterlagen per Post mit Empfangsbestätigung, aus der das Datum 
des Empfangs hervorgeht, zugestellt.472 Falls die Zustellung auf posta-
lischem Weg nicht möglich ist, kann sie auf eine der in den Art 13 und 
14 EuVTVO vorgesehenen Arten bewirkt werden.473 Aus rechtsstaat-
lichen Gründen muss als Hindernis für die postalische Zustellung ein 
ernsthaftes Risiko genügen, dass diese nicht ordnungsgemäß erledigt 
werden wird.474 
 
Die Vorschriften in den Art 13 – 15 EuVTVO und 13 – 15 EuMahnVO 
regeln die Zustellung mit Nachweis des Empfangs durch den Schuldner, 
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die Zustellung ohne einen solchen Nachweis sowie die Zustellung an 
einen Vertreter des Schuldners. Diese drei Zustellarten sollen nun Gegen-
stand einer genaueren Betrachtung sein. 
 
 
II. Zustellung mit Nachweis des Empfangs durch den Schuldner 
 
 
Art 13 Abs 1 EuVTVO sieht für diese Art der Zustellung, die mit ab-
soluter Gewissheit sicherstellen soll, dass das zuzustellende Schriftstück 
dem Empfänger zugegangen ist475, vier Alternativen vor: 
 
• Gemäß Art 13 Abs 1 lit a EuVTVO kann das verfahrenseinleitende 
Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück dem Schuldner durch 
persönliche Zustellung, bei der dieser eine Empfangsbestätigung unter 
Angabe des Empfangsdatums unterzeichnet, zugestellt werden. 
Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass der Begriff des verfahrensein-
leitenden Schriftstücks nach der Rechtsprechung des EuGH zu Eu-
GVÜ, EuGVVO und EuZVO autonom auszulegen ist. Demnach be-
zeichnet der Begriff ein Schriftstück, dessen rechtzeitige Zustellung an 
den Beklagten diesen in die Lage versetzt, seine Rechte in einem Ge-
richtsverfahren des Übermittlungsstaats geltend zu machen. Einem 
solchen Schriftstück müssen sich mit Bestimmtheit zumindest Gegen-
stand und Grund des Antrags sowie die Aufforderung, sich vor Gericht 
einzulassen, oder die Möglichkeit zur Einlegung eines Rechtsbehelfs 
entnehmen lassen.476 
Bei dieser Form der persönlichen Zustellung handelt es sich um die 
Zustellung durch eine Amtsperson.477 Das erklärt, weshalb der Em-
pfänger die Empfangsbestätigung nur unterzeichnen und nicht auch – 
wie von lit c und d vorgesehen – zurückschicken muss. Die Involvier-
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 ErwGr 14 EuVTVO. 
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 EuGH 08.05.2008, Rs C-14/07, Weiss & Partner ./. IHK Berlin, Rz 73. 
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 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 13 EuVTVO Rz 5. 
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ung einer Amtsperson bringt auch mit sich, dass die Zustellung durch 
ein Übergabe-Einschreiben nicht unter diese Bestimmung fällt.478 
 
• Art 13 Abs 1 lit b EuVTVO sieht vor, dass die persönliche Zustellung 
auch so erfolgen kann, dass die für die Zustellung zuständige Person 
ein Dokument unterzeichnet, in dem neben dem Datum angegeben ist, 
dass der Schuldner das Schriftstück erhalten oder dessen Annahme 
unberechtigt verweigert hat. 
Wer für die Zustellung zuständig ist, ergibt sich aus dem Recht des Zu-
stellungsmitgliedstaats.479 Von besonderem Interesse bei dieser Zu-
stellungsform ist der Fall der Annahmeverweigerung. Dieser kommt nur 
dann einer erfolgten persönlichen Zustellung gleich, wenn der Empfän-
ger seine Weigerung rechtlich nicht begründen kann.480 Eine berechtig-
te Annahmeverweigerung kann in der EuZVO oder im Recht des Zu-
stellungsmitgliedstaats begründet sein.481 
 
• Nach Art 13 Abs 1 lit c EuVTVO genügt den Anforderungen einer per-
sönlichen Zustellung auch eine postalische Zustellung, bei welcher der 
Schuldner die Empfangsbestätigung unter Angabe des Empfangsda-
tums unterzeichnet und zurückschickt. 
Hierunter fällt im Wesentlichen die Zustellung per Einschreiben mit 
Rückschein, die auch von den nationalen Zustellrechten und von Art 
14 EuZVO vorgesehen ist. 
Wie bereits oben erwähnt, erhebt Art 13 EuBagatellVO diese Form der 
Zustellung zur prioritären Form, während die anderen hier geschilder-
ten Zustellungsformen nur subsidiäre Anwendung finden. Der Vorrang 
für die Postzustellung ist damit zu erklären, dass das Bagatellverfahren 
möglichst einfach, schnell und kostensparend ablaufen soll.482 
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• Art 13 Abs 1 lit d EuVTVO regelt schließlich die elektronische Zustel-
lung, bei der der Schuldner ebenfalls eine Empfangsbestätigung unter 
Angabe des Empfangsdatums zu unterzeichnen und zurückzuschicken 
hat. 
Nach dieser Vorschrift kann die Übermittlung auch per Fax oder E-Mail 
erfolgen.483 Es ist unklar, ob die Empfangsbestätigung ebenfalls elek-
tronisch oder nur postalisch versandt werden kann.484 
 
Neben verfahrenseinleitenden Schriftstücken können auch Ladungen 
zu einer Gerichtsverhandlung dem Schuldner in den aufgezeigten Arten 
persönlich zugestellt werden.485 Es ist freilich auch zulässig, die Ladung 
mündlich in einer vorhergehenden Verhandlung auszusprechen, wobei 
dies im Verhandlungsprotokoll festgehalten werden muss.486 
 
 
III. Zustellung ohne Nachweis des Empfangs durch den 
Schuldner 
 
 
Art 14 Abs 1 lit a – f EuVTVO sieht Formen der Ersatzzustellung vor, 
die durch ein hohes Maß an Wahrscheinlichkeit487 dafür gekennzeichnet 
sind, dass das zugestellte Schriftstück dem Empfänger zugegangen ist. In 
diesen Fällen kommt das Schriftstück so in den Herrschaftsbereich des 
Empfängers, dass dieser dafür zu sorgen hat, dass er das Schriftstück 
auch tatsächlich erhält.488 Die zulässigen Ersatzzustellungsformen sind ta-
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xativ aufgeführt.489 Diese Zustellarten sind allerdings nicht zulässig, wenn 
die Anschrift des Schuldners nicht mit Sicherheit ermittelt werden kann.490 
Fiktive Zustellungen scheiden damit als unzulässig aus.491 
 
a) Persönliche Zustellung unter der Privatanschrift des Schuldners an 
eine in derselben Wohnung wie der Schuldner lebende oder dort be-
schäftigte Person: 
Der Begriff der Privatanschrift ist autonom auszulegen und bezieht sich 
auf die Wohnung des Schuldners, wobei es sich in der Regel um den 
tatsächlichen Lebensmittelpunkt des Empfängers handeln sollte.492 
Auch wenn die Vorschrift nichts über das Alter der Person aussagt, an 
die zugestellt werden kann, so ist aufgrund des Zwecks, ein hohes 
Maß an Wahrscheinlichkeit des Zugangs an den Empfänger zu errei-
chen, wohl nur an Personen zuzustellen, die nach ihrer Reife in der La-
ge sind, den Vorgang zu begreifen.493 
 
b) Persönliche Zustellung in den Geschäftsräumen des Schuldners, der 
selbständig oder eine juristische Person ist, an eine vom Schuldner 
beschäftigte Person: 
Die Zustellung in den Geschäftsräumen setzt nicht voraus, dass sich 
das Verfahren, auf welches das zuzustellende Schriftstück zurückgeht, 
auf den Empfänger betreffende geschäftliche Vorgänge bezieht.494 
Die Begriffe „Geschäftsraum“, „Selbständiger“ und „Beschäftigter“ sind 
allesamt autonom auszulegen495: Als Geschäftsraum gilt jener Raum, 
in dem der Empfänger seine Geschäfte regelmäßig ausübt. Selbstän-
dige sind etwa Freiberufler oder Gewerbetreibende. Beschäftigte sind 
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alle vom Empfänger angestellten Personen, unabhängig davon, ob sie 
bezahlt, unbezahlt oder in Ausbildung sind. 
 
c) Hinterlegung des Schriftstücks im Briefkasten des Schuldners: 
Der Briefkasten muss dem Empfänger zuzuordnen sein. Der Empfän-
ger trägt das Risiko des Abholens und für den Fall, dass Dritte ohne 
weiteres Zugriff auf den Inhalt des Postkastens haben, auch das Risiko 
des Abhandenkommens seiner Post.496 
 
d) Hinterlegung des Schriftstücks beim Postamt oder einer anderen zu-
ständigen Stelle mit entsprechender schriftlicher Benachrichtigung im 
Briefkasten des Schuldners, wobei darauf hingewiesen werden muss, 
dass es sich um ein gerichtliches Schriftstück handelt oder dass die 
Zustellung durch die Benachrichtigung als erfolgt gilt und Fristen zu 
laufen beginnen: 
Zu den neben dem Postamt anderen zuständigen Stellen zählen etwa 
auch die Gerichte.497 Die Hinweise müssen nicht kumulativ erteilt wer-
den; es ist ausreichend, dass entweder auf die Qualität des Schrift-
stücks als Gerichtsakt oder auf den Beginn des Fristenlaufs verwiesen 
wird.498 
 
Die bisher aufgezeigten Arten der Ersatzzustellung können einerseits 
durch ein vom Zusteller unterzeichnetes Schriftstück bescheinigt werden, 
in dem Form und Datum der Zustellung sowie Name und Qualifikation der 
Person, der das Schriftstück anstelle des Schuldners zugestellt wurde, 
angegeben sind.499 Andererseits ist eine Bescheinigung auch in Form ein-
er Empfangsbestätigung der Person, welcher das Schriftstück zugestellt 
wurde, möglich.500 Die Protokollierung durch den Zusteller und die Em-
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pfangsbestätigung sind im Falle der EuVTVO exklusive Beweismittel und 
Voraussetzung für eine Bestätigung als EuVT.501 
 
e) Postalische Zustellung ohne Nachweis gemäß Art 14 Abs 3, wenn der 
Schuldner seine Anschrift im Ursprungsmitgliedstaat hat: 
Unter Anschrift ist sowohl die Privatanschrift als auch die Geschäfts-
anschrift zu verstehen, wobei es ausreichend ist, dass sich eine dieser 
beiden im Ursprungsmitgliedstaat befindet.502 
Die Zulässigkeit dieser relativ einfach zu erfüllenden Zustellungsform 
ist dadurch gerechtfertigt, dass keine Auslandszustellung notwendig 
ist.503 
 
f) Elektronische Zustellung mit automatisch erstellter Sendebestätigung, 
sofern sich der Schuldner vorab ausdrücklich mit dieser Zustellungsart 
einverstanden erklärt hat: 
Als elektronische Zustellungsformen gelten insbesondere die Über-
mittlung per Fax und per E-Mail. Als Sendebestätigungen genügen der 
Sendebericht des Faxgeräts bzw die Bestätigung, die der Ausgangs-
server des Providers des Absenders erstellt.504 
Diese Zustellungsform ist nur unter der Voraussetzung zulässig, dass 
der Empfänger vorab ausdrücklich sein Einverständnis erklärt hat, wo-
bei dieses sich nicht speziell auf das zugrundeliegende Verfahren be-
ziehen muss, sondern auch generell ausgesprochen worden sein 
kann.505 Diese Einschränkung kann etwa durch die entsprechende An-
passung von Vertragsklauseln aufgefangen werden.506 
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IV. Zustellung an den Vertreter des Schuldners 
 
 
Gemäß Art 15 EuVTVO können die beiden Zustellungsformen mit und 
ohne Nachweis des Empfangs auch an den Vertreter des Schuldners 
bewirkt werden. Damit wird auf folgende Fälle abgestellt507: 
- Der Schuldner kann sich nicht selbst vor Gericht vertreten und muss 
durch eine gesetzlich bestimmte Person vertreten werden (so etwa im 
Fall eines Minderjährigen oder einer juristischen Person). 
- Der Schuldner hat eine andere Person, zB einen Rechtsanwalt, er-
mächtigt, ihn in einem bestimmten Gerichtsverfahren zu vertreten. 
Im ersteren Fall spricht man von gesetzlicher Vertretung, im letzteren von 
gewillkürter Vertretung.508 
 
Ob die Zustellung an den Vertreter des Schuldners zulässig ist, ist im 
Erkenntnisverfahren nach dem anwendbaren Prozessrecht zu überprüfen; 
im anschließenden Bestätigungsverfahren ist von der Zulässigkeit ohne 
weiteres auszugehen.509 In diesem Stadium ist nur mehr zu überprüfen, 
ob die gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben eingehalten wurden. So muss 
die Zustellung an den Vertreter mutatis mutandis den in den Art 13 und 14 
EuVTVO vorgesehenen Formen entsprechen.510 Falls etwa bei einer per-
sönlichen Zustellung eine Empfangsbestätigung durch den Empfänger er-
forderlich ist, muss diese durch den Vertreter des Empfängers ausgestellt 
werden.511 
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V. Ordnungsgemäße Unterrichtung des Schuldners bzw des 
Beklagten 
 
 
Die Art 16 und 17 EuVTVO sollen sicherstellen, dass der Schuldner: 
- alle notwendigen Informationen für seine Entscheidung, ob und wie er 
sich verteidigen will, zur Verfügung hat512; 
- Kenntnis von den Verfahrensschritten zum Bestreiten der Forderung 
sowie von den Folgen des Nichtbestreitens hat513. 
 
Insbesondere sieht Art 16 lit a – d EuVTVO vor, dass das verfahrens-
einleitende Schriftstück oder das gleichwertige Schriftstück folgende, taxa-
tiv aufgezählte Angaben enthalten muss: 
a) Name und Anschrift der Parteien: 
Damit sind Kläger, Beklagte und allfällige weitere Prozessteilnehmer 
gemeint. Vertretungsverhältnisse müssen nicht angeführt sein.514 
b) Höhe der Forderung: 
Es muss ein bezifferter Betrag angegeben werden, während eine nicht 
weiter präzisierte Forderung, etwa nach Schadenersatz, nicht aus-
reicht.515 Indexierungen sind zulässig, soweit dies dem Sinn der Vor-
schrift nicht entgegensteht.516 
c) Zinssatz: 
Wenn Zinsen gefordert werden, muss der Schuldner über den Zinssatz 
und den Zeitraum, für den Zinsen verlangt werden, informiert werden, 
außer die Rechtsvorschriften des Ursprungsmitgliedstaats sehen vor, 
dass gesetzliche Zinsen der Hauptforderung automatisch hinzugefügt 
werden.517 Letztere Ausnahmebestimmung ist unglücklich formuliert 
und muss im Sinne einer Gesamtverweisung auf das Recht des Ur-
sprungsmitgliedstaats (einschließlich der Kollisionsnormen) verstanden 
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werden.518 Denn der Zinsanspruch knüpft zumindest nach kontinental-
europäischer Sicht nach dem Statut der Hauptforderung an.519 
d) Bezeichnung des Forderungsgrundes: 
Eine kurze Beschreibung der Begründung der Forderung, wie sie in 
den Mahnverfahren üblich ist, ist ausreichend.520 Die Forderung soll 
einem des Sachverhalts kundigen Schuldner verständlich werden.521 
 
Gemäß Art 17 EuVTVO müssen im verfahrenseinleitenden oder gleich-
wertigen Schriftstück, in einer Ladung zu einer Gerichtsverhandlung oder 
in einer zusammen mit Schriftstück oder Ladung zugestellten Belehrung 
folgende Hinweise für den Schuldner deutlich aufscheinen: 
a) Die verfahrensrechtlichen Erfordernisse für das Bestreiten der Forde-
rung: 
Diesbezüglich nennt Art 17 lit a EuVTVO beispielhaft die Frist, inner-
halb der die Forderung schriftlich bestritten werden kann bzw gegebe-
nenfalls der Termin der Gerichtsverhandlung, die Bezeichnung und die 
Anschrift der Stelle, an welche die Antwort zu richten bzw vor der 
gegebenenfalls zu erscheinen ist, sowie die Information darüber, ob 
die Vertretung durch einen Rechtsanwalt vorgeschrieben ist. Falls die 
lex fori andere oder weitere Handlungen des Schuldners zur Bestrei-
tung der Forderung verlangt, ist auch darüber zu unterrichten.522 
b) Die Konsequenzen des Nichtbestreitens der Forderung oder des Nicht-
erscheinens zur Verhandlung: 
Dazu zählen gemäß Art 17 lit b EuVTVO etwa die Möglichkeit einer 
Entscheidung oder ihrer Vollstreckung gegen den Schuldner und die 
Möglichkeit der Verpflichtung zum Kostenersatz. Auch in diesem Fall 
hängen die Angaben von der lex fori ab. Sinnvoll erscheint jedenfalls 
der Hinweis, ob das Gericht seine Entscheidung ohne Prüfung der Be-
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gründetheit der Forderung oder nach einer allenfalls eingeschränkten 
Prüfung treffen kann.523 
Die Mitgliedstaaten sind zwar nicht verpflichtet, entsprechende Belehr-
ungsvorschriften in ihre Zivilprozessordnungen aufzunehmen, haben 
aber ein erhebliches Interesse daran, weil nur dann die Entschei-
dungen ihrer Gerichte als EuVT bestätigt werden können.524 Durch 
wen die Unterrichtung des Schuldners erfolgen muss, schreibt die 
EuVTVO nicht vor. Die Belehrung wird regelmäßig durch das Gericht 
erfolgen. In jenen Mitgliedstaaten wie etwa Italien, in denen die Zustel-
lung des verfahrenseinleitenden Schriftstücks dem Kläger obliegt, kann 
bzw muss dieser für die Unterrichtung des Beklagten gemäß EuVTVO 
Sorge tragen. 
 
Die ordnungsgemäße Belehrung des Schuldners respektive des Be-
klagten ist nicht nur als Mindeststandard in der EuVTVO vorgesehen, 
sondern auch Gegenstand der EuMahnVO und der EuBagatellVO. 
 
So sieht die EuMahnVO in Art 12 Abs 3 und 4 vor, dass der Antrags-
gegner im EuZB darüber informiert wird, dass: 
- er den angeführten Betrag zahlen oder binnen 30 Tagen ab Zustellung 
beim Ursprungsgericht Einspruch gegen den Zahlungsbefehl einlegen 
kann; 
- der Zahlungsbefehl vollstreckbar wird, wenn kein Einspruch erhoben 
wird; 
- im Falle eines Einspruchs das Verfahren von den zuständigen Gerich-
ten als ordentlicher Zivilprozess weitergeführt wird, außer der Antrag-
steller hat für diesen Fall die Verfahrenseinstellung beantragt; 
- der Zahlungsbefehl ausschließlich auf Grundlage der Angaben des 
Antragstellers erlassen und vom Gericht nicht nachgeprüft wurde. 
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Diese Belehrung ist Bestandteil des Formblatts E („Europäischer Zahl-
ungsbefehl“) in Anhang V EuMahnVO.525 
 
Die EuBagatellVO verzichtet im Verordnungstext auf Vorschriften zur 
ordnungsgemäßen Unterrichtung des Beklagten. Die Belehrung findet sich 
jedoch im Formblatt C („Antwortformblatt“) in Anhang III EuBagatellVO. 
Darin wird der Beklagte darauf hingewiesen, dass er durch Ausfüllen von 
Teil II des Formblatts und durch Rücksendung an das Gericht binnen 30 
Tagen ab Zustellung der Klage auf diese antworten kann und dass das 
Gericht ein Urteil erlässt, wenn eine solche Erwiderung ausbleibt. Es fol-
gen weitere Angaben zur Sprache, in der die Antwort zu erfolgen hat, so-
wie zu den Möglichkeiten, Beweismittel anzugeben und vorzulegen, eine 
mündliche Verhandlung zu beantragen und Widerklage zu erheben. 
 
Die EuEheKindVO enthält keine Vorschriften über die Belehrung des 
Beklagten im nationalen Verfahren als Voraussetzung für die Ausstellung 
der Bescheinigungen über das Umgangsrecht sowie über die Rückgabe 
eines Kindes. Insofern hat das die Bescheinigung ausstellende Gericht 
diesbezüglich keine Überprüfungen anzustellen. Der Beklagtenschutz soll-
te freilich durch die in den einzelnen nationalen Rechtsordnungen vorge-
sehenen Belehrungsvorschriften gewährleistet sein. 
 
Auch die EuUnterhaltsVO legt keine Standards für die Unterrichtung 
des Antragsgegners als Voraussetzung für die direkte Vollstreckbarkeit 
von Entscheidungen aus Mitgliedstaaten fest, die durch das HUP gebun-
den sind. Hier sollten ebenfalls die von der lex fori vorgesehenen Schutz-
mechanismen einsetzen. 
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VI. Überprüfung in Ausnahmefällen 
 
 
Art 19 EuVTVO sieht eine weitere Mindestvorschrift für die Verfahren 
über unbestrittene Forderungen vor. Diese greift jedoch nur dann, wenn 
die Zustellung des verfahrenseinleitenden Schriftstücks gemäß Art 14 
EuVTVO ohne Nachweis des Empfangs durch den Schuldner erfolgt ist.526 
In diesem Fall kann eine Entscheidung nur dann als EuVT bestätigt 
werden, wenn der Ursprungsmitgliedstaat über einen geeigneten Mecha-
nismus verfügt, der es dem Schuldner unter bestimmten Voraussetzungen 
ermöglicht, eine vollständige Überprüfung der Entscheidung zu verlangen. 
Dabei wird auf die Möglichkeit abgestellt, dass das verfahrenseinleitende 
Schriftstück dem Empfänger trotz Einhaltung von Art 14 EuVTVO nicht 
zugegangen ist.527 
 
Die Kriterien für die Überprüfung in Ausnahmefällen sind dieselben, 
die auch für die außergewöhnliche Überprüfung eines EuZB, eines Urteils 
nach der EuBagatellVO sowie einer nach der EuUnterhaltsVO direkt 
vollstreckbaren Entscheidung gelten.528 Diese werden in Kapitel E näher 
erörtert. 
 
 
VII. Heilung der Nichteinhaltung von Mindestvorschriften 
 
 
Die Mindeststandards in der EuVTVO sollen sicherstellen, dass der 
Schuldner rechtzeitig alle Informationen über das gegen ihn eingeleitete 
Verfahren zur Verfügung hat, damit er über seine weitere Vorgangsweise 
entscheiden kann.529 Für den Fall, dass bestimmte Bedingungen eintreten, 
welche den Schuldner nicht mehr schutzwürdig erscheinen lassen, sieht 
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die EuVTVO die Möglichkeit vor, dass eine Entscheidung auch dann als 
EuVT bestätigt werden kann, wenn die Mindeststandards nicht eingehal-
ten wurden.530 
 
Art 18 EuVTVO sieht zwei Alternativen der Heilung vor, die sich frei-
lich auch beide gleichzeitig verwirklicht haben können531: 
 
a) Heilung durch Versäumung des Rechtsbehelfs: 
In diesem Fall müssen kumulativ532 folgende drei Voraussetzungen 
vorliegen: 
- Zustellung der Entscheidung gemäß den Art 13 oder 14 EuVTVO533: 
Es muss zunächst sichergestellt sein, dass der Schuldner die Ent-
scheidung erhalten hat. Zu diesem Zweck wird die Einhaltung jener 
Zustellungsvorschriften gefordert, die auch für die Zustellung des ver-
fahrenseinleitenden Schriftstücks gelten.534 
- Möglichkeit des Rechtsbehelfs und Belehrung darüber535: 
Dem Beklagten musste es möglich sein, gegen die Entscheidung ein-
en eine uneingeschränkte Überprüfung eröffnenden Rechtsbehelf ein-
zulegen. Ein Rechtsmittel, das nur eine rechtliche Überprüfung ermög-
licht, ist nicht ausreichend536: Der Schuldner muss die Entscheidung 
wegen mangelhafter Zustellung bzw unzureichender Belehrung mit 
der Folge bekämpfen können, dass er keine Tatsacheninstanz verliert. 
Notwendig ist außerdem, dass der Beklagte in oder zusammen mit der 
Entscheidung ordnungsgemäß über die verfahrensrechtlichen Erfor-
dernisse und eine etwaige Frist für die Einlegung des Rechtsmittels 
belehrt wurde. 
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- Versäumung des Rechtsbehelfs537: 
Schließlich muss der Schuldner es versäumt haben, den Rechtsbehelf 
unter Beachtung aller prozessrechtlichen Erfordernisse einzulegen. 
Solange die Frist für die Einlegung des Rechtsmittels läuft, ist keine 
Versäumung eingetreten.538 
 
b) Heilung durch nachgewiesenen rechtzeitigen persönlichen Zugang: 
Wurden bei der Zustellung des verfahrenseinleitenden Schriftstücks 
die in den Art 13 und 14 EuVTVO vorgegebenen Standards nicht einge-
halten, ist eine Heilung dieser Zustellmängel möglich, wenn durch das 
Verhalten des Schuldners im Gerichtsverfahren nachgewiesen ist, dass er 
das zuzustellende Schriftstück so rechtzeitig persönlich erhalten hat, dass 
er Vorkehrungen für seine Verteidigung treffen konnte.539 Dann nämlich ist 
der Schutzzweck der Art 13 und 14 EuVTVO ohnehin erfüllt.540 
Der Beklagte muss durch sein Verhalten im Verfahren explizit oder 
implizit erkennbar machen, dass er das verfahrenseinleitende Schriftstück 
rechtzeitig erhalten hat.541 Passivität vonseiten des Schuldners, etwa in 
Form des bewussten Fernbleibens vom Prozess, ist dazu nicht geeig-
net.542 
 
Die EuVTVO enthält als einzige der hier behandelten Verordnungen 
eine Vorschrift über die Heilung der Nichteinhaltung von Mindestvorschrif-
ten. Die EuMahnVO macht sich die Vorschriften der EuVTVO zwar für die 
Zustellung des EuZB zu eigen543, die Möglichkeit einer Heilung ist aber 
nicht vorgesehen. Dies gilt auch für die EuBagatellVO, welche für Zustel-
lungen subsidiär auf die Art 13 und 14 EuVTVO verweist.544 Insofern ge-
währleisten EuMahnVO und EuBagatellVO einen großzügigeren Beklag-
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tenschutz als die EuVTVO. Die EuEheKindVO und die EuUnterhaltsVO 
enthalten keine Mindeststandards, weshalb auch keine Heilung derselben 
vorgesehen sein kann. 
 
 
VIII. Das Sprachenproblem 
 
 
Die fünf Verordnungen regeln in den meisten Fällen Sachverhalte, bei 
denen die Parteien und das Gericht nicht dieselbe Mutter- bzw Amts-
sprache haben. Dies ist im Europäischen Justizraum mit seinen 23 Amts-
sprachen nicht ungewöhnlich. Dennoch wird die Sprachenfrage mit Aus-
nahme der Regelung der zwecks Vollstreckung vorzulegenden Unterlagen 
in den Verordnungen nicht oder nur indirekt berührt. 
 
Das Sprachenproblem stellt sich zunächst in Bezug auf die von der 
EuVTVO und der EuMahnVO vorgesehenen Verfahrensstandards. Die 
beiden Verordnungen sehen keine Regelung betreffend die Sprache vor, 
in der die Belehrung erfolgen muss. Insofern ist auf das die Zustellung 
regelnde Recht abzustellen: Sieht dieses Recht für die Zustellung als sol-
che eine bestimmte Sprache vor, hat auch die Unterrichtung in dieser 
Sprache zu erfolgen.545 
 
Zumal es sich in den meisten Fällen um eine grenzüberschreitende 
Zustellung innerhalb der EU handeln wird, greifen die einschlägigen Rege-
lungen eines anderen Instruments des Europäischen Zivilprozessrechts, 
der EuZVO. Denn laut Art 28 EuVTVO und Art 27 EuMahnVO bleibt die 
Anwendung dieser Verordnung unberührt. 
 
Gemäß Art 8 EuZVO kann der Empfänger die Annahme des zuzu-
stellenden gerichtlichen Schriftstücks verweigern oder dieses binnen einer 
Woche an den Absender zurückschicken, wenn es nicht in einer Sprache 
verfasst bzw in eine Sprache übersetzt ist, die er versteht oder die im 
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Empfangsmitgliedstaat Amtssprache ist.546 Die entsprechende Belehrung 
erfolgt unter Verwendung des Formblatts in Anhang II EuZVO. Diese Re-
gelung gilt nicht nur für die Zustellung über die so genannten Empfangs-
stellen547, sondern auch für die unmittelbare Zustellung sowie die Zustel-
lung durch diplomatische oder konsularische Vertretungen und durch die 
Post548. 
 
Für den Fall der Annahmeverweigerung kann die Zustellung dadurch 
geheilt549 werden, dass dem Empfänger das Dokument zusammen mit 
einer Übersetzung in eine Sprache, die dieser versteht oder die im Em-
pfangsmitgliedstaat Amtssprache ist, zugestellt wird.550 In Anlehnung an 
das Urteil des EuGH vom 08.11.2005 in der Rs C-443/03, Götz Leffler ./. 
Berlin Chemie AG551, gilt in einem solchen Fall als Zustellungsdatum jenes 
Datum, an dem das übersetzte Dokument gemäß dem Recht des Em-
pfangsmitgliedstaats zugestellt wird.552 Wenn jedoch nach dem Recht ein-
es Mitgliedstaats ein Schriftstück innerhalb einer bestimmten Frist zuge-
stellt werden muss, ist im Verhältnis zum Antragsteller das Datum der ers-
ten Zustellung maßgeblich.553 
 
In der EuBagatellVO ist das Verhältnis zur EuZVO nicht explizit gere-
gelt. Die Bestimmung des Art 6 Abs 3 setzt die Anwendbarkeit dieser Ver-
ordnung jedoch geradezu voraus, wenn sie vom Annahmeverweigerungs-
recht des Beklagten spricht, ohne Regelungen zu einer entsprechenden 
Belehrung vorzusehen. Insofern gilt die EuZVO jedenfalls subsidiär.554 
 
                                               
546
 Art 8 Abs 1 EuZVO. 
547
 Vgl Kapitel II Abschnitt 1 EuZVO. 
548
 Vgl Kapitel II Abschnitt 2 EuZVO. 
549
 Rauscher/Heiderhoff, Art 8 EuZVO Rz 13. 
550
 Art 8 Abs 3 EuZVO. 
551
 Sujecki, NJW 2008, 1628, 1629. 
552
 Art 8 Abs 3 EuZVO. 
553
 Ibidem. 
554
 McGuire, ecolex 2008, 100, 103. 
 102 
Die Regelung des Annahmeverweigerungsrechts soll das Spannungs-
verhältnis von Justizgewährung, Beklagtenschutz und Prozessökonomie 
in ein ausgeglichenes Verhältnis bringen.555 Freilich bleibt das Problem 
der Feststellung der das Annahmeverweigerungsrecht ausschließenden 
Sprachkenntnisse ungeregelt. Das Gericht kann nur sehr eingeschränkt 
überprüfen, ob der Empfänger über die notwendigen Sprachkenntnisse 
verfügt.556 Dies gilt insbesondere mit Bezug auf das EuMV, in dem der 
Antragsteller keinerlei Unterlagen zum Nachweis seiner Forderung vor-
legen muss, aus denen allfällige Sprachkenntnisse des Antragsgegners 
hervorgehen könnten. Als Lösung wird in der Literatur vorgeschlagen, in 
den Mitgliedstaaten jeweils ein zentrales Gericht einzusetzen, das insbe-
sondere das Mahn- und das Bagatellverfahren in allen Amtssprachen 
durchzuführen imstande ist.557 Es ist allerdings fraglich, ob die Mitglied-
staaten bereit sind, derartiges Neuland zu betreten, zumal die Kosten für 
eine solche Einrichtung beträchtlich sein würden. 
 
Ebenso keine Regelung erfährt die Frage nach Umfang und Qualität 
der Übersetzung. In der Literatur wurden hohe Anforderungen angeregt558: 
Eine nur zusammenfassende Übersetzung sei unzureichend, außer es 
handle sich um Dokumente wie Ladungen, bei denen lediglich die Erfas-
sung des Inhalts in groben Zügen notwendig sei. Der EuGH hingegen hat 
das Übersetzungserfordernis in Bezug auf das verfahrenseinleitende 
Schriftstück zuletzt dahingehend präzisiert, dass nicht die Klage insge-
samt, sondern nur ihre für die Gehörswahrung wesentlichen Teile zu über-
setzen sind.559 Damit meint der Gerichtshof Gegenstand und Grund des 
Klageantrags, die Aufforderung, sich vor dem Gericht einzulassen, sowie 
Informationen über den prozessualen Rechtsbehelf.560 
 
                                               
555
 Sujecki, NJW 2008, 1628, 1629. 
556
 Sujecki, EuZW 2007, 649, 649. 
557
 Ibidem. 
558
 Rauscher/Heiderhoff, Art 8 EuZVO Rz 2. 
559
 Hess, IPRax 2008, 400, 402. Vgl dazu EuGH 08.05.2008, Rs C-14/07, Weiss & 
Partner ./. IHK Berlin, Rz 73 ff. 
560
 Ibidem. 
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Eine Verringerung des Sprachenrisikos ist auf parteiautonomer Ebene 
durch Klauseln möglich, welche die Vertrags- bzw Geschäftssprache zwi-
schen den Vertragsparteien festlegen.561 Freilich schließt eine derartige 
Vereinbarung im Falle einer gerichtlichen Auseinandersetzung das Annah-
meverweigerungsrecht gemäß Art 8 EuZVO nicht völlig aus. Denn nach 
der Rechtsprechung des EuGH stellt eine Sprachklausel lediglich einen 
Anhaltspunkt bei der Prüfung der Sprachkompetenz des Empfängers 
durch das Gericht dar.562 
 
Was die EuEheKindVO und die EuUnterhaltsVO betrifft, so wird in 
Bezug auf den Beklagtenschutz als Voraussetzung für die unmittelbare 
Vollstreckbarkeit in Anlehnung an Art 34 Nr 2 EuGVVO darauf abgestellt, 
dass das verfahrenseinleitende Schriftstück dem Antragsgegner so recht-
zeitig und in einer Weise zugestellt wird, dass er sich verteidigen 
konnte.563 Die Verteidigungsmöglichkeit des Beklagten kann auch durch 
eine fehlende oder unzureichende Übersetzung eingeschränkt sein.564 
Bezüglich der Übersetzungserfordernisse ist das anwendbare nationale 
Recht bzw die EuZVO maßgeblich. 
 
Für die EuMahnVO und die EuBagatellVO hat die Sprachenfrage auch 
in Bezug auf die Abwicklung der jeweiligen Verfahren Bedeutung. Der 
Gemeinschaftsgesetzgeber hat hier versucht, Sprachbarrieren durch die 
Standardisierung von Prozesshandlungen zu überwinden.565 Dies gelingt 
insbesondere beim EuMV, bei dem die Formulare durch Ankreuzen aus-
gefüllt werden können. Ob das Antragsformular und der EuZB vom An-
tragsteller bzw vom Gericht in der Sprache des Antragsgegners ausge-
druckt und somit in beiden Sprachen zugestellt werden müssen oder ob 
es dem Antragsgegner zuzumuten ist, die Formulare in einer von ihm 
verstandenen Sprache mit den zugestellten in der ihm fremden Sprache 
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 Hess, IPRax 2008, 400, 401. 
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 EuGH 08.05.2008, Rs C-14/07, Weiss & Partner ./. IHK Berlin, Rz 88. 
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 Art 41 Abs 2 lit a EuEheKindVO; Art 19 Abs 1 lit a EuUnterhaltsVO. 
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 Rauscher/Leible, Art 34 EuGVVO Rz 33. 
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 Hess, IPRax 2008, 400, 401. 
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zu vergleichen und so den Inhalt zu verstehen, ist nicht geregelt und wird 
sich in der Praxis bzw durch die Rechtsprechung des EuGH ergeben. 
 
Die Grenzen der Standardisierung werden beim europäischen Ver-
fahren für geringfügige Forderungen deutlich, in dessen Formularen auch 
Textelemente vorkommen, die übersetzt werden müssen.566 Was die son-
stigen Unterlagen betrifft, die dem Gericht vorgelegt werden, so kann eine 
Übersetzung nur dann verlangt werden, wenn diese für den Erlass des Ur-
teils erforderlich erscheint.567 
 
Was schließlich die Vollstreckung von Entscheidungen gemäß den 
fünf Verordnungen betrifft, ist jeweils vorgesehen, dass der Antragsteller 
eine Ausfertigung der Entscheidung sowie eine Bescheinigung bzw Bestä-
tigung, die den relevanten Inhalt anhand eines Formulars festhält, vorzu-
legen hat.568 Eine Übersetzung oder eine Transkription kann von den Be-
hörden des Vollstreckungsmitgliedstaats nur für dieses Formblatt, nicht 
aber für die Entscheidung verlangt werden. Die Übersetzung ist von einer 
hierzu in einem Mitgliedstaat befugten Person zu beglaubigen. Näheres 
dazu wird in Kapitel F ausgeführt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                               
566
 Ibidem. 
567
 Art 6 Abs 2 EuBagatellVO. 
568
 Art 45 EuEheKindVO; Art 20 Abs 2 EuVTVO; Art 21 Abs 2 EuMahnVO; Art 21 Abs 2 
EuBagatellVO; Art 20 EuUnterhaltsVO. 
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E. DIE IN DEN VERORDNUNGEN VORGESEHENEN RECHTS-
BEHELFE 
 
 
I. Einleitung 
 
 
In Kapitel D wurden jene Regelungen in den fünf Verordnungen er-
örtert, die sicherstellen sollen, dass der Beklagte Kenntnis von der Ein-
leitung eines Verfahrens gegen ihn erlangt und so die Möglichkeit hat, sich 
zu verteidigen. Nunmehr ist das Augenmerk auf die Phase nach dem Er-
lass einer Entscheidung zu richten. 
 
Diesbezüglich ist zunächst auf die beiden Verordnungen einzugehen, 
durch die genuin europäische Vollstreckungstitel geschaffen werden kön-
nen. 
Die EuMahnVO sieht als ordentlichen Rechtsbehelf gegen den Zahl-
ungsbefehl den Einspruch vor, der binnen 30 Tagen ab Zustellung des Eu-
ZB einzulegen ist.569 
Die EuBagatellVO hingegen verweist in Bezug auf ein allfälliges or-
dentliches Rechtsmittel gegen ein im Bagatellverfahren ergangenes Urteil 
auf das jeweils anwendbare nationale Verfahrensrecht.570 Zumal einige 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit der Einlegung eines Rechtsbehelfs durch 
Wertgrenzen einschränken, besteht die Möglichkeit, dass ein solches Ur-
teil unanfechtbar ist.571 Dies erscheint im Hinblick auf den Beklagtenschutz 
fragwürdig, da gerade bei der Anwendung eines neuartigen Verfahrens 
praktische Probleme und Fehler auftreten können.572 
                                               
569
 Art 16 EuMahnVO. Siehe dazu oben, C. III. 1. 
570
 Die entsprechenden Angaben der Mitgliedstaaten sind im Europäischen Gerichtsatlas 
für Zivilsachen unter http://ec.europa.eu/justice_home/judicialatlascivil/html/index_de.htm 
(Stand: 30.06.2010) abrufbar. 
571
 Sujecki, EWS 2008, 323, 327, mit Verweis auf die entsprechenden Wertgrenzen in 
Deutschland (EUR 600) und den Niederlanden (EUR 1.750). 
572
 Sujecki, EWS 2008, 323, 327. 
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Mit Ausnahme der EuEheKindVO sehen die Verordnungen einen au-
ßerordentlichen Rechtsbehelf dahingehend vor, dass der Beklagte unter 
bestimmten Voraussetzungen die Überprüfung der gegen ihn erlassenen 
Entscheidung beantragen kann. Diese Rechtsmittel sowie etwaige Anfech-
tungsmöglichkeiten der gemäß EuEheKindVO und EuVTVO erlassenen 
Bescheinigungen werden in der Folge näher erörtert. 
 
 
II. EuEheKindVO 
 
 
Die Ehe-Kind-Verordnung regelt etwaige Rechtsmittel gegen die Be-
scheinigung über das Umgangsrecht bzw über die Rückgabe des Kindes 
in Art 43. Demnach ist wie folgt zu unterscheiden: 
 
 
1. Berichtigung der Bescheinigung 
 
Wenn in der Bescheinigung der Inhalt der ihr zugrunde liegenden Ent-
scheidung nicht korrekt wiedergegeben ist, kann die Korrektur der Be-
scheinigung beantragt werden.573 Demnach ist es möglich, Schreibfehler 
und substantielle Fehler der Wiedergabe des Inhalts der Entscheidung 
von der zuständigen Behörde berichtigen zu lassen, nicht jedoch eine 
Überprüfung der Erteilungsvoraussetzungen zu erreichen.574 
 
Das entsprechende Verfahren richtet sich nach dem Recht des Ur-
sprungsmitgliedstaats.575 Sieht dieses kein Berichtigungsverfahren vor, ist 
davon auszugehen, dass sich aus Art 43 EuEheKindVO iVm dem Rechts-
staatsprinzip die Notwendigkeit der Einführung eines solchen ergibt.576 
 
                                               
573
 ErwGr 24 EuEheKindVO. 
574
 Rauscher/Rauscher, Art 43 EuEheKindVO Rz 10. 
575
 Art 43 Abs 1 EuEheKindVO. 
576
 Rauscher/Rauscher, Art 43 EuEheKindVO Rz 9. 
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2. Rechtsbehelfe gegen die Bescheinigung 
 
Die EuEheVO lässt keine Rechtsbehelfe gegen die Erteilung einer 
Bescheinigung zu.577 Der Vollstreckungsgegner kann lediglich die Ent-
scheidung, die der Bescheinigung zugrunde liegt, im Ursprungsmitglied-
staat mit den dafür vorgesehenen Rechtsmitteln bekämpfen. Zweck der 
Bescheinigung ist es, die Vollstreckung zu erleichtern und damit zu be-
schleunigen.578 Die Möglichkeit, sowohl die Entscheidung als auch die 
Bescheinigung anzufechten, würde diese Ratio gefährden.579 Diese Argu-
mentation wird auch durch die Rechtsprechung des EuGH bestätigt.580 Die 
Regelung trägt wesentlich zu einer Effektivierung und Beschleunigung des 
Verfahrens bei und wirkt einer allfälligen Verschleppungstaktik des Voll-
streckungsschuldners entgegen.581 
 
Ungeachtet der Unzulässigkeit von Rechtsbehelfen gegen die Ertei-
lung einer Bescheinigung kann deren Nichtigkeit eintreten, wenn etwa der 
Anwendungsbereich gemäß Art 40 EuEheKindVO nicht eröffnet ist oder 
die Bescheinigung nicht von einem Richter ausgestellt wurde.582 
 
Wird die Ausstellung der Bescheinigung hingegen versagt, sind gegen 
diese Entscheidung die nach der lex fori statthaften Rechtsbehelfe zu-
lässig, da in diesem Fall die Beschleunigung der Vollstreckung nicht in 
Frage gestellt wird.583 Der Wortlaut des Art 43 Abs 2 EuEheKindVO 
schließt derartige Rechtsmittel nicht aus. 
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 Art 43 Abs 2 EuEheKindVO. 
578
 ErwGr 24 EuEheKindVO. 
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 Geimer/Schütze/Paraschas, Art 43 EuEheKindVO Rz 1/2. 
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 EuGH 11.07.2008, Rs C-195/08 PPU, Rinau, Rz 85. 
581
 Gruber, IPRax 2009, 413, 415. 
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 Geimer/Schütze/Paraschas, Art 43 EuEheKindVO Rz 7. 
583
 Rauscher/Rauscher, Art 43 EuEheKindVO Rz 3. 
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III. EuVTVO 
 
 
Die Vollstreckungstitelverordnung enthält in Art 10 eine ähnliche, je-
doch etwas beklagtenfreundlichere Regelung wie Art 43 EuEheKindVO. 
 
 
1. Berichtigung der Bestätigung als EuVT 
 
Auf Antrag an das Ursprungsgericht wird die Bestätigung als EuVT 
berichtigt, wenn die Entscheidung und die Bestätigung aufgrund eines 
materiellen Fehlers voneinander abweichen.584 Der Begriff „materieller 
Fehler“ ist etwas missverständlich gebraucht.585 Gemeint sind Fehler bei 
der Übertragung des Inhalts der Entscheidung in die Bestätigung als Eu-
VT, wie zB eine falsche Schreibweise des Namens einer der Parteien oder 
die fehlerhafte Angabe des Betrags der zugesprochenen Forderung.586 
Der Antrag kann unter Verwendung des Formblatts in Anhang VI EuVTVO 
gestellt werden.587 Ansonsten gilt für das Verfahren die lex fori.588 
 
 
2. Rechtsbehelfe gegen die Bestätigung als EuVT 
 
Art 10 Abs 4 EuVTVO legt fest, dass gegen die Ausstellung einer 
Bestätigung als EuVT kein Rechtsbehelf möglich ist. Diese Bestimmung 
wird durch Art 10 Abs 1 lit b EuVTVO eingeschränkt, wonach die Bestäti-
gung als EuVT widerrufen werden kann, wenn sie hinsichtlich der in der 
EuVTVO festgelegten Voraussetzungen eindeutig zu Unrecht erteilt wur-
de. 
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 Art 10 Abs 1 lit a EuVTVO. 
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 Fasching/Konecny/Rechberger, Art 10 EuVTVO Rz 2. 
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Die Auslegung des Begriffs der Eindeutigkeit bereitet in diesem Zu-
sammenhang einige Schwierigkeiten. Das Schriftttum ist sich jedoch weit-
gehend einig, dass aus dem Erfordernis der Eindeutigkeit keine hohen 
Hürden für den Widerruf abgeleitet werden dürfen.589 Insbesondere darf 
der Widerruf nicht davon abhängig gemacht werden, dass sich das Fehlen 
einer Voraussetzung ohne weiteres aus der Bestätigung selbst ergibt.590 
So ist etwa die Einhaltung der Regelungen zum Schutz des Verbrauchers 
in Art 6 Abs 1 lit d EuVTVO nicht anhand der Bestätigung überprüfbar. 
 
Umstritten und wohl erst durch den EuGH zu klären ist hingegen, ob 
es im Widerrufsverfahren eine Darlegungs- oder Beweislastverschiebung 
zu Lasten des Schuldners gibt. Einerseits handelt es sich beim Antrag auf 
Widerruf um das einzige Rechtsmittel des Schuldners. Aus Gründen des 
Beklagtenschutzes spricht daher einiges dafür, dass eine Bestätigung als 
EuVT zu widerrufen ist, wenn die faktischen Voraussetzungen für die Be-
stätigung zweifelhaft sind und eine Aufklärung im Widerrufsverfahren nicht 
möglich ist.591 Andererseits ist dem Wortlaut der Bestimmung keinerlei Be-
weiserleichterung für den Antragsteller zu entnehmen, was dafür spricht, 
dass das Fehlen der Voraussetzungen zweifelsfrei festgestellt werden 
muss, um die Bestätigung zu widerrufen.592 
 
Auch für den Widerruf einer Bestätigung als EuVT gilt, dass man sich 
für den Antrag des Formblatts in Anhang VI EuVTVO bedienen kann und 
für das Verfahren das Recht des Ursprungsmitgliedstaats maßgebend 
ist.593 
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 Fasching/Konecny/Rechberger, Art 10 EuVTVO Rz 3; Kropholler, Art 10 EuVTVO Rz 
7; Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 10 EuVTVO Rz 15. 
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IV. EuVTVO, EuMahnVO, EuBagatellVO 
 
 
Auch wenn die von den drei Verordnungen vorgesehenen Regelungen 
eingehalten werden, kann es vorkommen, dass dem Beklagten ohne sein 
Verschulden eine rechtzeitige Verteidigung nicht möglich ist.594 Für diese 
Fälle sehen die Verordnungen vor, dass der Beklagte berechtigt ist (Eu-
MahnVO, EuBagatellVO) bzw sein muss (EuVTVO), eine Überprüfung der 
gegen ihn ergangenen Entscheidung zu beantragen. Mit dem Begriff 
Überprüfung ist eine vollständige Nachprüfung gemeint, die nicht nur eine 
rechtliche Überpüfung umfasst.595 
 
Im Fall der EuVTVO stellt die Überprüfung in Ausnahmefällen auch 
einen Mindeststandard dar.596 Dies wird durch die Bestimmung in Art 19 
Abs 2 EuVTVO deutlich, wonach eben dieser Artikel nicht die Möglichkeit 
der Mitgliedstaaten berührt, eine Überprüfung der Entscheidung unter 
großzügigeren Bedingungen als nach Abs 1 zu ermöglichen. Sieht die 
Rechtsordnung des Ursprungsmitgliedstaats für den Schuldner keine 
Möglichkeit der Überprüfung der Entscheidung vor, kann diese nicht als 
EuVT bestätigt werden.597 Es besteht zwar keine Verpflichtung für die Mit-
gliedstaaten, eine entsprechende Regelung vorzusehen bzw einzufüh-
ren.598 Aber das Fehlen verhindert die Bestätigung von Entscheidungen 
als EuVT und bedeutet insofern einen Nachteil im Wettbewerb der Rechts-
ordnungen. 
 
Im Fall der EuMahnVO und der EuBagatellVO ist die Überprüfung in 
Ausnahmefällen dann vorgesehen, wenn der EuZB bzw das Urteil bereits 
erlassen wurden. Zum Antrag auf Überprüfung im Mahnverfahren ist der 
Antragsgegner insbesondere dann berechtigt, wenn die Einspruchsfrist 
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 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 19 EuVTVO Rz 1. 
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gemäß Art 16 EuMahnVO bereits abgelaufen ist.599 Im Bagatellverfahren 
besteht diese Berechtigung dann, wenn das Urteil ergangen ist.600 Zustän-
dig für den Antrag ist jeweils das Ursprungsgericht. 
 
Die Überprüfung in Ausnahmefällen ist für die folgenden beiden Fall-
gruppen vorgesehen: 
 
a) Das verfahrenseinleitende Schriftstück, die Ladung zu einer Gerichts-
verhandlung, der EuZB oder das Klageformblatt gemäß EuBagatellVO 
wurden dem Beklagten in einer der in Art 14 EuVTVO genannten Formen 
zugestellt und die Zustellung ist ohne Verschulden des Beklagten nicht so 
rechtzeitig erfolgt, dass er Vorkehrungen für seine Verteidigung hätte tref-
fen können.601 
 
Die Bestimmung betrifft den Fall, dass das Schriftstück dem Empfän-
ger trotz Einhaltung des Art 14 EuVTVO ausnahmsweise nicht zugegan-
gen ist602 und die Kenntniserlangung des Beklagten vom Schriftstück ohne 
Verschulden des Beklagten nicht so rechtzeitig erfolgte, dass er Vorkeh-
rungen für seine Verteidigung hätte treffen können603. Unverschuldet muss 
die verspätete Kenntniserlangung von der Zustellung durch den Beklagten 
sein.604 Verschulden liegt zB dann vor, wenn der Beklagte die Kenntnis-
erlangung vereitelt, indem er fahrlässig seine Post nicht kontrolliert.605 
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 Art 20 Abs 1 EuMahnVO. 
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 Art 18 Abs 1 EuBagatellVO. 
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b) Der Beklagte konnte aufgrund höherer Gewalt oder aufgrund außer-
gewöhnlicher Umstände ohne eigenes Verschulden die Forderung nicht 
bestreiten.606 
 
In diesem Fall kommt es nicht auf die Art der Zustellung an. Es 
handelt sich vielmehr um Wiedereinsetzungsgründe607 in Form einer Ge-
neralklausel: Geltend gemacht werden kann jeder Grund, der den Beklag-
ten am Bestreiten der Forderung gehindert hat, sofern der Grund auf hö-
here Gewalt oder außergewöhnliche Umstände zurückzuführen ist und 
nicht vom Beklagten verschuldet ist.608 
 
Für beide Fallgruppen wird verlangt, dass der Beklagte unverzüglich 
tätig wird.609 Die Formulierung ist etwas unglücklich ausgefallen. Gemeint 
ist, dass der Rechtsbehelf dem Beklagten nicht unbefristet offenstehen 
muss, sondern auch dann geeignet ist, wenn der Beklagte binnen einer 
kurzen Frist tätig werden muss.610 
 
Die EuMahnVO sieht neben den beiden oben erörterten Fallgruppen 
noch eine dritte Alternative für eine Überprüfung des EuZB vor. Demnach 
ist der Antragsgegner nach Ablauf der Einspruchsfrist berechtigt, eine 
Überprüfung zu beantragen, wenn der EuZB gemessen an den in der Ver-
ordnung festgelegten Voraussetzungen oder aufgrund von anderen außer-
gewöhnlichen Umständen offensichtlich zu Unrecht erlassen worden ist.611 
Um eine Entwertung der Wirksamkeit des EuZB zu verhindern, ist eine re-
striktive Auslegung dieser Überprüfungsmöglichkeit angezeigt.612 Denn 
der Antragsgegner sollte keine zweite Möglichkeit erhalten, Einspruch ge-
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gen die Forderung einzulegen.613 Damit der Antrag auf Überprüfung er-
folgreich ist, muss die Aufrechterhaltung des EuZB im Licht der vom An-
tragsgegner vorgelegten Unterlagen unerträglich sein, wobei auch eine 
plausible Erklärung anzuführen ist, weshalb nicht rechtzeitig Einspruch er-
hoben wurde.614 
 
Die EuMahnVO und die EuBagatellVO regeln auch die möglichen Fol-
gen der Überprüfung des EuZB bzw des Urteils. Lehnt das Gericht eine 
solche Kontrolle mit der Begründung ab, dass kein Ausnahmefall vorliegt, 
der eine Überprüfung rechtfertigen würde, bleiben der EuZB bzw das Ur-
teil in Kraft.615 Entscheidet das Gericht hingegen, dass die Überprüfung 
gerechtfertigt ist, erfolgt die Nichtigerklärung des EuZB bzw des Urteils.616 
 
 
V. EuUnterhaltsVO 
 
 
Die Unterhaltsverordnung sieht in Art 19 eine Bestimmung vor, die 
sich an die Regelungen über das Recht auf Nachprüfung in der EuVTVO, 
der EuMahnVO und der EuBagatellVO anlehnt. Zweck dieser Vorschrift ist 
es, die Achtung der Grundsätze eines fairen Verfahrens zu gewähr-
leisten.617 
 
Ein Antragsgegner, der sich im Ursprungsmitgliedstaat nicht auf das 
Verfahren eingelassen hat, ist berechtigt, beim zuständigen Gericht in 
diesem Mitgliedstaat eine Nachprüfung der Entscheidung zu beantragen, 
wenn: 
 
                                               
613
 ErwGr 25 EuMahnVO. 
614
 Schlosser, Art 20 EuMahnVO Rz 8. 
615
 Art 20 Abs 3 Unterabs 1 EuMahnVO; Art 18 Abs 2 Unterabs 1 EuBagatellVO. 
616
 Art 20 Abs 3 Unterabs 2 EuMahnVO; Art 18 Abs 2 Unterabs 2 EuBagatellVO. 
617
 ErwGr 29 EuUnterhaltsVO. 
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a) ihm das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges 
Schriftstück nicht so rechtzeitig und in einer Weise zugestellt worden 
ist, dass er sich verteidigen konnte618: Diese Vorschrift soll das recht-
liche Gehör des Antragsgegners gewährleisten. Sie entspricht Art 34 
Nr 2 EuGVVO, weshalb für ihre Auslegung die Rechtsprechung und 
das Schrifttum zu dieser Bestimmung herangezogen werden können; 
 
b) er aufgrund höherer Gewalt oder aufgrund außergewöhnlicher Um-
stände ohne eigenes Verschulden nicht in der Lage war, Einspruch ge-
gen die Unterhaltsforderung zu erheben619: Diese Voraussetzung ent-
spricht jener, die Art 19 Abs 1 lit b EuVTVO, Art 20 Abs 1 lit b EuMahn-
VO und Art 18 Abs 1 lit b EuBagatellVO vorsehen, weshalb auf die 
oben stehenden Ausführungen zu diesen Bestimmungen verwiesen 
werden kann. 
 
In beiden Fällen verliert der Antragsgegner das Recht auf Nachprüf-
ung, wenn er gegen die Entscheidung keinen Rechtsbehelf eingelegt hat, 
obwohl er die Möglichkeit dazu gehabt hätte.620 
 
Die Frist für die Antragstellung auf Nachprüfung beginnt mit dem Tag, 
an dem der Antragsgegner vom Inhalt der Entscheidung Kenntnis erlangt 
hat, spätestens aber mit dem Tag der ersten Vollstreckungsmaßnahme 
gegen ihn, welche die Entziehung von Vermögensgegenständen aus 
seiner Verfügung zur Folge hatte.621 Der Antragsgegner hat unverzüglich 
tätig zu werden, jedenfalls aber binnen einer Frist von 45 Tagen, wobei 
eine Verlängerung dieser Frist wegen weiter Entfernung ausgeschlossen 
ist.622 Diese Regelung unterscheidet sich insofern von den Vorschriften in 
Art 19 EuVTVO, Art 20 EuMahnVO und Art 18 EuBagatellVO, als die Ver-
ordnung autonom eine Frist für die Geltendmachung durch den Antrags-
gegner festlegt. 
                                               
618
 Art 19 Abs 1 lit a EuUnterhaltsVO. 
619
 Art 19 Abs 1 lit b EuUnterhaltsVO. 
620
 Art 19 Abs 1 letzter Halbsatz EuUnterhaltsVO. 
621
 Art 19 Abs 2 Satz 1 EuUnterhaltsVO. 
622
 Art 19 Abs 2 Sätze 2 und 3 EuUnterhaltsVO. 
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Das Recht auf Nachprüfung gemäß Art 19 EuUnterhaltsVO stellt einen 
außerordentlichen Rechtsbehelf dar. Es berührt nicht die Anwendung an-
derer, vom Recht des Ursprungsmitgliedstaats vorgesehener außerordent-
licher Rechtsmittel, soweit diese nicht mit Art 19 EuUnterhaltsVO unver-
einbar sind.623 Insofern handelt es sich bei Art 19 EuUnterhaltsVO um eine 
Mindestvorschrift.624 
 
Schließlich werden die Folgen der Überprüfung der Entscheidung ge-
regelt. Im Fall der Zurückweisung des Antrags auf Überprüfung mangels 
Vorliegens der entsprechenden Voraussetzungen bleibt die Entscheidung 
in Kraft.625 
 
Gibt das Gericht dem Antrag hingegen wegen eines gerechtfertigten 
Nachprüfungsgrundes statt, wird die Entscheidung für nichtig erklärt626 
bzw aufgehoben627. In diesem Fall verliert die berechtigte Partei jedoch 
weder die Vorteile, die sich aus der Unterbrechung der Verjährungs- oder 
Ausschlussfristen ergeben, noch das Recht, im ursprünglichen Verfahren 
möglicherweise zuerkannte Unterhaltsansprüche rückwirkend geltend zu 
machen. Bei dieser Regelung handelt es sich um eine Ergänzung der 
materiellrechtlichen Verjährungsvorschriften, wie sie zB im österreichi-
schen Recht Art XLVI EGZPO628 vorsieht. 
 
 
 
 
 
                                               
623
 ErwGr 29 EuUnterhaltsVO. 
624
 Fucik in König/Mayr, Europäisches Zivilverfahrensrecht in Österreich II, 105, 128. 
625
 Art 19 Abs 3 Unterabs 1 EuUnterhaltsVO. 
626
 Art 19 Abs 3 Unterabs 2 EuUnterhaltsVO. 
627
 Fucik in König/Mayr, Europäisches Zivilverfahrensrecht in Österreich II, 105, 129. 
628
 Nach dieser Vorschrift kann eine während des Prozesses oder nach dessen Been-
digung eingetretene Ersitzung oder Verjährung eines Rechts nicht zum Nachteil dessen 
geltend gemacht werden, dem nachträglich die Wiederaufnahme des über dieses Recht 
geführten Prozesses bewilligt wird. 
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F. DIE REGELUNG DER VOLLSTRECKUNG UNTER BESONDERER 
BERÜCKSICHTIGUNG DER EINGRIFFE DER VERORDNUNGEN IN 
DIE LEX FORI 
 
 
I. Abschaffung des Exequaturverfahrens 
 
 
Alle fünf Verodnungen sehen die Möglichkeit der unmittelbaren Voll-
streckung von Entscheidungen aus einem Mitgliedstaat in den anderen 
Mitgliedstaaten vor. Das nach dem traditionellen Internationalen Zivil-
prozessrecht der Vollstreckung einer ausländischen Entscheidung not-
wendigerweise vorgelagerte Exequaturverfahren wird abgeschafft. In den 
Verordnungen wird dies in der Wendung ausgedrückt, dass Entscheidun-
gen vollstreckt werden, ohne dass es einer Vollstreckbarerklärung be-
darf.629 
 
Der Gegenstand des Exequaturverfahrens, nämlich die Prüfung be-
stimmter Voraussetzungen, ist freilich nicht völlig abgeschafft, sondern 
zum Teil vom Vollstreckungsstaat in den Ursprungsstaat verlagert. Dies 
trifft insbesondere auf die Prüfung der Gehörgewährung für den Beklagten 
und der Zuständigkeitsregeln zu.630 Die Überprüfung, ob der Titel mit dem 
ordre public des Vollstreckungsstaats vereinbar ist, fällt aus, ist sie doch 
im Ursprungsstaat nicht durchführbar. Einzig die Kontrolle, ob eine Unver-
einbarkeit der Entscheidung mit einer Vorentscheidung besteht, erfolgt im 
Vollstreckungsstaat.631 
 
Die Bestätigung bzw Bescheinigung als EU-weit direkt vollstreckbarer 
Titel impliziert auch die Verpflichtung zur Anerkennung der Entscheidung 
                                               
629
 Art 41 Abs 1 und 42 Abs 1 EuEheKindVO; Art 5 EuVTVO; Art 19 EuMahnVO; Art 20 
Abs 1 EuBagatellVO; Art 17 Abs 2 EuUnterhaltsVO. 
630
 Fasching/Konecny/Rechberger, Art 5 EuVTVO Rz 2/3. Vgl dazu die Erörterung der 
Voraussetzungen für die Bestätigung bzw Bescheinigung als EuVT oben, C. 
631
 Siehe dazu unten, IV. 
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in den Mitgliedstaaten.632 Die fünf Verodnungen bilden nämlich von der 
EuGVVO unabhängige Vollstreckungssysteme, mit denen die Auffassung 
von einer Anerkennung lediglich zu Zwecken der Vollstreckung nicht ver-
einbar ist.633 
 
Mit der Abschaffung des Exequaturverfahrens verbunden scheint auch 
die Festlegung aller fünf Verordnungen zu sein, dass die zu vollstreckende 
Entscheidung keinesfalls in der Sache selbst nachgeprüft werden darf.634 
Eine solche Betrachtung wäre jedoch ungenau. Denn auch die EuGVVO, 
in deren System das Exequaturverfahren vorgesehen ist635, sieht ein Ver-
bot der révision au fond vor.636 
 
Die Nachprüfung, ob der Fall im Ursprungsstaat rechtlich und tatsäch-
lich fehlerfrei entschieden wurde637, ist demnach weder nach den fünf Ver-
ordnungen noch gemäß der EuGVVO zulässig. Der Unterschied liegt ein-
zig in der Anzahl der sonstigen Gründe für eine Verweigerung der Voll-
streckung. Während die fünf Verordnungen als einzigen Grund die Unver-
einbarkeit des zu vollstreckenden Titels mit einer früheren Entscheidung 
vorsehen, stehen der Vollstreckbarerklärung nach der EuGVVO neben 
diesem Grund noch der offensichtliche Verstoß gegen den ordre public, 
die Verletzung des rechtlichen Gehörs des Beklagten sowie der Verstoß 
gegen bestimmte Zuständigkeitsregeln entgegen.638 
 
Aufgrund der Besonderheit der unterhaltsrechtlichen Materie verdeut-
licht Art 22 EuUnterhaltsVO die Wirkungen der unmittelbaren Vollstreck-
barkeit einer Entscheidung dahingehend, dass damit keinerlei Anerken-
                                               
632
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 5 EuVTVO Rz 6. 
633
 Ibidem. 
634
 Art 31 Abs 3 EuEheKindVO; Art 21 Abs 2 EuVTVO; Art 22 Abs 3 EuMahnVO; Art 22 
Abs 2 EuBagatellVO; Art 42 EuUnterhaltsVO. 
635
 Vgl die Art 38 ff EuGVVO. 
636
 Art 36 EuGVVO: Die ausländische Entscheidung darf keinesfalls in der Sache selbst 
nachgeprüft werden. 
637
 Rauscher/Leible, Art 36 EuGVVO Rz 1. 
638
 Vgl die Art 34 und 35 EuGVVO. 
 118 
nung von Familien-, Verwandtschafts- oder eherechtlichen Verhältnissen 
oder Schwägerschaft verbunden ist, die der Unterhaltspflicht zugrunde 
liegen. Denn alleiniger Zweck der Anerkennung einer Unterhaltsentschei-
dung in einem Mitgliedstaat ist es, die Durchsetzung der in der Entschei-
dung festgelegten Unterhaltsforderung zu ermöglichen.639 
 
 
II. Grundsatz der Geltung der lex fori 
 
 
Die fünf Verordnungen regeln immer nur die Voraussetzungen, unter 
denen Titel aus einem Mitgliedstaat in den anderen Mitgliedstaaten voll-
streckbar sind. So kann man mit einem Titel, dessen unmittelbare Voll-
streckbarkeit bescheinigt ist, das Vollstreckungsverfahren im Zweitstaat 
einleiten. Dieses richtet sich grundsätzlich nach nationalem Recht. Alle 
fünf Verordnungen normieren ausdrücklich, dass für das Vollstreckungs-
verfahren das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats gilt.640 Dies ent-
spricht dem europäischen Vollstreckungssystem seit dem EuGVÜ.641 Die 
das Vollstreckungsverfahren regelnde lex fori ist gemeinschaftsrechtskon-
form auszulegen. 
 
Freilich finden sich in den Verordnungen einige wenige Bestimmun-
gen, die in das Vollstreckungsverfahren eingreifen und Vorrang vor natio-
nalem Recht beanspruchen.642 Dies wird in der EuVTVO, in der EuMahn-
VO, in der EuBagatellVO und in der EuUnterhaltsVO durch die Wendung 
„unbeschadet der Bestimmungen dieses Kapitels bzw dieser Verordnung“ 
ausgedrückt643 und gilt analog auch für die EuEheKindVO. 
 
                                               
639
 ErwGr 25 EuUnterhaltsVO. 
640
 Art 47 Abs 1 EuEheVO; Art 20 Abs 1 Unterabs 1 EuVTVO; Art 21 Abs 1 Unterabs 1 
EuMahnVO; Art 21 Abs 1 Unterabs 1 EuBagatellVO; Art 41 Abs 1 EuUnterhaltsVO. 
641
 Rauscher/Rauscher, Art 47 EuEheKindVO Rz 1. 
642
 Fasching/Konecny/Rechberger, Art 20 EuVTVO Rz 1. 
643
 Art 20 Abs 1 Unterabs 1 EuVTVO; Art 21 Abs 1 Unterabs 1 EuMahnVO; Art 21 Abs 1 
Unterabs 1 EuBagatellVO; Art 41 Abs 1 EuUnterhaltsVO. 
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Alle fünf Verordnungen konkretisieren die Verweisung auf die lex 
fori644, indem festgeschrieben wird, dass ein Titel, dessen direkte Voll-
streckbarkeit in einem Mitgliedstaat bestätigt ist, unter den gleichen Bedin-
gungen wie ein im Vollstreckungsmitgliedstaat erlassener Titel vollstreckt 
wird645.646 In ErwGr 8 EuVTVO wird als Beispiel für diesen Grundsatz ge-
nannt, dass im Vereinigten Königreich die Registrierung einer bestätigten 
ausländischen Entscheidung nach den gleichen Vorschriften wie die Regi-
strierung einer Entscheidung aus einem anderen Teil des Vereinigten Kö-
nigreichs erfolgen muss. 
 
Das Prinzip, wonach der ausländische Vollstreckungsgläubiger gegen-
über dem inländischen nicht diskriminiert werden darf, kommt in der Eu-
EheKindVO, in der EuVTVO, in der EuMahnVO und in der EuBagatellVO 
schließlich dadurch zum Ausdruck, dass der Partei, die in einem Mitglied-
staat einen Titel aus einem anderen Mitgliedstaat vollstrecken will, wegen 
ihrer Eigenschaft als Ausländer oder wegen des Fehlens eines inländi-
schen Wohnsitzes oder Aufenthalts keine Sicherheitsleistung oder Hinter-
legung auferlegt werden darf.647 Die EuUnterhaltsVO enthält keine gleich-
lautende Bestimmung. Es ist jedoch kein Grund ersichtlich, der gegen eine 
analoge Anwendung dieser Vorschrift auf die EuUnterhaltsVO sprechen 
würde. 
 
Art 20 Abs 3 EuVTVO, Art 21 Abs 3 EuMahnVO und Art 21 Abs 4 Eu-
BagatellVO sind wortgleich mit Art 51 EuGVVO. Art 51 EuEheKindVO ist 
sprachlich aufwendiger formuliert, geht jedoch inhaltlich auch nicht über 
die Vorschrift in der EuGVVO hinaus.648 Die Bestimmungen sind Ausdruck 
des allgemeinen gemeinschaftsrechtlichen Diskriminierungsverbots nach 
                                               
644
 Kropholler, Art 20 EuVTVO Rz 2. 
645
 Art 47 Abs 2 Unterabs 1 EuEheVO; Art 20 Abs 1 Unterabs 2 EuVTVO; Art 21 Abs 1 
Unterabs 2 EuMahnVO; Art 21 Abs 1 Unterabs 2 EuBagatellVO; Art 41 Abs 1 EuUnter-
haltsVO. 
646
 So genannte Gleichstellungsregel (Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 20 EuVTVO Rz 2). 
647
 Art 51 EuEheKindVO; Art 20 Abs 3 EuVTVO; Art 21 Abs 3 EuMahnVO, Art 21 Abs 4 
EuBagatellVO. 
648
 Rauscher/Rauscher, Art 51 EuEheKindVO Rz 1. 
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Art 12 EG649 und untersagen besonders häufig vorkommende Arten der 
Ungleichbehandlung.650 Sie kommen auch Angehörigen von Drittstaaten 
zugute.651 
 
Die Auferlegung von Sicherheitsleistungen, die nicht diskriminierend 
sind und die nicht auf die Ausländereigenschaft oder den Wohnsitz bzw 
Aufenthalt des Vollstreckungsgläubigers abstellen, ist zulässig.652 Unbe-
rührt bleibt auch die Anordnung von Sicherheitsleistungen, die im zu voll-
streckenden Titel selbst enthalten sind.653 
 
Lediglich die beiden zuletzt verabschiedeten Verordnungen, die Eu-
BagatellVO und die EuUnterhaltsVO, sehen zusätzlich zu den soeben er-
örterten Gleichstellungsbestimmungen vor, dass von der Partei, welche 
die Vollstreckung beantragt, nicht verlangt werden darf, dass sie im Zweit-
staat über einen bevollmächtigten Vertreter oder eine Postanschrift ver-
fügt, außer bei den lege fori für die Vollstreckung zuständigen Stellen.654 
Freilich soll dadurch die interne Organisation der Mitgliedstaaten im Be-
reich der Vollstreckungsverfahren nicht beeinträchtigt werden.655 
 
Eine entsprechende Vorschrift war im Rahmen des Gesetzgebungs-
prozesses der EuVTVO noch am Widerstand der Mehrheit der Mitglied-
staaten gescheitert.656 Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass bei Anwen-
dung der drei anderen Verordnungen die Angabe einer inländischen Zu-
stelladresse oder eines Bevollmächtigten gefordert werden kann. Im An-
wendungsbereich von EuBagatellVO und EuUnterhaltsVO fällt diese Ein-
schränkung beim Zugang der Bürger zur Justiz hingegen weg. 
 
                                               
649
 Entspricht Art 18 AEUV. 
650
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 20 EuVTVO Rz 19/20. 
651
 Kropholler, Art 20 EuVTVO Rz 10. 
652
 Rauscher/Rauscher, Art 51 EuEheKindVO Rz 4. 
653
 Schlosser, Art 51 EuGVVO Rz 3. 
654
 Art 21 Abs 3 EuBagatellVO; Art 41 Abs 2 EuUnterhaltsVO. 
655
 ErwGr 27 EuUnterhaltsVO. 
656
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 20 EuVTVO Rz 23. 
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III. Zwecks Vollstreckung vorzulegende Unterlagen 
 
 
Einer der Eingriffe der Verordnungen in das nationale Vollstreckungs-
recht betrifft die vom Gläubiger zwecks Einleitung der Vollstreckung im 
Zweitstaat vorzulegenden Unterlagen. Es handelt sich dabei um Rege-
lungen, die im Verhältnis zum nationalen Vollstreckungsrecht lex specialis 
sind.657 
 
Die jeweils vorgesehenen Unterlagen müssen vollständig vorgelegt 
werden. Denn anders als im Exequaturverfahren658 ist ein Absehen von 
der Vorlage einzelner Urkunden nach Ermessen des Gerichts weder vor-
gesehen noch zulässig.659 Zumal die Herstellung der Vollstreckungsfähig-
keit des Titels nicht im Zweitstaat erfolgt, sondern bereits im Erststaat er-
ledigt wurde, kommt der Einhaltung der Formvorschriften, dh der Prüfung 
der Vollständigkeit und der äußeren Richtigkeit der Urkunden, besonderes 
Gewicht zu.660 Die Einleitung der Vollstreckung kann daher erst erfolgen, 
wenn die vorgesehenen Unterlagen vollständig vorliegen. 
 
Die Verordnungen sehen grundsätzlich die Vorlage des Titels, einer 
Bestätigung bzw Bescheinigung sowie allfälliger Übersetzungen vor. Frei-
lich sind im Detail einige Unterschiede in den Regelungen festzustellen. 
 
 
1. Ausfertigung der Entscheidung 
 
Der Antragsteller muss den zuständigen Vollstreckungsbehörden zu-
nächst eine Ausfertigung der Entscheidung bzw des EuZB bzw des Urteils 
übermitteln, welche die für ihre Beweiskraft erforderlichen Vorausset-
                                               
657
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 20 EuVTVO Rz 8. 
658
 Vgl Art 55 Abs 1 EuGVVO. 
659
 Rauscher/Rauscher, Art 45 EuEheKindVO Rz 2. 
660
 Ibidem. 
 122 
zungen erfüllt.661 Dabei handelt es sich um jenen Titel, dessen unmittel-
bare Vollstreckbarkeit durch entsprechende Formblätter bescheinigt bzw 
bestätigt wurde (EuEheKindVO, EuVTVO, EuMahnVO und EuBagatellVO) 
oder für deren vollstreckbaren Inhalt ebenfalls per Formblatt ein Auszug 
erstellt wurde (EuUnterhaltsVO). 
 
Mit Ausnahme der EuBagatellVO stimmt dieses Erfordernis wörtlich 
mit dem in Art 53 Abs 1 EuGVVO bezeichneten überein.662 Im Text der 
Bagatellverordnung gibt es insofern eine sprachliche Abweichung, als in 
dieser nicht von einer Ausfertigung die Rede ist, welche die für ihre 
Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen erfüllt, sondern von einer 
Ausfertigung, welche die Voraussetzungen für den Nachweis der Echtheit 
erfüllt. Ein Vergleich mit der englischen Fassung der Verordnung ergibt, 
dass es sich lediglich um eine neue Formulierung handelt. Diese be-
schreibt jedoch die Erfordernisse, die an die Ausfertigung gestellt werden, 
besser. 
 
Tatsächlich wurde die von Art 53 EuGVVO verwendete Bezeichnung 
der Ausfertigung im Schrifttum als missverständlich dargestellt.663 „Be-
weiskraft“ meint jedenfalls den Beleg der Authentizität der vorgelegten 
Entscheidung.664 Insofern ist es denkbar, dass die neue Formulierung in 
der EuBagatellVO auf Anregungen aus der Literatur zurückgeht. Dies ist – 
trotz der damit entstehenden Diskrepanz gegenüber den anderen 
Verordnungen – begrüßenswert. Unverständlich mutet freilich an, dass in 
der zuletzt verabschiedeten EuUnterhaltsVO wiederum auf die alte Formu-
lierung zurückgegriffen wurde. 
 
Die Anforderungen für den Nachweis der Echtheit der Unterlagen rich-
ten sich nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats.665 Die Behörde des 
                                               
661
 Art 45 Abs 1 lit a EuEheKindVO; Art 20 Abs 2 lit a EuVTVO; Art 21 Abs 2 lit a Eu-
MahnVO; Art 21 Abs 2 lit a EuBagatellVO; Art 20 Abs 1 lit a EuUnterhaltsVO. 
662
 Kropholler, Art 20 EuVTVO Rz 6. 
663
 Vgl nur Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 20 EuVTVO Rz 10. 
664
 Schlosser, Art 53 EuGVVO Rz 1. 
665
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 20 EuVTVO Rz 10. 
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Vollstreckungsmitgliedstaats muss somit die Anforderungen anderer Mit-
gliedstaaten kennen und prüfen666, was zu Verzögerungen führen kann. 
Insoweit wäre eine Vereinheitlichung der Anforderungen erstrebenswert. 
Sofern keine Manipulationsindizien auffallen, reicht ein Dokument aus, das 
mit dem Originalabdruck des Gerichtssiegels, einer Originalunterschrift so- 
wie einer Amtsbezeichnung des Unterzeichnenden versehen ist.667 
 
 
2. Ausfertigung der Bestätigung bzw Bescheinigung 
 
Neben dem Titel hat der Vollstreckungsgläubiger folgende Urkunden 
vorzulegen: 
- gemäß EuEheKindVO die Bescheinigung nach Art 41 Abs 1 oder 42 
Abs 1668; 
- gemäß EuVTVO eine Ausfertigung der Bestätigung als EuVT, welche 
die für ihre Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen erfüllt669; 
- gemäß EuMahnVO den mit dem Formblatt G in Anhang VII vollstreck-
bar erklärten EuZB670; 
- gemäß EuBagatellVO eine Ausfertigung der Bestätigung gemäß Form-
blatt D in Anhang IV671; 
- gemäß EuUnterhaltsVO einen Auszug aus der Entscheidung gemäß 
dem Formblatt in Anhang I sowie gegebenenfalls ein Schriftstück, aus 
dem die Höhe der Zahlungsrückstände und das Datum der Berech-
nung672 hervorgehen673. 
 
 
                                               
666
 Ibidem. 
667
 Schlosser, Art 53 EuGVVO Rz 1. 
668
 Art 45 Abs 1 lit b EuEheKindVO. 
669
 Art 20 Abs 2 lit b EuVTVO. 
670
 Art 21 Abs 2 lit a EuMahnVO. 
671
 Art 21 Abs 2 lit b EuBagatellVO. 
672
 Rectius: der Stichtag, zu dem die Berechnung vorgenommen wurde (Fucik in Kö-
nig/Mayr, Europäisches Zivilverfahrensrecht in Österreich II, 105, 128). 
673
 Art 20 Abs 1 lit b und c EuUnterhaltsVO. 
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Soweit eine Ausfertigung erwähnt wird, welche die für ihre Beweiskraft 
erforderlichen Voraussetzungen erfüllt, ist auf die Erörterungen unter 
Punkt 1. zu verweisen. 
 
Wenn sie auch inhaltlich zum Teil voneinander abweichen, so haben 
doch alle in den fünf Verordnungen vorgesehenen Bestätigungen, Be-
scheinigungen und Auszüge grundsätzlich die Funktion, den zuständigen 
Behörden im Vollstreckungsmitgliedstaat in vereinheitlichter und übersicht-
licher Form die für die Vollstreckung notwendigen Informationen zur 
Kenntnis zu bringen. 
 
 
3. Übersetzung und Transkription 
 
Schließlich regeln die Verordnungen die Übersetzungs- und Transkrip-
tionserfordernisse der vom Vollstreckungsgläubiger vorzulegenden Unter-
lagen. Unter Transkription versteht man die Wiedergabe in Lateinschrift 
von Wörtern aus Sprachen, die keine Lateinschrift haben. Innerhalb der 
EU kommt eine Transkription aus dem griechischen oder bulgarisch-kyril-
lischen Alphabet ins lateinische Alphabet und umgekehrt in Frage. 
 
Die Übersetzung erfolgt in die Amtssprache des Vollstreckungsmit-
gliedstaats oder, falls es im betreffenden Mitgliedstaat mehrere Amtsspra-
chen gibt, nach Maßgabe der Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats in 
die Verfahrenssprache oder eine der Verfahrenssprachen des Ortes, an 
dem die Vollstreckung betrieben wird, oder in eine sonstige Sprache, die 
der Vollstreckungsmitgliedstaat zulässt.674 Die Mitgliedstaaten geben der 
Kommission für jede Verordnung bekannt, welche Amtssprache oder 
Amtssprachen der Europäischen Union sie neben ihrer oder ihren eigenen 
                                               
674
 Art 45 Abs 2 Unterabs 2 EuEheKindVO; Art 20 Abs 2 lit c EuVTVO; Art 21 Abs 2 lit b 
EuMahnVO; Art 21 Abs 2 lit b EuBagatellVO; Art 20 Abs 1 lit d EuUnterhaltsVO. 
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zulassen. Die entsprechenden Mitteilungen sind im Europäischen Ge-
richtsatlas für Zivilsachen veröffentlicht.675 
 
Was den Umfang der Übersetzung betrifft, stimmen die fünf Verord-
nungen darin überein, dass dieser möglichst gering gehalten werden soll, 
um Zeit und Kosten zu sparen. 
 
Mit Ausnahme der EuMahnVO wird grundsätzlich auf die Übersetzung 
des der Vollstreckung zugrundeliegenden Titels verzichtet.676 Übersetz-
ungspflichtig sind nur mehr die Bestätigungen bzw Bescheinigungen, die 
durch Formblätter den zuständigen Behörden die für die Vollstreckung nö-
tigen Informationen vermitteln sollen. Die einzelnen Regelungen fallen 
zum Teil unterschiedlich aus: 
 
- EuEheKindVO: 
Das Übersetzungserfordernis ist im Falle der Bescheinigung gemäß Art 
41 Abs 1 auf die Nr 12 betreffend die Modalitäten der Ausübung des 
Umgangsrechts beschränkt, im Falle der Bescheinigung gemäß Art 42 
Abs 1 auf die Nr 14 betreffend die Einzelheiten der Maßnahmen, die 
ergriffen wurden, um die Rückgabe des Kindes sicherzustellen.677 
Nach einer rechtsstaatlichen autonomen Auslegung der Vorschrift soll-
ten die Vollstreckungsbehörden allerdings bei Unklarheiten über den 
Inhalt des zu vollstreckenden Titels eine Übersetzung der gesamten 
Bescheinigung und allenfalls auch des Titels selbst verlangen kön-
nen.678 
 
 
 
                                               
675
 Abrufbar unter http://ec.europa.eu/justice_home/judicialatlascivil/html/index_de.htm 
(Stand: 30.06.2010). 
676
 Art 20 Abs 2 EuUnterhaltsVO sieht vor, dass die zuständige Behörde des Vollstre-
ckungsmitgliedstaats eine Übersetzung der Entscheidung dann verlangen kann, wenn die 
bewilligte Exekution angefochten wird. 
677
 Art 45 Abs 2 Unterabs 1 EuEheKindVO. 
678
 Rauscher/Rauscher, Art 45 EuEheKindVO Rz 7. 
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- EuVTVO: 
Der Vollstreckungsgläubiger muss gegebenenfalls eine Transkription 
oder eine Übersetzung der Bestätigung als EuVT vorlegen.679 Die 
Wendung „gegebenenfalls“ wird von der herrschenden Meinung so 
ausgelegt, dass eine Übersetzung immer dann zwingende Vollstre-
ckungsvoraussetzung ist, wenn nicht eine vom Titelgericht vollständig 
in der Sprache des Vollstreckungsgerichts ausgefüllte Bestätigung vor-
liegt.680 Auffassungen, wonach eine Übersetzung nur dann vorzulegen 
sei, wenn im Formblatt für die Bestätigung neben der Angabe von Na-
men und Zahlen sowie dem Ankreuzen von Kästchen auch individuelle 
Angaben gemacht wurden681, konnten sich nicht durchsetzen. Freilich 
liegt diesbezüglich bislang keine verbindliche Auslegung durch den 
EuGH vor. 
 
- EuMahnVO: 
Der Antragsteller hat gegebenenfalls eine Übersetzung des vollstreck-
bar erklärten EuZB einzureichen.682 Da die Bestimmung offenbar von 
der EuVTVO übernommen wurde, ist auch deren oben erwähnte vor-
herrschende Interpretation heranzuziehen. Demnach muss eine Über-
setzung des EuZB immer dann vorgelegt werden, wenn dieser nicht in 
einer der beim Vollstreckungsgericht zugelassenen Sprachen verfasst 
ist. 
 
- EuBagatellVO: 
Der Vollstreckungsgläubiger muss, falls erforderlich, eine Übersetzung 
der Bestätigung gemäß Formblatt D vorlegen.683 Trotz einer sprachli-
chen Abweichung684 gilt auch in diesem Fall das bereits erörterte Über-
                                               
679
 Art 20 Abs 2 lit c EuVTVO. 
680
 OGH 22.02.2007, 3 Ob 253/06 m; Fasching/Konecny/Rechberger, Art 20 EuVTVO Rz 
4; Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 20 EuVTVO Rz 13. 
681
 Kropholler, Art 20 EuVTVO Rz 7. 
682
 Art 21 Abs 2 lit b EuMahnVO. 
683
 Art 21 Abs 2 lit b EuBagatellVO. 
684
 Der Verordnungsgeber verwendet anstatt des Begriffs „gegebenenfalls“ die Wendung 
„falls erforderlich“. 
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setzungserfordernis: Die Bescheinigung ist dann zu übersetzen, wenn 
sie in einer dem Vollstreckungsgericht fremden Sprache gehalten ist. 
 
- EuUnterhaltsVO: 
Der Antragsteller hat gegebenenfalls ein Transkript oder eine Über-
setzung des Formblatts gemäß Anhang I einzureichen.685 Auch in die-
sem Fall gilt jene Auslegung des Übersetzungserfordernisses, die be-
reits bei den drei zuvor behandelten Verordnungen erwähnt wurde. 
 
Alle fünf Verordnungen sehen schließlich vor, dass die Übersetzung 
von einer hierzu in einem der Mitgliedstaaten befugten Person zu erstellen 
bzw zu beglaubigen ist.686 Der Antragsteller kann also wählen, in welchem 
Mitgliedstaat er die Übersetzung anfertigen lässt.687 Die Übersetzung kann 
anschließend in jenen Ländern verwendet werden, in denen die betreffen-
de Sprache zugelassen ist. 
 
 
IV. Verweigerung der Vollstreckung 
 
 
Alle fünf Verordnungen sehen die Unvereinbarkeit der zu vollstrecken-
den Entscheidung mit einer anderen Entscheidung als Grund für die Ver-
weigerung der Vollstreckung an.688 Unterschiede in der Ausgestaltung er-
geben sich aufgrund der verschiedenen Regelungsgegenstände. 
 
Im System der unmittelbaren Vollstreckbarkeit kommt der Verweige-
rung der Vollstreckung wegen Unvereinbarkeit mit einer anderen Entschei-
dung insofern besondere Bedeutung zu, als es sich dabei um den einzi-
                                               
685
 Art 20 Abs 1 lit d EuUnterhaltsVO. 
686
 Art 45 Abs 2 Unterabs 2 EuEheKindVO; Art 20 Abs 2 lit c letzter Satz EuVTVO; Art 21 
Abs 2 lit b letzter Satz EuMahnVO; Art 21 Abs 2 lit b letzter Satz EuBagatellVO; Art 20 
Abs 3 EuUnterhaltsVO. 
687
 Kropholler, Art 20 EuVTVO Rz 9. 
688
 Art 47 Abs 2 Unterabs 2 EuEheKindVO; Art 21 Abs 1 EuVTVO; Art 22 Abs 1 und 2 
EuMahnVO; Art 22 Abs 1 EuBagatellVO; Art 21 Abs 2 EuUnterhaltsVO. 
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gen der Anerkennungsversagungsgründe gemäß EuGVVO handelt, der 
von den Behörden des Zweitstaats überprüft wird. Das Grundkonzept der 
Verlagerung der Anerkennungsverweigerungsgründe vom Zweitstaat in 
den Erststaat konnte hier naturgemäß nicht umgesetzt werden, da es dem 
Titelgericht nicht möglich ist zu überprüfen, ob seine Entscheidung mit ein-
er Entscheidung im Zweitstaat unvereinbar ist.689 
 
Die einzelnen Regelungen sehen wie folgt aus: 
 
 
1. EuEheKindVO 
 
Art 47 Abs 2 Unterabs 2 EuEheKindVO sieht vor, dass eine Entschei-
dung, für die eine Bescheinigung nach Art 41 Abs 1 oder Art 42 Abs 1 
ausgestellt wurde, nicht vollstreckt werden darf, wenn sie mit einer später 
ergangenen vollstreckbaren Entscheidung unvereinbar ist. 
 
Die Bestimmung ist im Zusammenhang mit Art 47 Abs 1 EuEheKind-
VO zu lesen, wonach für das Vollstreckungsverfahren die lex fori maßge-
bend ist.690 Sie ist als Klarstellung dahingehend zu verstehen, dass es für 
einen Mitgliedstaat zulässig ist, die Vollstreckung einer überholten Ent-
scheidung zu verweigern, auch wenn eine Bescheinigung über die direkte 
Vollstreckbarkeit vorliegt.691 
 
 
2. EuUnterhaltsVO 
 
Die Unterhaltsverordnung legt in Art 21 Abs 1 zunächst fest, dass die 
im Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats vorgesehenen Gründe für die 
Verweigerung oder Aussetzung der Vollstreckung gelten, sofern sie nicht 
mit der Anwendung der Abs 2 und 3 unvereinbar sind. Als Beispiele 
                                               
689
 Fasching/Konecny/Rechberger, Art 21 EuVTVO Rz 1. 
690
 Rauscher/Rauscher, Art 47 EuEheKindVO Rz 5. 
691
 Ibidem. 
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können die Begleichung der Forderung durch die verpflichtete Person zum 
Zeitpunkt der Vollstreckung oder die Unpfändbarkeit bestimmter Güter ge-
nannt werden.692 
 
Art 21 Abs 2 EuUnterhaltsVO sieht autonome Vollstreckungsver-
weigerungsgründe vor. Zunächst ist festgelegt, dass die Vollstreckung auf 
Antrag der verpflichteten Person insgesamt oder teilweise zu verweigern 
ist, wenn das Recht auf Vollstreckung der Entscheidung des Ursprungs-
gerichts entweder nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats oder 
nach dem Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats verjährt ist, wobei die 
längere Verjährungsfrist gilt.693 Unklar ist in diesem Zusammenhang, was 
gilt, wenn die kürzere Verjährungsfrist so viel später zu laufen beginnt als 
die längere, dass der Anspruch zwar bereits nach der längeren Frist ver-
jährt ist, nicht aber auch schon nach der kürzeren.694 
 
Die Verweigerung der Vollstreckung ist weiters dann zu verfügen, 
wenn die Entscheidung mit einer im Vollstreckungsmitgliedstaat ergange-
nen Entscheidung oder mit einer Entscheidung, welche in einem anderen 
Mitgliedstaat oder in einem Drittland ergangen ist und die notwendigen 
Voraussetzungen für ihre Anerkennung im Vollstreckungsmitgliedstaat 
erfüllt, unvereinbar ist.695 Diese Bestimmung entspricht dem erstmals von 
der EuVTVO und anschließend auch von der EuMahnVO und der Eu-
BagatellVO vorgesehenen Konzept der unvereinbaren Entscheidung, wes-
halb auf die weiter unten stehenden Ausführungen zu diesen Verord-
nungen verwiesen wird. 
 
Schließlich wird klargestellt, dass eine Entscheidung, die bewirkt, dass 
eine frühere Unterhaltsentscheidung aufgrund geänderter Umstände ge-
                                               
692
 ErwGr 30 EuUnterhaltsVO. 
693
 Art 21 Abs 2 Unterabs 1 EuUnterhaltsVO. 
694
 Fucik in König/Mayr, Europäisches Zivilverfahrensrecht in Österreich II, 105, 130. 
695
 Art 21 Abs 2 Unterabs 2 EuUnterhaltsVO. 
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ändert wird, nicht als unvereinbare Entscheidung im Sinne von Art 21 Abs 
2 Unterabs 2 gilt.696 
 
 
3. EuVTVO, EuMahnVO, EuBagatellVO 
 
Diese drei Verordnungen regeln den Vollstreckungsverweigerungs-
grund der Unvereinbarkeit mit einer früheren Entscheidung nach dem Vor-
bild der EuGVVO, jedoch mit einigen nicht unwesentlichen Abweichun-
gen.697 
 
Die Verweigerung der Vollstreckung erfolgt nicht von Amts wegen, 
sondern nur auf Antrag des Vollstreckungsgegners. Sie ist von den zu-
ständigen Behörden dann zu verfügen, wenn die als EuVT bestätigte Ent-
scheidung, der vollstreckbar erklärte EuZB oder das im europäischen Ver-
fahren für geringfügige Forderungen ergangene Urteil mit einem früheren, 
in einem Mitgliedstaat oder in einem Drittstaat ergangenen Titel unverein-
bar ist, sofern folgende Voraussetzungen vorliegen: 
 
- Die frühere Entscheidung ist zwischen denselben Parteien wegen des-
selben Streitgegenstands ergangen.698 
Der Begriff „derselbe Streitgegenstand“ ist wie bereits für Art 34 Nr°3 
EuGVVO autonom auszulegen. Demnach sind die objektiven Grenzen 
der Rechtskraft zu beachten699: Die beiden Entscheidungen müssen 
Rechtsfolgen haben, die sich gegenseitig ausschließen. Dies ist dann 
der Fall, wenn ein Urteil denselben Streitgegenstand anders entschei-
det oder auf Prämissen aufbaut, die mit der materiellen Rechtskraft 
oder der Gestaltungswirkung des anderen Urteils unvereinbar sind.700 
 
                                               
696
 Art 21 Abs 2 Unterabs 3 EuUnterhaltsVO. 
697
 Kropholler, Art 21 EuVTVO Rz 1. 
698
 Art 21 Abs 1 lit a EuVTVO; Art 22 Abs 1 lit a EuMahnVO; Art 22 Abs 1 lit a EuBagatell-
VO. 
699
 Fasching/Konecny/Rassi, Art 34 EuGVVO Rz 69. 
700
 Schlosser, Art 34-36 EuGVVO Rz 22. 
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- Die frühere Entscheidung ist im Vollstreckungsmitgliedstaat ergangen 
oder erfüllt die notwendigen Voraussetzungen für ihre Anerkennung im 
Vollstreckungsmitgliedstaat.701 
Die drei Verordnungen unterscheiden im Gegensatz zur EuGVVO nicht 
mehr zwischen der Unvereinbarkeit mit einer inländischen Entschei-
dung und einer anzuerkennenden ausländischen Entscheidung: Die 
ungerechtfertigte Bevorzugung von Entscheidungen aus dem Voll-
streckungsmitgliedstaat wird aufgegeben.702 Die Anerkennungsfähig-
keit einer ausländischen Entscheidung richtet sich bei einem Titel aus 
einem Mitgliedstaat nach der EuGVVO, bei einem Titel aus einem Dritt-
land nach dem autonomen Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats.703 
 
- Die Unvereinbarkeit wurde im Gerichtsverfahren des Ursprungsmit-
gliedstaats nicht geltend gemacht und konnte dort nicht geltend ge-
macht werden.704 
Es wird vom Schuldner verlangt, dass er die Unvereinbarkeit im Ur-
sprungsmitgliedstaat baldmöglichst geltend macht. Im Vollstreckungs-
mitgliedstaat kann er den entsprechenden Einwand nur dann erheben, 
wenn ihm dies vorher im Ausgangsverfahren ohne eigenes Ver-
schulden nicht möglich war.705 
 
Nur die Mahnverordnung sieht einen weiteren Versagungsgrund vor: 
Die Vollstreckung ist zu verweigern, sofern und insoweit der Antrags-
gegner den Betrag, der dem Antragsteller in einem EuZB zuerkannt 
worden ist, an diesen entrichtet hat.706 Diese Bestimmung ist berichtigend 
so zu interpretieren, dass nur eine nach Zustellung des EuZB erfolgte 
                                               
701
 Art 21 Abs 1 lit b EuVTVO; Art 22 Abs 1 lit b EuMahnVO; Art 22 Abs 1 lit b EuBagatell-
VO. 
702
 Kropholler, Art 21 EuVTVO Rz 3. 
703
 Fasching/Konecny/Rechberger, Art 21 EuVTVO Rz 6. 
704
 Art 21 Abs 1 lit c EuVTVO; Art 22 Abs 1 lit c EuMahnVO; Art 22 Abs 1 lit c EuBagatell-
VO. 
705
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 21 EuVTVO Rz 6, mit Verweis auf KOM(2002) 159 
endg, 15. 
706
 Art 22 Abs 2 EuMahnVO. 
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Zahlung einen Antrag auf Verweigerung der Vollstreckung rechtfertigt.707 
Dabei wird folgende Konstellation berücksichtigt:708 Nach Zustellung des 
EuZB hat der Antragsgegner gemäß Belehrung die Möglichkeit, den gefor-
derten Betrag zu bezahlen oder Einspruch zu erheben. Wenn er bezahlt, 
geht beim Gericht kein Einspruch ein. Ohne entsprechende Verständigung 
erklärt das Gericht nach Ablauf der Frist für den Einspruch den EuZB für 
vollstreckbar. Betreibt der Gläubiger anschließend trotz erfolgter Zahlung 
die Zwangsvollstreckung, muss sich der Antragsgegner dagegen zur Wehr 
setzen können. 
Zahlungen vor der Zustellung sind dagegen mit Einspruch gegen den 
EuZB geltend zu machen.709 Im Fall von Teilzahlungen ist die Vollstre-
ckung nur für den offen gebliebenen Teil zuzulassen.710 
 
 
V. Aussetzung oder Beschränkung der Vollstreckung 
 
 
Alle fünf Verordnungen bieten die Möglichkeit, das Vollstreckungsver-
fahren unter bestimmten Voraussetzungen auszusetzen oder zu be-
schränken. Grundlage dafür ist in allen Fällen, dass der zugrundeliegende 
Vollstreckungstitel aufgrund einer Anfechtung nicht mehr vollstreckbar ist 
oder seine Vollstreckbarkeit ausgesetzt oder eingeschränkt wurde. Ob 
eine Aussetzung oder Beschränkung verfügt wird, liegt im Ermessen der 
zuständigen Behörde, welche zu diesem Zweck die Erfolgsaussichten des 
eingelegten Rechtsbehelfs sowie die Wahrscheinlichkeit, dass die bedin-
gungslose Vollstreckung einen nicht wiedergutzumachenden Schaden 
verursachen würde, zu beurteilen hat.711 
 
 
                                               
707
 Mayr, JBl 2008, 503, 515. 
708
 Kormann, Das neue Europäische Mahnverfahren, 169. 
709
 Mayr, JBl 2008, 503, 515. 
710
 Schlosser, Art 22 EuMahnVO Rz 2. 
711
 Kropholler, Art 23 EuVTVO Rz 6, mit Verweis auf KOM(2002) 159 endg, 15, und KOM 
(2004) 90 endg, 11. 
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Die Regelungen in EuVTVO, EuMahnVO und EuBagatellVO sind weit-
gehend einheitlich, EuEheKindVO und EuUnterhaltsVO unterliegen eige-
nen, leicht abweichenden Vorschriften. 
 
 
1. EuEheKindVO 
 
Die EuEheKindVO sieht nicht wie die vier anderen Verordnungen eine 
Bestimmung betreffend die Aussetzung und Beschränkung der Vollstre-
ckung vor. Eine Beschränkung, insbesondere eine Vollstreckung gegen 
Sicherheitsleistung, kommt bei Umgangs- oder Rückgabeentscheidungen 
kaum in Betracht.712 Was eine Aussetzung betrifft, kommt hingegen die 
allgemeine Regel von Art 47 Abs 1 EuEheKindVO zur Anwendung, wo-
nach die lex fori maßgebend ist.713 
 
 
2. EuUnterhaltsVO 
 
Die Unterhaltsverordnung sieht keine Möglichkeit der Beschränkung 
der Vollstreckung vor. Die Aussetzung derselben ist hingegen explizit ge-
regelt. Demnach kann die zuständige Behörde des Vollstreckungsmitglied-
sstaats auf Antrag der verpflichteten Partei die Vollstreckung insgesamt 
oder teilweise aussetzen, wenn: 
- das zuständige Gericht im Ursprungsmitgliedstaat mit einem Antrag 
auf Nachprüfung der Entscheidung des Ursprungsgerichts gemäß Art 
19 EuUnterhaltsVO714 befasst wurde715; 
- die Vollstreckbarkeit im Ursprungsmitgliedstaat ausgesetzt ist716. 
 
Gemäß Art 21 Abs 1 EuUnterhaltsVO können auch die im Recht des 
Vollstreckungsmitgliedstaats vorgesehenen Aussetzungsgründe geltend 
                                               
712
 Rauscher/Rauscher, Art 43 EuEheKindVO Rz 5. 
713
 Ibidem. 
714
 Siehe dazu oben, E. V. 
715
 Art 21 Abs 3 Unterabs 1 EuUnterhaltsVO. 
716
 Art 21 Abs 3 Unterabs 2 EuUnterhaltsVO. 
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gemacht werden, soweit sie nicht mit den soeben genannten unvereinbar 
sind. 
 
 
3. EuVTVO, EuMahnVO, EuBagatellVO 
 
Die Voraussetzungen dafür, dass die zuständige Behörde die Be-
schränkung oder Aussetzung der Vollstreckung in Erwägung ziehen kann, 
sind: 
- im Falle der EuVTVO die Einlegung eines Rechtsbehelfs gegen eine 
als EuVT bestätigte Entscheidung717, die Beantragung der Überprü-
fung der Bestätigung gemäß Art 19718 oder die Beantragung der Be-
richtigung oder des Widerrufs der Bestätigung gemäß Art 10719 durch 
den Schuldner720; 
- im Falle der EuMahnVO die Beantragung der Überprüfung des EuZB 
gemäß Art 20721 durch den Antragsgegner722; 
- im Falle der EuBagatellVO die Anfechtung oder die Möglichkeit der 
Anfechtung des Urteils oder die Beantragung der Überprüfung des 
Urteils gemäß Art 18723 durch die betroffene Partei724. 
 
In diesem Zusammenhang ist zu erörtern, ob als Voraussetzung für 
die Beschränkung oder Aussetzung der Vollstreckung auch eine Indivi-
                                               
717
 Durch die Einlegung eines Rechtsbehelfs gegen eine als EuVT bestätigte Entschei-
dung eröffnen sich dem Schuldner nur in zweiter Linie die Möglichkeiten gemäß Art 23 
EuVTVO. In erster Linie wird er versuchen, gemäß Art 6 Abs 2 EuVTVO eine so genann-
te Gegenbestätigung (Bestätigung über die Nichtvollstreckbarkeit bzw die Beschränkung 
der Vollstreckbarkeit) zu erhalten, anhand derer er die Einstellung oder Einschränkung 
der Vollstreckung beantragen kann (Fasching/Konecny/Rechberger, Art 23 EuVTVO Rz 
1). 
718
 Siehe dazu oben, E. IV. 
719
 Siehe dazu oben, E. III. 
720
 Art 23 EuVTVO. 
721
 Siehe dazu oben, E. IV. 
722
 Art 23 EuMahnVO. 
723
 Siehe dazu oben, E. IV. 
724
 Art 23 EuBagatellVO. 
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dualbeschwerde an den EGMR nach Art 34 EMRK geeignet ist. In Bezug 
auf die EuVTVO vertritt die herrschende Meinung, dass diese Beschwerde 
unter den Begriff des Rechtsbehelfs gemäß Art 23 erster Spiegelstrich Eu-
VTVO zu subsumieren ist, um das europäische Rechtsschutzniveau auf-
recht zu erhalten und im Extremfall eine Notbremse zur Verfügung zu ha-
ben.725 Diese Überlegungen können auf die EuBagatellVO ausgeweitet 
werden, so dass die Beschwerde im Wege einer extensiven Auslegung 
unter den Begriff der Anfechtung gemäß Art 23 dieser Verordnung fällt. 
Schwieriger gestaltet sich die Bewertung in Bezug auf die EuMahnVO. 
Deren Art 23 spricht nicht von Rechtsbehelf oder Anfechtung, sondern le-
diglich von der Überprüfung des EuZB. Die Individualbeschwerde an den 
EGMR als ausreichende Begründung für einen Antrag auf Beschränkung 
oder Aussetzung der Vollstreckung anzusehen, würde in diesem Fall einer 
Rechtsfortbildung gleichkommen.726 Es sprechen jedoch gute Gründe da-
für, eine solche Rechtsfortbildung zuzulassen, verfolgt doch die Überprü-
fung nach Art 20 EuMahnVO ebenso wie die Beschwerde das Ziel des 
Schutzes des rechtlichen Gehörs.727 
 
Entschließt sich das Gericht zur Beschränkung oder Aussetzung der 
Vollstreckung, kann es folgende Maßnahmen verfügen: 
• Beschränkung des Vollstreckungsverfahrens auf Sicherungsmaß-
nahmen728: Die Art dieser Maßnahmen bestimmt sich nach der lex 
fori.729 
• Abhängigmachung der Vollstreckung von der Leistung einer Si-
cherheit730: Die Anordnung einer solchen Leistung kommt nur dann 
in Frage, wenn nicht schon im Ursprungsmitgliedstaat eine aus-
reichende Sicherheit geleistet wurde.731 
                                               
725
 Fasching/Konecny/Rechberger, Art 22 EuVTVO Rz 11; Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 
23 EuVTVO Rz 11; Schlosser, Art 23 EuVTVO Rz 3. 
726
 Rechberger in König/Mayr, Europäisches Zivilverfahrensrecht in Österreich II, 25, 46. 
727
 Ibidem. 
728
 Art 23 lit a EuVTVO; Art 23 lit a EuMahnVO; Art 23 lit a EuBagatellVO. 
729
 Kropholler, Art 23 EuVTVO Rz 8. 
730
 Art 23 lit b EuVTVO; Art 23 lit b EuMahnVO; Art 23 lit b EuBagatellVO. 
731
 Kropholler, Art 23 EuVTVO Rz 9. 
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• Aussetzung des Vollstreckungsverfahrens732: Die Aussetzung stellt 
die weitreichendste Maßnahme dar und ist deshalb schon nach 
dem Wortlaut der Bestimmung nur unter außergewöhnlichen Um-
ständen zu verfügen. Dazu zählen Fälle, in denen mit dem einge-
legten Rechtsbehelf ein Mangel geltend gemacht wird, der einer 
Verletzung des ordre public des Vollstreckungsmitgliedstaats ent-
spricht.733 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                               
732
 Art 23 lit c EuVTVO; Art 23 lit c EuMahnVO; Art 23 lit c EuBagatellVO. 
733
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 23 EuVTVO Rz 9. 
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G. ZUSAMMENFASSUNG / SCHLUSSFOLGERUNGEN 
 
 
I. Der Anwendungsbereich der Verordnungen 
 
 
Die EuEheKindVO, die EuVTVO, die EuMahnVO und die EuBagatell-
VO sind bereits Teil der Praxis des Europäischen Zivilprozessrechts, da 
sie seit 2005, 2008 bzw 2009 anwendbar sind. Die EuUnterhaltsVO wird 
hingegen erst ab 18.06.2011 zur Anwendung kommen. 
 
Auch in Bezug auf den räumlichen Anwendungsbereich bildet die 
Unterhaltsverordnung eine Ausnahme. Während Ehe-Kind-Verordnung, 
Vollstreckungstitelverordnung, Mahnverordnung und Bagatellverordnung 
in allen Mitgliedstaaten mit Ausnahme von Dänemark gelten, werden die 
verfahrensrechtlichen Teile der EuUnterhaltsVO auch in Dänemark an-
wendbar sein, da sie unter das Abkommen zwischen der EG und Däne-
mark über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Voll-
streckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen fallen. 
 
Der uneinheitliche räumliche Anwendungsbereich und insbesondere 
die Tatsache, dass Dänemark an vier der fünf Verordnungen nicht beteiligt 
ist, sind bedauerlich. Der Vertrag von Lissabon sieht nun die Möglichkeit 
vor, dass Dänemark in Einklang mit seinen verfassungsrechtlichen Vor-
schriften seine Sonderposition in der Gemeinsamen Justizpolitik insge-
samt aufgibt oder zumindest an einzelnen Maßnahmen in diesem Bereich 
teilnimmt.734 Es bleibt zu hoffen, dass sich Dänemark dazu entschließt, 
von dieser Möglichkeit zu Gebrauch zu machen. 
 
Anhand des sachlichen Anwendungsbereichs der fünf Verordnungen 
wird deutlich, auf welchen Gebieten derzeit Vollstrecken ohne Exequatur 
in der EU möglich ist. Die EuEheKindVO betrifft den familienrechtlichen 
                                               
734
 Art 7 und 8 des dem EUV und dem AEUV beigefügten Protokolls Nr 22 über die Posi-
tion Dänemarks. 
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Bereich der Ehe sowie der elterlichen Verantwortung. Das Institut der un-
mittelbaren Vollstreckbarkeit kommt allerdings nur in den Teilbereichen 
Umgangsrecht und Rückgabe eines Kindes zur Anwendung, wo die effi-
ziente und rasche Durchsetzung der Ansprüche besonders bedeutsam ist. 
 
In Übereinstimmung mit dem Anwendungsbereich der EuGVVO sind 
die EuVTVO, die EuMahnVO und die EuBagatellVO in Zivil- und Handels-
sachen anzuwenden, während öffentlich-rechtliche Angelegenheiten aus-
geschlossen bleiben. Die Definition des Begriffs der Zivil- und Handels-
sachen erfolgt ebenso wie die Abgrenzung zum öffentlichen Recht euro-
autonom nach der einschlägigen Rechtsprechung des EuGH. Die Aus-
schlusstatbestände erfahren keine einheitliche Regelung. Während alle 
drei Verordnungen die ehelichen Güterstände, das Erbrecht, das Insol-
venzrecht und die soziale Sicherheit von ihrem Anwendungsbereich 
ausnehmen, kommen nur für die Vollstreckungstitelverordnung und die 
Bagatellverordnung die Bereiche Personenstand, Rechts- und Handlungs-
fähigkeit und gesetzliche Vertretung von natürlichen Personen sowie die 
Schiedsgerichtsbarkeit dazu. Nur die Mahnverordnung wiederum schließt 
Ansprüche aus außervertraglichen Schuldverhältnissen aus, wobei für 
diesen Bereich zwei Gegenausnahmen vorgesehen sind. Schließlich sieht 
nur die EuBagatellVO als weitere Einschränkungen des sachlichen An-
wendungsbereichs das Arbeitsrecht, die Miete oder Pacht unbeweglicher 
Sachen und die Verletzung der Privatsphäre oder der Persönlichkeits-
rechte vor. Insgesamt ergibt sich dadurch eine unübersichtliche und der 
Rechtssicherheit nicht förderliche Situation. 
 
Der sachliche Anwendungsbereich der Unterhaltsverordnung erstreckt 
sich auf sämtliche Unterhaltspflichten, die auf einem Familien-, Verwandt-
schafts- oder eherechtlichen Verhältnis oder auf Schwägerschaft beruhen. 
In diesem Bereich wird die EuUnterhaltsVO ab 18.06.2011 an die Stelle 
der einschlägigen Regelungen der EuGVVO und der EuVTVO treten. 
Zumal die Verordnung nicht nur vollstreckungsrechtliche Fragen, sondern 
auch den Bereich der internationalen Zuständigkeit und des anwendbaren 
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Rechts regelt, wird für Unterhaltsangelegenheiten mit EU-Bezug ein ein-
heitliches Rechtsinstrument zur Verfügung stehen. 
 
Im Hinblick auf den persönlichen Anwendungsbereich sind von den 
fünf Verordnungen grundsätzlich keine Einschränkungen vorgesehen. 
Diesbezüglich ist einzig die Verbrauchereigenschaft des Schuldners im 
Rahmen der EuVTVO, der EuMahnVO und der EuBagatellVO zu beach-
ten. Die drei Verordnungen sehen jedoch keine einheitliche Regelung vor. 
Im Rahmen der Vollstreckungstitelverordnung können Säumnisentschei-
dungen gegen Verbraucher nur dann als EuVT bestätigt werden, wenn sie 
in deren Wohnsitzstaat ergangen sind. Eine ähnliche Regelung enthält die 
Mahnverordnung, wenn sie vorschreibt, dass für ein Verfahren gegen 
einen Verbraucher nur die Gerichte jenes Mitgliedstaats zuständig sind, in 
dem dieser seinen Wohnsitz hat. Beide Verordnungen definieren den Ver-
brauchervertrag als einen Vertrag, den ein Verbraucher zu einem Zweck 
geschlossen hat, der nicht seiner beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit 
zugerechnet werden kann. Die Bagatellverordnung schließlich sieht keine 
Sonderzuständigkeitsregel vor, sondern gewährleistet den Verbraucher-
schutz gemäß den Regelungen der EuGVVO. Zumal in Verfahren über 
geringfügige Forderungen häufig Verbraucher als beklagte Parteien invol-
viert sind, ist dieser Ansatz nicht zufriedenstellend. Es sollte auch im Ver-
fahren für geringfügige Forderungen ein Verbrauchergerichtsstand einge-
führt werden.735 
 
 
II. Die Voraussetzungen für die unmittelbare Vollstreckbarkeit 
von Vollstreckungstiteln in den anderen Mitgliedstaaten 
 
 
In Bezug auf diesen Bereich können die fünf Verordnungen in zwei 
Gruppen unterteilt werden. Der EuEheKindVO, der EuVTVO und der Eu-
UnterhaltsVO liegt ein Konzept zugrunde, wonach ein nationaler Voll-
streckungstitel, der nach einem gemäß der lex fori geregelten Verfahren 
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 Sujecki, EWS 2008, 323, 325. 
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erlassen wird, unter bestimmten Voraussetzungen als europäischer Voll-
streckungstitel bescheinigt bzw bestätigt wird. Die EuMahnVO und die Eu-
BagatellVO zeichnen sich hingegen durch ein euroautonomes Verfahren 
aus, an dessen Ende ein genuin europäischer Vollstreckungstitel ausge-
stellt wird. 
 
Innerhalb der ersten Gruppe ist kein einheitliches Regelungsschema 
feststellbar. Während sowohl Ehe-Kind-Verordnung als auch Vollstre-
ckungstitelverordnung als Voraussetzung für die Bescheinigung als EuVT 
die Überprüfung der Gewährleistung des rechtlichen Gehörs des Ver-
pflichteten bzw des Beklagten festlegen, ist beim Erstellen des Auszugs 
aus der Entscheidung nach der Unterhaltsverordnung keine diesbezüg-
liche Angabe, insbesondere kein Hinweis zur Zustellung des verfahrens-
einleitenden Schriftstücks im Falle einer Säumnisentscheidung, vorgese-
hen. Die Anwendung einheitlicher Kollisionsnormen als Rechtfertigung für 
den Verzicht auf weitergehende Kontrollen ist als unzureichend einzustu-
fen: Die Überprüfung der Gewährleistung des rechtlichen Gehörs sollte je-
denfalls Berücksichtigung finden. 
 
Die Verfahren gemäß Mahnverordnung und Bagatellverordnung sind 
unterschiedlich ausgestaltet, da es sich um unterschiedliche Prozessarten 
handelt: Während das Mahnverfahren als summarisches Sonderverfahren 
einzustufen ist, gilt das Verfahren für geringfügige Forderungen als 
Erkenntnisverfahren. 
 
Das EuMV sieht den Erlass eines Zahlungsbefehls vor, welcher dem 
Schuldner zusammen mit der Belehrung zugestellt wird, dass der Zah-
lungsbefehl vollstreckbar wird, wenn binnen 30 Tagen kein Einspruch er-
folgt. Wird der EuZB beeinsprucht, kommt es zur Überleitung in ein ordent-
liches Zivilverfahren gemäß der lex fori. Die gemeinschaftsrechtliche Re-
gelung findet demnach Anwendung, solange die Forderung unbestritten 
ist. Erfolgt die Bestreitung in Form des Einspruchs, wird das streitige Ver-
fahren gemäß dem anwendbaren nationalen Prozessrecht geführt. Inso-
fern besteht eine Parallele zur EuVTVO: Eine der Voraussetzungen für die 
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Bestätigung einer Entscheidung als EuVT ist, dass diese eine unbestritte-
ne Forderung betrifft. 
 
Das Bagatellverfahren ist hingegen als kontradiktorisches Verfahren 
angelegt. Nach der Klage, einer allfälligen Klagebeantwortung und der Be-
weisaufnahme entscheidet das zuständige Gericht mit Urteil. Um das Ver-
fahren so einfach und kostengünstig wie möglich zu halten, sind mündli-
che Verhandlungen nur fakultativ vorgesehen. 
 
Beiden Verfahren ist gemeinsam, dass sie die Verwendung von For-
mularen vorsehen. Durch die Formblätter, welche in weiten Teilen die An-
gabe von Namen und Zahlen sowie das Ankreuzen von Kästchen vorse-
hen und die in allen Amtssprachen der EU im Europäischen Gerichtsatlas 
abrufbar sind, soll das Sprachenproblem innerhalb des Europäischen Jus-
tizraums abgemildert werden. 
 
 
III. Die Gewährleistung des rechtlichen Gehörs in den 
Verordnungen 
 
 
Die Ehe-Kind-Verordnung und die Unterhaltsverordnung berücksichti-
gen den Grundsatz des rechtlichen Gehörs insofern, als sie für den Fall 
einer Säumnisentscheidung festlegen, dass das verfahrenseinleitende 
Schriftstück der Gegenseite so rechtzeitig und in einer Weise zugestellt 
werden muss, dass diese sich verteidigen kann. Die beiden Verordnungen 
orientieren sich dabei an bewährten Grundsätzen der EuGVVO. Allerdings 
sieht nur die EuEheKindVO, nicht aber die EuUnterhaltsVO eine Über-
prüfung der Gewährleistung des rechtlichen Gehörs zum Zeitpunkt der 
Ausstellung der Bescheinigung als EuVT vor. 
 
Die EuVTVO legt Zustellstandards als Mindestvorschriften für eine 
nachträgliche Kontrolle fest. Ein Titel kann nur dann als EuVT bestätigt 
werden, wenn das zugrunde liegende Verfahren diesen Standards ent-
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sprochen hat. In diesem Zusammenhang werden drei Zustellarten gere-
gelt: die Zustellung mit Nachweis des Empfangs durch den Empfänger, 
die Zustellung ohne einen solchen Nachweis sowie die Zustellung an 
einen Vertreter des Empfängers. Diese Zustellvorschriften werden sowohl 
von der EuMahnVO als auch von der EuBagatellVO übernommen, aller-
dings in unterschiedlicher Funktion. Die Mahnverordnung verlangt die Be-
achtung dieser Mindestvorschriften bei der Zustellung des EuZB. Die Ba-
gatellverordnung sieht die drei Zustellarten hingegen nur als subsidiär 
anwendbar vor. Grundsätzlich hat die Zustellung per Post mit Empfangs-
bestätigung zu erfolgen, aus der das Datum des Empfangs hervorgeht. 
Damit sieht die EuBagatellVO erstmals den Vorrang einer der in der Eu-
VTVO gleichberechtigt nebeneinander stehenden Zustellformen vor. Au-
ßerdem ist die Zustellung per Einschreiben mit Rückschein gemäß EuBa-
gatellVO unmittelbar anzuwendendes Recht. Die anderen oben erwähnten 
Zustellungen werden nach nationalem Recht durchgeführt, das den ge-
meinschaftsrechtlichen Vorgaben lediglich entsprechen muss. 
 
Der Grundsatz des rechtlichen Gehörs wird auch in den Regelungen 
betreffend die ordnungsgemäße Unterrichtung der beklagten Partei um-
gesetzt. Die Vollstreckungstitelverordnung, die Mahnverordnung und die 
Bagatellverordnung enthalten derartige Vorschriften in unterschiedlicher 
Ausprägung. Damit soll sichergestellt werden, dass die beklagte Partei 
alle notwendigen Angaben für ihre Entscheidung, ob und wie sie sich in 
den Rechtsstreit einlassen will, zur Verfügung hat.736 Außerdem soll sie 
über die verfahrensrechtlichen Erfordernisse für das Bestreiten des kläge-
rischen Anspruchs sowie über die Konsequenzen des Nichtbestreitens in 
Kenntnis gesetzt werden.737 Die Ehe-Kind-Verordnung und die Unterhalts-
verordnung enthalten keine Belehrungsvorschriften, so dass der Beklag-
tenschutz diesbezüglich lediglich durch die lex fori gewährleistet wird. 
 
Die Verteidigungsmöglichkeiten der beklagten Partei können auch 
durch die fehlende oder unzureichende Übersetzung von Prozesshandlun-
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 Fasching/Konecny/Rechberger, Art 16 EuVTVO Rz 1. 
737
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 17 EuVTVO Rz 1. 
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gen, vor allem des verfahrenseinleitenden Schriftstücks, eingeschränkt 
sein. Zumal es im Europäischen Justizraum 23 Amtssprachen gibt, kommt 
es bei der Anwendung der fünf Verordnungen häufig zu Fällen, in denen 
die Parteien und das Gericht nicht dieselbe Mutter- bzw Amtssprache 
haben. In Bezug auf die Zustellung des verfahrenseinleitenden Schrift-
stücks treffen die EuEheKindVO, die EuVTVO, die EuMahnVO und die 
EuUnterhaltsVO keine besonderen Vorkehrungen, es greifen jedoch die 
entsprechenden Regelungen der EuZVO ein. Demnach kann der Empfän-
ger die Annahme des zuzustellenden gerichtlichen Schriftstücks verwei-
gern oder dieses binnen einer Woche an den Absender zurückschicken, 
wenn es nicht in einer Sprache verfasst bzw in eine Sprache übersetzt ist, 
die er versteht oder die im Empfangsmitgliedstaat Amtssprache ist. Die 
EuBagatellVO sieht selbst ein Annahmeverweigerungsrecht nach dem 
Vorbild der EuZVO vor. Die entsprechende Belehrung erfolgt jedenfalls 
über das von der EuZVO vorgesehene Formblatt. 
 
Was den Umfang der Übersetzung betrifft, hat der EuGH in Bezug auf 
das verfahrenseinleitende Schriftstück festgelegt, dass nicht die Klage 
insgesamt, sondern nur ihre für die Gehörswahrung wesentlichen Teile 
übersetzt werden müssen.738 
 
In der EuMahnVO und der EuBagatellVO hat der Gemeinschaftsge-
setzgeber versucht, das Sprachenproblem über das verfahrenseinleitende 
Schriftstück hinaus zu lösen. Es wird angestrebt, die Sprachbarrieren 
durch die Standardisierung von Prozesshandlungen zu überwinden.739 
Tatsächlich werden durch die mit der Angabe von Namen und Zahlen so-
wie mit dem Ankreuzen von Kästchen auszufüllenden Formulare im Mahn-
verfahren Übersetzungen weitgehend überflüssig. In den Formblättern des 
Bagatellverfahrens kommen hingegen auch Textelemente vor, die über-
setzt werden müssen. 
 
                                               
738
 Hess, IPRax 2008, 400, 402, unter Hinweis auf EuGH 08.05.2008, Rs C-14/07, Weiss 
& Partner ./. IHK Berlin. 
739
 Hess, IPRax 2008, 400, 401. 
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Die Sprachenvielfalt erschwert ein angemessenes Niveau des Schuld-
nerschutzes bei einer gleichzeitigen Vereinfachung und Beschleunigung 
des grenzüberschreitenden Rechtsverkehrs. Die derzeit vorgesehenen 
Rechtsinstrumente ermöglichen einen zufriedenstellenden Kompromiss 
zwischen Prozessökonomie und Beklagtenschutz. 
 
 
IV. Die in den Verordnungen vorgesehenen Rechtsbehelfe 
 
 
Bevor auf die eigentlichen Rechtsbehelfe eingegangen wird, soll kurz 
auf die Möglichkeiten der Korrektur von Bescheinigungen und Entschei-
dungen hingewiesen werden. Sowohl die EuEheKindVO als auch die Eu-
VTVO sehen die Möglichkeit vor, einen Antrag auf Berichtigung der Be-
scheinigung bzw der Bestätigung an das Ursprungsgericht zu stellen, 
wenn diese etwa aufgrund eines Schreibfehlers von der zugrunde liegen-
den Entscheidung abweichen. Eine solche Korrekturmöglichkeit besteht 
analog auch für den Auszug aus einer Unterhaltsentscheidung sowie für 
die Ausfertigung eines EuZB sowie eines Urteils gemäß EuBagatellVO. 
 
In Bezug auf die von den Verordnungen vorgesehenen Rechtsbehelfe 
ist wie folgt zu unterscheiden: 
 
Was die Bestätigung nationaler Vollstreckungstitel als EuVT anbe-
langt, gibt es keine einheitliche Regelung: Während die EuEheKindVO 
kein Rechtsmittel gegen die Erteilung einer Bescheinigung zulässt und 
dies mit dem Ziel der Erleichterung und Beschleunigung der Vollstreckung 
rechtfertigt, kann eine Bestätigung gemäß EuVTVO widerrufen werden, 
wenn sie hinsichtlich der einschlägigen Voraussetzungen eindeutig zu 
Unrecht erteilt wurde, wobei nach der herrschenden Auffassung740 aus 
dem Erfordernis der Eindeutigkeit keine allzu hohen Hürden für einen 
Widerruf abzuleiten sind. Auf ein ähnliches Kriterium greift die EuMahnVO 
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 Siehe nur Fasching/Konecny/Rechberger, Art 10 EuVTVO Rz 3, und Kropholler, Art 
10 EuVTVO Rz 7. 
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zurück, wenn sie vorsieht, dass ein EuZB nachträglich überprüft werden 
kann, wenn er gemessen an den verordnungsgemäßen Voraussetzungen 
oder aufgrund von außergewöhnlichen Umständen offensichtlich zu Un-
recht erlassen wurde. In diesem Fall ist allerdings von einer restriktiven In-
terpretation auszugehen, um die Wirksamkeit des EuZB nicht zu sehr ein-
zuschränken.741 
 
Ein weitgehend einheitliches System legen die Vollstreckungstitelver-
ordnung, die Mahnverordnung, die Bagatellverordnung und die Unterhalts-
verordnung hingegen in Bezug auf das Recht auf Nachprüfung von Ent-
scheidungen fest. Es handelt sich dabei um jene Entscheidungen, die als 
EuVT bestätigt werden bzw für die ein Auszug gemäß EuUnterhaltsVO er-
stellt wird, sowie um den EuZB und das Urteil gemäß EuBagatellVO. Dies-
bezüglich sind die folgenden beiden Wiedereinsetzungsgründe vorgese-
hen: 
- Das verfahrenseinleitende Schriftstück, die Ladung zu einer Gerichts-
verhandlung, der EuZB oder das Klageformblatt gemäß EuBagatellVO 
wurden der beklagten Partei ohne deren Verschulden nicht so recht-
zeitig zugestellt, dass diese sich verteidigen konnte. 
- Der beklagten Partei war es aufgrund höherer Gewalt oder außerge-
wöhnlicher Umstände ohne eigenes Verschulden nicht möglich, den 
gegen sie geltend gemachten Anspruch zu bestreiten. 
Für den Fall, dass einer der beiden Nachprüfungsgründe als gerechtfertigt 
erachtet wird, sehen die EuMahnVO, die EuBagatellVO und die EuUnter-
haltsVO als Konsequenz die Nichtigerklärung der Entscheidung vor. Im 
Bereich der EuVTVO richtet sich die Folge nach der lex fori. 
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 Mayr, JBl 2008, 503, 516. 
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V. Die Regelung der Vollstreckung 
 
 
Die fünf Verordnungen regeln lediglich die Voraussetzungen, unter 
denen ein Titel aus einem Mitgliedstaat in den anderen Mitgliedstaaten 
unmittelbar vollstreckbar ist. Ein Titel, dessen EU-weite Vollstreckbarkeit 
bestätigt ist, wird im Zweitstaat unter den gleichen Bedingungen wie ein 
dort erlassener Titel vollstreckt. Der Partei, die einen solchen Titel voll-
strecken will, darf wegen ihrer Eigenschaft als Ausländerin oder wegen 
des Fehlens eines inländischen Wohnsitzes oder Aufenthalts keine Si-
cherheitsleistung oder Hinterlegung auferlegt werden. Nur für die EuBaga-
tellVO und die EuUnterhaltsVO gilt zusätzlich, dass von der Partei, welche 
die Vollstreckung beantragt, nicht verlangt werden darf, dass sie im Zweit-
staat über einen bevollmächtigten Vertreter oder eine Postanschrift ver-
fügt, außer bei den lege fori für die Vollstreckung zuständigen Stellen. 
 
Für das Vollstreckungsverfahren gilt grundsätzlich die lex fori. Die Be-
schleunigung in der Geltendmachung grenzüberschreitender Forderungen 
durch die Abschaffung des Exequaturverfahrens verschafft dem Gläubiger 
somit keinen großen Vorteil, wenn das Vollstreckungsverfahren in jenem 
Mitgliedstaat, in dem der Titel durchgesetzt werden muss, schlecht funktio-
niert.742 Dennoch gab es bislang kaum Eingriffe des Gemeinschaftsge-
setzgebers in die nationalen Vollstreckungsrechtsordnungen. 
 
In den fünf Verordnungen finden sich nur einige wenige Bestimmun-
gen, die ausnahmsweise in das mitgliedstaatliche Vollstreckungsrecht ein-
greifen. Es handelt sich dabei etwa um die vom Gläubiger zwecks Einlei-
tung der Vollstreckung im Zweitstaat vorzulegenden Unterlagen: 
- Eine Ausfertigung der Entscheidung bzw des EuZB bzw des Urteils, 
welche die für ihre Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen erfüllt: 
Unter Beweiskraft ist der Beleg der Echtheit der Ausfertigung zu 
verstehen.743 Die Anforderungen für den Nachweis der Authentizität 
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 Oberhammer, JBl 2006, 477, 503. 
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 Schlosser, Art 53 EuGVVO Rz 1. 
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richten sich nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats.744 Eine eu-
roautonome Bestimmung der Anforderungen würde die Abwicklung in 
der Praxis erleichtern. 
- Die Bescheinigung oder Bestätigung als EuVT, der vollstreckbar er-
klärte EuZB, die Bestätigung des Urteils bzw der Auszug aus der Ent-
scheidung: Diese Unterlagen haben die Funktion, den zuständigen 
Behörden im Vollstreckungsmitgliedstaat in vereinheitlichter und über-
sichtlicher Form die für die Vollstreckung notwendigen Informationen 
zur Kenntnis zu bringen. 
 
Die Übersetzungserfordernisse für die vom Gläubiger vorzulegenden 
Urkunden sind gering gehalten, um Zeit und Kosten zu sparen: 
• Im Falle der EuEheKindVO muss nur jener Punkt der Beschei-
nigung übersetzt werden, der die Modalitäten der Ausübung 
des Umgangsrechts bzw die Maßnahmen betreffend die Rück-
gabe des Kindes wiedergibt. 
• Im Falle der EuVTVO, der EuMahnVO, der EuBagatellVO und 
der EuUnterhaltsVO muss eine Übersetzung des jeweils vor-
gesehenen Formblatts, das die direkte Vollstreckbarkeit be-
stätigt, immer dann vorgelegt werden, wenn das Formblatt nicht 
in einer der beim Vollstreckungsgericht zugelassenen Sprachen 
verfasst ist. 
Die Übersetzung erfolgt in die Amtssprache des Vollstreckungsmitglied-
staats oder, falls es im betreffenden Mitgliedstaat mehrere Amtssprachen 
gibt, in die Verfahrenssprache oder eine der Verfahrenssprachen am Ort 
der Vollstreckung oder in eine sonstige Sprache, die der Vollstreckungs-
mitgliedstaat zulässt. Die Übersetzung ist von einer hierzu in einem der 
Mitgliedstaaten befugten Person zu beglaubigen. 
 
Alle fünf Verordnungen sehen die Unvereinbarkeit der zu vollstreck-
enden Entscheidung mit einer anderen Entscheidung als Grund für die 
Verweigerung der Vollstreckung an. Diese Unvereinbarkeit ist im System 
der direkten Vollstreckbarkeit der einzige der Anerkennungsversagungs-
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 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 20 EuVTVO Rz 10. 
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gründe gemäß EuGVVO, der von den Behörden des Zweitstaats überprüft 
wird. 
- Nach der EuEheKindVO ist die Vollstreckung einer überholten Ent-
scheidung zu verweigern, auch wenn eine Bescheinigung über die 
direkte Vollstreckbarkeit vorliegt.745 
- Gemäß EuVTVO, EuMahnVO, EuBagatellVO und EuUnterhaltsVO ist 
die Verweigerung der Vollstreckung dann zu verfügen, wenn die als 
EuVT bestätigte Entscheidung, der vollstreckbar erklärte EuZB, das im 
europäischen Bagatellverfahren ergangene Urteil oder die vollstreck-
bare Unterhaltsentscheidung mit einem früheren, in einem Mitglied-
staat oder Drittstaat ergangenen Titel unvereinbar ist. Als Voraus-
setzung gilt, dass die betreffende Entscheidung zwischen denselben 
Parteien wegen desselben Streitgegenstands im Zweitstaat ergangen 
oder dort anerkennungsfähig ist und dass die Unvereinbarkeit im 
Verfahren des Ursprungsmitgliedstaats nicht geltend gemacht wurde 
bzw werden konnte. 
- Die EuMahnVO sieht außerdem vor, dass die Vollstreckung zu ver-
weigern ist, sofern und insoweit der Antragsgegner den dem Antrag-
steller zuerkannten Betrag nach Zustellung des EuZB bezahlt hat. 
- Nach der EuUnterhaltsVO gilt es als Vollstreckungsverweigerungs-
grund, wenn das Recht auf Vollstreckung einer Entscheidung nach 
dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats oder des Vollstreckungsmit-
gliedstaats verjährt ist, wobei die längere Verjährungsfrist maßgebend 
ist. 
 
Sofern der Vollstreckungstitel im Ursprungsmitgliedstaat angefochten 
wurde, liegt es gemäß den fünf Verordnungen im Ermessen des zustän-
digen Gerichts, nach einem entsprechenden Antrag des Verpflichteten die 
Aussetzung des Vollstreckungsverfahrens zu verfügen. EuVTVO, Eu-
MahnVO und EuBagatellVO sehen für diesen Fall zusätzlich die Möglich-
keit der Behörde vor, das Vollstreckungsverfahren auf Sicherungsmaß-
nahmen zu beschränken oder die Vollstreckung von der Leistung einer 
Sicherheit abhängig zu machen. 
                                               
745
 Rauscher/Rauscher, Art 47 EuEheKindVO Rz 5. 
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Hinsichtlich der EuEheKindVO ist für eine allfällige Aussetzung das 
nationale Verfahrensrecht maßgebend, während eine Beschränkung bei 
Umgangs- oder Rückgabeentscheidungen kaum in Betracht kommt.746 Die 
EuUnterhaltsVO sieht keine Möglichkeit der Beschränkung vor. Die Aus-
setzung kann dann verfügt werden, wenn die zugrunde liegende Entschei-
dung des Ursprungsgerichts einer Überprüfung unterzogen wird oder 
wenn die Vollstreckbarkeit im Ursprungsmitgliedstaat ausgesetzt ist. Die 
Anwendbarkeit von Aussetzungsgründen gemäß der lex fori ist gewähr-
leistet. 
 
Nach der EuVTVO, der EuMahnVO und der EuBagatellVO ist eine 
Beschränkung oder Aussetzung in Betracht zu ziehen, wenn von der be-
klagten Partei gegen die als EuVT bestätigte Entscheidung, die Bestäti-
gung als EuVT, den EuZB oder das Urteil im Bagatellverfahren ein 
Rechtsmittel eingelegt, insbesondere deren Nachprüfung beantragt wurde. 
Als Rechtsbehelf gilt in diesem Zusammenhang auch die Individualbe-
schwerde an den EGMR nach Art 34 EMRK.747 Als mögliche Maßnahmen 
sind die Beschränkung des Vollstreckungsverfahrens auf Sicherungsmaß-
nahmen sowie die Abhängigmachung der Vollstreckung von der Leistung 
einer Sicherheit vorgesehen. Die Aussetzung des Vollstreckungsverfah-
rens ist nur unter außergewöhnlichen Umständen, etwa im Falle einer Ver-
letzung des ordre public des Vollstreckungsmitgliedstaats, zu erwägen.748 
 
 
VI. Die Abschaffung des Exequaturverfahrens 
 
 
Eine Bescheinigung über das Umgangsrecht bzw über die Rückgabe 
eines Kindes, eine als EuVT bestätigte Entscheidung, ein EuZB, ein Urteil 
im Bagatellverfahren und eine Unterhaltsentscheidung samt entsprechen-
                                               
746
 Rauscher/Rauscher, Art 43 EuEheKindVO Rz 5. 
747
 Siehe nur Fasching/Konecny/Rechberger, Art 22 EuVTVO Rz 11, und Schlosser, Art 
23 EuVTVO Rz 3. 
748
 Rauscher/Rauscher/Pabst, Art 23 EuVTVO Rz 11. 
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dem Auszug werden in den anderen Mitgliedstaaten vollstreckt, ohne dass 
es einer Vollstreckbarerklärung bedarf. Damit hat der Gemeinschafts-
gesetzgeber gegenüber der EuGVVO einen Systemwechsel vollzogen: Im 
Vollstreckungsmitgliedstaat findet – abgesehen von der Geltendmachung 
einer allfälligen Unvereinbarkeit mit einer früheren Entscheidung – keine 
weitere Überprüfung des in einem anderen Mitgliedstaat erlassenen Titels 
mehr statt. Dieser wird gleich wie ein inländischer behandelt. Insofern 
gewinnt der Europäische Rechtsraum durch die fünf Verordnungen eine 
neue Qualität. 
 
Die Aufhebung aller zwischengeschalteten Maßnahmen bei der An-
erkennung und Vollstreckung von Gerichtsentscheidungen genießt in der 
Gestaltung der Europäischen Justizpolitik auch künftig Priorität. Der Euro-
päische Rat hat bei seiner Tagung am 10./11.12.2009 das Programm für 
die Weiterentwicklung des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts für die Jahre 2010 bis 2014749 verabschiedet.750 In diesem so ge-
nannten Stockholmer Programm ist vorgesehen, dass der Prozess der Ab-
schaffung des Exequaturverfahrens fortgeführt werden soll.751 
 
Die in den fünf Verordnungen vollzogene Abkehr vom Vollstreckbar-
erklärungsverfahren bewirkt eine Vereinfachung und Beschleunigung der 
grenzüberschreitenden Forderungsdurchsetzung. Freilich trägt das Sys-
tem der unmittelbaren EU-weiten Vollstreckbarkeit von Gerichtsentschei-
dungen auch dazu bei, den internationalen Rechtsverkehr insgesamt un-
übersichtlicher zu machen. Denn durch das Zurückdrängen des Exequa-
turverfahrens entfernt sich das Europäische Zivilprozessrecht immer mehr 
vom traditionellen Internationalen Zivilprozessrecht, das in Bezug auf Dritt-
staaten anwendbar ist. So ist nunmehr bei der Vollstreckung von Gerichts-
entscheidungen zwischen mindestens fünf Kategorien zu unterscheiden: 
                                               
749
 Das Stockholmer Programm – Ein offenes und sicheres Europa im Dienste und zum 
Schutz der Bürger (Ratsdokument 17024/09). 
750
 Schlussfolgerungen des Europäischen Rats, Tagung vom 10./11.12.2009 (abgerufen 
am 30.06.2010 unter http://www.consilium.europa.eu/uedocs/NewsWord/de/ec/111898. 
doc). 
751
 Ratsdokument 17024/09, 24. 
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inländische Titel, direkt vollstreckbare EuVT, nach Gemeinschaftsrecht 
vollstreckbar zu erklärende Titel aus EU-Mitgliedstaaten, gemäß bilatera-
len oder multilateralen Abkommen vollstreckbar zu erklärende ausländi-
sche Titel, nach autonomem Recht vollstreckbar zu erklärende ausländi-
sche Titel. 
 
Trotz einiger Zweifel in der Literatur hat sich Vollstrecken ohne Exe-
quatur in der Praxis bislang, soweit ersichtlich, bewährt. Der EuGH hat 
sich bisher nur einmal mit der unmittelbaren Vollstreckbarkeit auseinan-
dergesetzt, als er 2008 im Wege eines Eilvorlageverfahrens Rechtsfragen 
betreffend die EuEheKindVO zu klären hatte.752 Der Verzicht auf das Exe-
quaturverfahren bei Gerichtsentscheidungen betreffend die Rückgabe ein-
es entführten Kindes wurde dabei nicht beanstandet. Vielmehr erklärte 
Generalanwältin Sharpston in ihrer Stellungnahme753, es sei nicht zuviel 
verlangt, wenn die EuEheKindVO vom Gericht des Vollstreckungsmitglied-
staats fordere, die Integrität, Objektivität und Unabhängigkeit eines Ge-
richts in einem anderen Mitgliedstaat, gegen dessen Entscheidung die 
verpflichtete Partei ein Rechtsmittel einlegen kann, in der gleichen Weise 
anzuerkennen und zu respektieren wie bei den Gerichten des eigenen Mit-
gliedstaats. 
 
Das Schrifttum hatte sich dahingehend geäußert, dass eben dieses 
gegenseitige Vertrauen in die Rechtspflege der Mitgliedstaaten nicht ge-
rechtfertigt, sondern nur vom Verordnungsgeber dekretiert sei754 bzw dass 
es sich nur um ein fiktives und nicht ein tatsächliches Vertrauen handle755. 
Es mag als Zugeständnis an diese Kritik gelten, dass das Stockholmer 
Programm nunmehr Maßnahmen zur Festigung des gegenseitigen Ver-
trauens vorsieht. So sollen die Umsetzung der einschlägigen Rechtsvor-
schriften besser begleitet, die Aus- und Fortbildung von Richtern und 
                                               
752
 EuGH 11.07.2008, Rs C-195/08 PPU, Rinau. 
753
 Stellungnahme der Generalanwältin vom 01.07.2008, Rs C-195/08 PPU, Rinau, Rz 
96. 
754
 Oberhammer, JBl 2006, 477, 480. 
755
 Sujecki, ZEuP 2008, 458, 469. 
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sonstigen Angehörigen der Rechtsberufe verstärkt und die Evaluierungs-
mechanismen verbessert werden.756 
 
Schließlich ist anzumerken, dass das Institut der direkten Vollstreck-
barkeit derzeit einen relativ eingeschränkten, durch die fünf Verordnungen 
vorgegebenen Anwendungsbereich aufweist. Es ist zur Zeit unklar, ob und 
inwieweit dieser Anwendungsbereich ausgeweitet wird. Insbesondere ist 
es umstritten, ob das Exequaturverfahren bei der demnächst anstehenden 
Reform der EuGVVO, des „Hauptinstruments“ des Europäischen Zivilpro-
zessrechts, abgeschafft werden soll.757 Es erscheint jedenfalls sinnvoll, die 
in den Verordnungen vorgesehene Evaluation758 abzuwarten, bevor das 
exequaturfreie Vollstrecken auf weitere Rechtsbereiche erstreckt wird. 
 
 
VII. Die Kodifikation des Europäischen Zivilprozessrechts 
 
 
Es sprechen gute Gründe dafür, den derzeitigen Bestand des Europäi-
schen Zivilprozessrechts, zu dem auch die in der vorliegenden Arbeit 
untersuchten fünf Verordnungen zählen, in einem einheitlichen Regelwerk 
zusammenzufassen. 
 
Einerseits finden sich einige Begriffe und Regelungsansätze in allen 
fünf oder zumindest in der Mehrzahl der Verordnungen. Diese gehen au-
ßerdem in einigen Fällen auf die EuGVVO zurück. Als Beispiele seien die 
Bestimmung des Anwendungsbereichs, die Gewährleistung des rechtli-
chen Gehörs sowie die Verweigerung, Aussetzung oder Beschränkung 
der Vollstreckung erwähnt. 
 
 
                                               
756
 Ratsdokument 17024/09, 27. 
757
 So Mankowski in einem Vortrag zur Reform der EuGVVO am 23.11.2009 in Wien. 
758
 Art 65 EuEheKindVO, Art 32 EuMahnVO, Art 28 EuBagatellVO, Art 74 EuUnterhalts-
VO. Die EuVTVO enthält keine entsprechende Bestimmung. 
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Andererseits würde eine Konsolidierung in einem Einheitstext die Ge-
legenheit bieten, widersprüchliche Regelungen oder auch nur terminolo-
gische Unterschiede zu beseitigen. Einheitliche Vorschriften sind etwa in 
den Bereichen Verbraucherschutz, Zustellung, Rechtsmittel und Form der 
Bestätigung der EU-weiten Vollstreckbarkeit vorstellbar. 
 
Insgesamt würde eine Kodifikation mehr Rechtssicherheit, einen pra-
xisgerechteren Zugang zu den einzelnen Rechtsinstrumenten und damit 
mehr Akzeptanz für das Europäische Zivilprozessrecht schaffen. 
 
Was die Form einer solchen Kodifikation betrifft, wurden mehrere Vor-
schläge unterbreitet: 
- die widerspruchsfreie Zusammenfassung der bestehenden Rechts-
akte759; 
- die Gesamtkodifikation des Europäischen Zivilprozessrechts und des 
Europäischen Internationalen Privatrechts760; 
- ein Gemeinsamer Referenzrahmen für das Europäische Zivilprozess-
recht761. 
 
Das Stockholmer Programm hat das Erfordernis einer Kodifikation er-
kannt und hebt hervor, wie wichtig es ist, mit dem Vorhaben der Konsoli-
dierung der im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen bis-
lang angenommenen Rechtsinstrumente zu beginnen.762 Als Zielsetzung 
ist vorgesehen, den Europäischen Rechtsraum so zu konsolidieren, dass 
die derzeitige Zersplitterung überwunden wird.763 Es wird an der Kommis-
sion liegen, diesem etwas vagen Vorhaben konkrete Formen zu geben.764 
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 McGuire, ecolex 2008, 100, 104. 
760
 Wagner, EuZW 2007, 626, 631. 
761
 Hau, GPR 2007, 93, 99/100. 
762
 Ratsdokument 17024/09, 24. 
763
 Europäischer Rat, Tagung vom 10./11.12.2009, Schlussfolgerungen Rz 28 (abgerufen 
am 30.06.2010 unter http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/ 
de/ec/111898.pdf). 
764
 Vgl dazu den Vorschlag der Kommission für einen Aktionsplan zur Umsetzung des 
Stockholmer Programms (COM(2010) 171 final). 
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Ziel sollte es in einem ersten Schritt sein, die bestehenden Rechtsakte 
nach einer allfälligen Evaluation in einem einheitlichen Text zusammenzu-
fassen. Anschließend könnte das Europäische Internationale Privatrecht in 
die Kodifikation miteinbezogen werden, zumal die beiden Rechtsgebiete 
praktisch und methodisch miteinander verbunden sind. Die EuUnterhalts-
VO als vorläufig letzte im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivil-
sachen verabschiedete Verordnung hat letzteren Aspekt aufgegriffen und 
regelt Unterhaltssachen sowohl in verfahrensrechtlicher als auch in kolli-
sionsrechtlicher Hinsicht. Auch einige mitgliedstaatliche Rechtsordnun-
gen765 haben das Internationale Zivilprozessrecht und das Internationale 
Privatrecht in einem Rechtsakt zusammengefasst. 
 
Schließlich ist – in Anlehnung an den Gemeinsamen Referenzrahmen 
für das Europäische Privatrecht766 – auch die Schaffung eines Gemeinsa-
men Referenzrahmens für das Europäische Zivilprozessrecht denkbar.767 
Ein solcher Referenzrahmen könnte einerseits als Leitlinie für Gesetzes-
vorhaben auf Unions- und mitgliedstaatlicher Ebene dienen und so zu 
einer Harmonisierung der europäischen Zivilprozessordnungen beitragen. 
Andererseits könnte er als optionales Instrument eingesetzt werden, das 
Vertragsparteien im Falle grenzüberschreitender Rechtsstreitigkeiten als 
anwendbares Prozessrecht wählen könnten768. 
 
Insofern mangelt es innerhalb des Europäischen Zivilprozessrechts 
nicht an interessanten Herausforderungen für die Zukunft. 
 
 
 
                                               
765
 ZB Italien: Gesetz Nr 218 vom 31.05.1995 (Reform des italienischen Systems des In-
ternationalen Privatrechts). 
766
 Von Bar/Clive/Schulte-Nölke ua, Principles, Definitions and Model Rules of European 
Private Law. 
767
 Hau, GPR 2007, 93, 99/100. 
768
 Vgl auf internationaler Ebene die von UNIDROIT und dem American Law Institute er-
arbeiteten Principles of Transnational Procedure (dazu näher Stürner, ZZPInt 2006, 381 
ff). 
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ABSTRACT 
 
 
 
Die Europäische Union verfolgt seit dem Inkrafttreten des Vertrags von 
Amsterdam im Jahr 1999 das Ziel, in bestimmten Bereichen des Euro-
päischen Zivilprozessrechts jene Zwischenmaßnahmen abzubauen, die 
nach dem traditionellen Internationalen Zivilverfahrensrecht notwendig 
sind, um die Anerkennung und Vollstreckung einer Gerichtsentscheidung 
in einem anderen Mitgliedstaat als dem Ursprungsstaat zu ermöglichen. 
Inzwischen wurde die Abschaffung des Vollstreckbarerklärungsverfahrens 
in den folgenden fünf Verordnungen umgesetzt: 
- Verordnung (EG) Nr 2201/2003 vom 27.11.2003 (EuEheKindVO); 
- Verordnung (EG) Nr 805/2004 vom 21.04.2004 (EuVTVO); 
- Verordnung (EG) Nr 1896/2006 vom 12.12.2006 (EuMahnVO); 
- Verordnung (EG) Nr 861/2007 vom 11.07.2007 (EuBagatellVO); 
- Verordnung (EG) Nr 4/2009 vom 18.12.2008 (EuUnterhaltsVO). 
 
Die vorliegende Dissertation untersucht diese Verordnungen und stellt 
auf diese Weise dar, in welchen Bereichen und unter welchen Voraus-
setzungen derzeit Vollstrecken ohne Exequatur im Europäischen Zivil-
prozessrecht möglich ist. 
 
Zunächst werden der zeitliche, der räumliche, der sachliche sowie der 
persönliche Anwendungsbereich der fünf Verordnungen unter Einbezie-
hung der Verbraucherschutzregelungen beleuchtet. 
 
Anschließend werden die Voraussetzungen für die unmittelbare Voll-
streckbarkeit von Vollstreckungstiteln innerhalb des europäischen Rechts-
raums erörtert. Dabei ist wie folgt zu unterscheiden: Die EuEheKindVO, 
die EuVTVO und die EuUnterhaltsVO zeichnen sich dadurch aus, dass ein 
nationaler Titel, der am Ende eines nach der jeweiligen lex fori abge-
wickelten Verfahrens erlassen wird, unter bestimmten Voraussetzungen 
als europäischer Vollstreckungstitel bestätigt wird. Die EuMahnVO und die 
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EuBagatellVO hingegen sehen jeweils ein euroautonomes Verfahren vor, 
das in einen genuin europäischen Vollstreckungstitel mündet. 
 
Ein weiteres Kapitel setzt sich mit der Gewährleistung des rechtlichen 
Gehörs in den fünf Verordnungen auseinander. Ein besonderes Augen-
merk gilt dabei den Zustellvorschriften und den Schwierigkeiten, die auf-
grund der Sprachenvielfalt im europäischen Justizraum auftreten können. 
 
Im Anschluss daran werden die in den Verordnungen vorgesehenen 
Rechtsbehelfe analysiert. Davon sind einerseits die Bedingungen für den 
Widerruf einer Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel erfasst. 
Andererseits werden die Wiedereinsetzungsgründe dargestellt, die für die 
verpflichtete Partei das Recht auf Nachprüfung jener Entscheidungen er-
öffnen, deren unmittelbare EU-weite Vollstreckbarkeit bescheinigt worden 
ist. 
 
Das letzte Kapitel beschäftigt sich mit der Phase nach dem Erlass 
eines Europäischen Vollstreckungstitels: der Vollstreckung des Titels in 
einem anderen Mitgliedstaat als dem Ursprungsstaat. Dabei werden die 
vorzulegenden Urkunden sowie die Voraussetzungen für die Verweige-
rung, Aussetzung oder Beschränkung der Vollstreckung berücksichtigt. 
 
Die Arbeit schließt mit einer Zusammenfassung der wichtigsten Ergeb-
nisse der einzelnen Kapitel sowie mit einem Ausblick auf die künftige Ent-
wicklung des Europäischen Zivilprozessrechts, insbesondere auf dessen 
etwaige Kodifikation. 
 
 
o O o 
 
 
Since the Treaty of Amsterdam came into force in 1999, the European 
Union has been striving to further reduce the intermediate measures in 
certain areas of European Civil Procedure which, according to traditional 
International Civil Procedure, are required to enable the recognition and 
enforcement of a judicial decision in a Member State other than the State 
 163 
of origin. The abolition of exequatur has meanwhile been implemented in 
the following five regulations: 
- Regulation (EC) No 2201/2003 of 27/11/2003 concerning juris-
diction and the recognition and enforcement of judgments in matri-
monial matters and the matters of parental responsibility; 
- Regulation (EC) No 805/2004 of 21/04/2004 creating a European 
Enforcement Order for uncontested claims; 
- Regulation (EC) No 1896/2006 of 12/12/2006 creating a European 
order for payment procedure; 
- Regulation (EC) No 861/2007 of 11/07/2007 establishing a Euro-
pean Small Claims Procedure; 
- Regulation (EC) No 4/2009 of 18/12/2008 on jurisdiction, applica-
ble law, recognition and enforcement of decisions and cooperation 
in matters relating to maintenance obligations. 
 
This doctoral thesis examines these regulations and demonstrates in 
which areas and under which conditions enforcement without exequatur is 
currently possible in European Civil Procedure. 
 
Firstly, the temporal, territorial, substantive and personal scope of the 
five regulations is examined, taking into account customer protection rules. 
 
The conditions for direct enforceability of enforcement titles within the 
European Area of Justice are then discussed, whereby the following differ-
ences are to be noted: Regulation No 2201/2003, Regulation No 805/2004 
and Regulation No 4/2009 distinguish themselves from the others, as a 
national title is issued at the end of the respective lex fori proceedings. 
This can be confirmed as a European Enforcement Order under certain 
conditions. Regulation No 1896/2006 und Regulation No 861/2007 on the 
other hand provide for autonomous European proceedings which end with 
a genuine European Enforcement Order. 
 
A further chapter deals with the right to a hearing under the five regu-
lations. Particular attention is paid to the rules governing the service of 
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documents and the difficulties which can occur due to the various lan-
guages in the European Area of Justice. 
 
An analysis of the legal remedies provided in the Regulations follows 
this. This includes on the one hand the withdrawal of the European En-
forcement Order certificate and on the other hand the reasons for re-open-
ing proceedings and the liable party’s right to a review of the decision 
whose direct union-wide enforceability was certified. 
 
The final part deals with the phase after the issuing of the European 
Enforcement Order; the enforcement of the order in a Member State other 
than the State of origin. The documents to be submitted, the conditions for 
refusal, stay or limitation of enforcement are taken into account here. 
 
The doctoral thesis closes with a summary of the most important con-
clusions of each chapter as well as an outlook of the future developments 
of European Civil Procedure, particularly its codification. 
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